


Kurzum I von  Thornas Westpha l  

Mein ganz persönliches Barometer zum 
Zustand der deutschen Gesellschaft,qua- 
si mein aktueller,,Gemüts-Index", ist die 

wöchentliche,,SpieaeI-Bestseller" Liste. Nehmen , - 
wirdiedrei führenden Sachbuch-Titelausder48. 
WochediesesJahres.Vorneweg marschiert Hape - . . 
Kerkeling mit,,lch bin dann mal weg".lhmfolgen 
Rhonda Byrne mit ,,The Secret - Das Geheimis" ~ + ~ h o m i i  wertphil. 
und Richard Dawkins„Der Gotteswahn". Auf Platz 

Diplom-volkrwiri. rpw- 
~itheraurgeber,er lebt und 

fünf dann noch ein Werk mit dem Namen „Gott- arbeitet in Dortmund. 

eine kleine Geschichte des Größten". Alle diese ~oto: privat 

Titel setzen sich zwar in sehr unterschiedlicher 
Weise, aber doch mit dem gleichen Großthema 
auseinander: Wer lenkt und beeinflusst mein 
persönliches Schicksal? Anders ausgedrückt: Das 
ThemaderDeutschen ist offenbardiesuche nach 
sich Selbst und die Frage nach der Rollevon Gott 
beidieserSuche.Religion und ihreEntstehungsge- 
schichte istfürdie Deutschen einThema geworden. 
Die Leichtigkeitfrühererlahrescheintverschwun- 
den.Simpie Ratgeber gemäß dem Motto,.Leben 
einfach glücklich" haben nicht den Weg ins Para- 
dies auf Erden gezeigt. 

Kurzum: Die heimliche Ersatzreligion der letz- 
ten Jahre. nämlich die coole Gleichgültigkeit des 
permanenten (Party-)Lebens verbunden mi t  der 
Hoffnungaufein Leben ohne mühseligen persön- 
liche Weiterentwicklungen und der manifesten 
Weigerung Erwachsen zu werden, bekommt augen- 
scheinlich erste Kratzer. 

DieTatsache,dassausgerechnetein Komi- 
kerderseine besten Jahreeigentlich schon 
hintersich hat und nun durch billigeTanz- 

undchartshowstingeln muss,dieListeder reiigiö- 
sen Ichducher anführt zeigt:auch diesesThema 
wird in Deutschland am liebsten mit derweichen 
Waffedes Witzes undder Ironie bearbeitet.Wobei 
konzediert werden muss.dass Kerkelingeine bril- 
IanteMischungaus Milieubeschreibung und per- 
sönlicher Biographie mit religiöser Begleitmusik 
gelungen ist. 

KerkelingverdeutlichtaberauchdieDoppel- 
bödigkeitdieserneuendeutschen Religions- 
welle.SoIässt Kerkeling nachder Pilgerung 

keine wesentlichen Charakterveränderungen öf- 
fentlicherkennen.Er hat nicht einmal seinen welt- 
lichen Lebenswandel in irgendeiner Formsichtbar 
verändert. Kerkelings Wanderung ist eben nicht 
die Neuauflage des protestantischen,,Laufs zu mir 
selbsf'vonJoschka Fischer.Er ist eben,,nurmalso" 
den Jakobswegentlanggewandert, hatteentlang 
des Weges bewegende Begegnungen und Momen- 
te,aber das war es auch schon. 

So steht also zu befürchten,dass es sich mi t  
dem Religionsinteresseder Deutschensoähnlich 
verhält wie mit den Kochsendungen.Wöchentlich 
sehen über 3 Millionen Deutsche eine oder gar 
mehrereKochsendungen mitden sattsam bekann- 
ten,,Starköchen".Gleichzeitigvertilgen wir aber 
imlahrrund 20Millionen Dosen Ravioli und über 
eine halbe Milliarde Fischstäbchen. 

Kurzum: Die neue deutsche Religionswelle 
erschöpft sich ohne weitere Konsequenzen schon 
darin zu lesen,wasandere Denken odererfahren 
haben.DieBegieitungder Erfahrungsgeschichten 
anderer ersetzt bereitsdas eigene Handeln. Dabei 
sein bestimmt das Bewusstsein. 
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W Meinung 

1 Alles Mitte, oder was? 

1 Die IPD muss Worten Taten folgen lassen I von Reinhod R Y  nker W H  

,,Wowir sind,istdie Mitte"prok1amiertedie 
CDU-Vorsitzende Angela Merkel Anfang 
Dezemberaufdem Hannoveraner Bundes- 

parteitagihrer Partei.SPD-Generalsekretär Huber- 
- tus Heil kontertemitVerweisaufdieDeutschland- 

fahne selbstbewusst ,,Rot ist in der Mitte". Zur 
HalbzeitderGroßen Koalition nehmen beideRegie- 
rungspartnerfür sich in Anspruch.die politische 
Mitte zu repräsentieren. Beide wollen ,,die Mitte" 
frühzeitig besetzen,da dort gemeinhin Wahlen 
gewonnen werden. Doch das ist nurdie halbewahr- 
heit.Wer die Mittegewinnen will muss auch wis- 
sen,wosie beginnt undendet.Und wersiezu breit 
zieht wird sie ebenso wenig gewinnen - weil er 
niemanden anspricht -, wie derjenige nicht ge- 
winnen wird. der unter dem Vorwand.die Mitte 
zuvertreten.lediglichdieSonderinteresseneiner 
kleinen Gruppe zum Orientierungspunkt seines 
Handelns macht. Die ,,politische Mitte" ist eine 
politische Konstruktion. 

Nach dem SPD-Bundesparteitag EndeOktober 
versuchten Union undTeilederMedien.derSozia1- 
dernokratieeinen Linksrutsch unter zu schieben. 
Im Kerngingesihnendabei darum.überdieaktu- 
elle Regierungspolitik hinausgehende Forderungen 
der SPD zu diskreditieren. Dervermeintliche Links- 
rutsch bestand aber lediglich darin,dass sie pro- 
grammatisch ihre neoliberale Phase beendet hat, 
um ihren sozialdemokratischen Kern wieder frei 

DieSPD hat aufdem Hamburger Parteitag 
den Mut  gefunden,ihrePolitikausder rot- 
grünen Regierungszeit aufden Prüfstand 

zu stellen und weiter zu entwickeln.Jetzt kommt 
es darauf an,an denThemen weiter zu arbeiten. 
Beim Mindestlohn gelingtdiessehrgut,auch wenn 
Springer & Co. der SPD die mögliche Insolvenz 
ihres Postzustellers PIN in die Schuhe schieben 
wollten. Den Menschen ist klar.dassein Geschäfts- 
konzept,dasaufderZahIungvon Dumpinglöhne 
beruht, zurecht scheitert. Hier wird die SPD am 
Ball bleiben,fürdieflächendeckende Einführung 
eines Mindestlohns zu streiten. In der Sozialpoli- 
tik wird es um die Weiterentwicklung der Sozial- 
staatsreformen gehen. bei denen die soziale 
Gerechtigkeit und der Respektvorder Lebensleis- 
tungin den Mittelpunkt gerücktwerden müssen. 
Nach der Klimakonferenzvon Bali müssen konkre- 
te Maßnahmenfürdieangekündigte,,industriel- 
le Revolution" im Zeichen des Klimawandelsfol- 
gen.Hier hat dieSPDdiegroßeChance,Industrie- 
und nachhaltige Umweltpolitik in Einklang zu 
bringen. Daraus können sich nicht nur Beschäf- 
tigungsperspektiven ergeben,sondernauch neue 
gesellschaftliche Bündniskonstellationen mit Ge- 
werkschaften undanderen sozialen Bewegungen. 
Hier liegen auch die Aufgaben der SPD-Linken. 

rn 

zu legen.lnsofern könnteman sagen,dieSPD hat 
„ihreMitter'wiedergefunden,ein Linksrutschaber 
war das nicht. Wer Wahlen eewinnen will. muss 

U 

sowohl in der Lagesein klare Positionen zu bezie- 
hen als auch unterschiedliche Interessen zu bün- 
deln.Widerstreitende Forderungen müssen zusam- 
mengebracht undMenschen fürihre Umsetzung 
begeistert werden. Das geht nicht mit einem be- <& 
herzten ,,sowohl als auch". 

D ~cinho~d ~ünker ,  
~ i s t ~ ~ i k ~ ~ , ~ ~ b t i ~  ~ ~ i ~ h i i " ~ ~ ~ .  
Er ist rpw-Chefredakteur und 
Gerchäftrfuhrerder Forum 
DLIi.  

Fot* privat 



Meinung. 

Klassenkampf um 
die Erbschaftsteuer 

I von Fiorian Pronold W W 

Der Klassenkampf in Deutschland ist in 
vollem Gange. Einer kleinen Schicht von 
Vermögensbesitzern ist kein Argument zu 

absurd, um die faktische Abschaffung der Erb- 
schaf ts teuer~~ betreiben.ln der Unionsfraktion 
stößt die Unternehmerlobby auf offene Ohren. 
DasschärfsteSchwert hat ihr dabei das Bundes- 
verfassungsgericht in die Händege1egt:Wennes 
bis Ende zoo8 kein neues Bewertungsrecht gibt. 
Iäuit nach derVermögensteuer auch die Erbschaft- 
steueraus.Die Erbschaftsteuergegner können ihr 
Ziel alsodurch Obstruktion erreichen.Das erschwert 
einen vernünftigen Kompromiss. 

Unsere Anforderungen an die Reform sind klar: 
Einheitliche Bewertung aller Vermögensarten. 
deutlich steigendes Aufkommen durch höhere 
Steuernaufgroße Erbschaften und Gleichstellung 
dereingetragenen Lebenspartnerschafien.Gleich- 
zeitig sollen durchschnittliche Erbschaften weiter- 
hin steuerfrei bleiben und Liquiditätsprobleme 
bei Betriebsübergaben vermieden werden.ohne 
dassaufangemesseneSteuerzahiungenverzich- 
tet wird. Genauso klar war aber,dass das gegen 
die Union nicht vollständig durchzusetzen is t .  

Die Eckpunkte,diewir in der Koalitionsarbeits- 
gruppe ausgehandelt haben. sind ein tragbarer 
Kompromiss, auch wenn sie uns nicht glücklich 
machen können. Als Erfolg muss der Erhalt des 
Aufkommensvon 4 Milliarden Euro gelten. Falls 
die Berechnungen zeigen, dass dieses Ziel nicht 
erreicht wird, muss nachgebessert werden.Auch 
die Beibehaltungder hohen Steuersätzetrotz neu- 
en Bewertungsrechts ist ein Erfolg.Und schließlich 
bleiben Lebenspartner zwar in Steuerklasse III. 
bekommen dort aber wie Ehepartner ~00.000 

Euro Freibetrag. 

- 
Entscheidend für die Besteuerung von 
Großvermögen istjedochdie Behandlung 
von Betriebsvermögen. Sobald es um ein 

paar Mil l i~nengeht~stecktfast injeder Erbschaft 
betriebliches Vermögen. Und die Priviiegierung 
des BetriebsvermögensschafftdenAnreiz.Privat- 
vermögen umzudeklarieren. Nachdem Gerhard 
Schröderdas Abschmelzmodell-das heißt schritt- 
weiser Steuererlass bei Betriebsfortführung-2005 
fürdieSPDübernommen hat.sind wirvon diesem 
unsinnigen Modell nicht mehr weggekommen. 
Immerhin:DasModeligiltjetzt„nur"für85 Prozent 
des Betriebsvermögens. der Rest bleibt steuer- 
pflichtig. Und wir haben durchgesetzt. dass der 
Steuererlass über die Lohnsumme direkt an den 
ErhaltderArbeitsplätzegekoppeltwird.lm Ergeb- 
nis heißtdas:Werfürio Millionen Immobilien erbt, 
wirdzukünftigdeutlichtieferin dieTaschegreifen 
müssen. Wer einen Betrieb für10 Millionen erbt, 
kommt noch billiger weg als bisher -allerdings 
nurwenner ihn mindestensi5Jahreerhält.Ent- 
scheidend istdeshalb.wiedas Betriebsvermögen 
im Detail abgegrenzt wird. 

Trotz aller Problemegilt:Wenn wir das neue 
Bewertungsrecht verabschieden, gibt es 
genügendStellschrauben,um dieSteuern 

fürMillionenerben mit anderen politischen Mehr- 
heitenanzuheben.Die UmsetzungderEckpunkte 
wärealsoein Etappensieggegendie Klassenkäm- 
pfer von oben. Doch bis dahin sind noch einige 
Schlachten zu schlagen. 



W Meinung 

I von Ortwin Runde ¤ W 

- 

,,Zeitenwendean den Finanzmärkten" leit- 
artikelte Mi t te November die Financial 
Times Deutschland und setzte die Speku- 

lationen über die Auswirkungen der Finanzmarkt- 
sommerkrisediesesJahresfort.Und wenneseines 
Beweises bedurft hätte, dass die dort herrschen- 
den ..Bankeranarchismen", regellos anmutende 
Renditejagden aus bloßer Geldgier,gebremst wer- 
den müssen.dann hat diese Krise sie geliefert. 

Bankeranarchismen 
bremsen 

Was istgeschehen? In der Euphorie um schein- 
bar immer weiter steigende lmmobilienpreise 
waren in den USA bis zum Sommer m i t  immer 
weniger Sicherheitsmanagement Kredite zum 
Häuserkaufvergeben worden.Als immer mehr der 
neuen lmmobilienbesitzerwegen steigender Zin- 
sen ihreKredite nicht mehr bedienen konnten,ge- 
riet der Markt ins Rutschen.die Prei~everfielen~die 
US-lmmobilienblase schien zu platzen. Das alles 
wäre weniger dramatisch gewesen. wenn nicht - 
grob gesprochen -d i e  Banken aus den vielen 
lmmobiliendarlehen Paketeausguten und faulen 
Krediten gemacht,diese Wertpapiere weiterver- 
kauft,ggfdiese wieder zu neuen Paketen umge- 
packt undverkauft hätten,usw.Aus lauter Rendi- 
tehunger wurden Risiken verschleiert und über 
ausgegliederte sog.Zweckgesellschaften gesam- 
melt, schienen dienBanker" schließlich selbst die 
Übersicht verloren zu haben. 

Das Ergebnisdieser sich weltweit verbrei- 
tenden Krisein Deutsch1and:Zwei Banken 

England - schossen immer wieder frisches Geld 
ins System-bisher mehralsi,s Billionen US-Dollar 
-und stabilisierten das Spekulantentum aus Angst 
voreinem Übergriff der Finanzmarktkriseauf die 
positiven Konjunkturentwicklungen in der Real- 
wirtschaft. Indem die Geschäftsbanken mit der 
,.Gier"nachfrischem Geld jedoch beiden Zentral- 
banken erfolgreich waren, wurden auf kaltem 
Wege deren Ersatzbanknoten in Form der sog. 
Finanzderivate zu echtem Geld -„nebenbei"also 
ein StückGeldmengenpolitik zugunsten der Ban- 
kenwelt ~rivatisiert. 

Das ruft nach politischerAufmerksamkeit. 
Insbesondere aus dem konservativ-libera- 
len Lagerwurden die Analysederdahinter- 

stehenden Ursachen wie die politische Debatte 
unter HinweisaufdieSensibilität der Finanzmärk- 
te und dass man die Krise nicht stärker reden 
dürfe,alssiesei,in die Längegez~gen~einegründ- 
liche Debatte über notwendigeVeränderungen 
in den Hintergrund geschoben. Das ist ärgerlich. 
Da muss linke Politik dranbleiben. 

Fest steht:Dem Finanzmarktgeschehen muss 
stärkere Aufmerksamkeit gewidmet werden. Da- 
für sprechen nicht nurdiezunehmendenvolkswirt- 
schaftiichen Gefahren, die von dort für uns alle 
ausgehen können.Dafür spricht ganz besonders, 
dass die Zukunftsfähigkeit eines europäischen 
Sozialmodells nur gesichert werden kann,wenn 
man den demokratischen Zugriff auf die dortigen 
Renditen politisch auch durchsetzt. 

wankten und brauchten kräftigeLiquiditäts- D oltwin ~ u n d e ,  
Md8 jSPD),irt Mtglied im 

spritzen.AndereGeschäftsbanken meldeten Wert- Finanzaurrchurr "nd icbt in 

berichtigungsbedarf (also: voraussichtliche Ver- Harnburg.woer von,gg7 
bis 2ooi Erster B"rgermei5ter 

luste!) in mehrstelligerMillionenhöhe.DieNoten- war. 

banken - EZB. US-Fed und selbst die Bank von FO~O; ww.lpdfraMi0n.de 



M e i n u n g  H 

- I Menschenrechtspolitik lebt von Glaubwürdigkeit 

1 von  Christoph Strässe~ 

Eine menschenrechtsorientierte Außen- 
und innenpolitikstärkt die Rechtsstaatlich- 
keit weltweit. Sie hat den Anspruch. im 

Interesse der Menschen zu gestaIten,also zum 
positiven zuverändern.An den Ergebnissen muss 
siesich messen lassen,nicht an Schlagzeilen und 
symbolkräftigen Bildern. 

DieKontroverseumdie..richtige"Menschrechts- 
politik im Zusammenhang mit dem Empfangdes 
Dalai Lama mussalso In diesemZusammenhang 

anerkannt,obwohl sie in China massiv unterdrückt 
werden? Warum werden Tschetschenen,von de- 
nenvieleauch nochtraumatisiert sind.nach Russ- 
land abgeschoben?Warum dürfen Frauen,die in 
ihre Herkunftsländerzwangsverheiratet wurden, - 
nur innerhalb eines halben Jahres wieder nach 
Deutschland zurückkehren,wenn siediese Ehe 
nicht ertragen können? Warum werden dievor- 
behaltezur UN-Kinderrechtskonvention nicht zu- 
rückgenommen? 

gesehen werden. Ich bezweifle stark. dass eine Die Liste der Glaubwürdigkeitslücken in der 
ausschließlich aufAußenwirkungorientierteMen- Menschenrechtspolitikder Union ließesich belie- 
schenrechtspolitik es den Menschen in China 
leichter macht, ihre Situation zu verbessern,ge- 
schweigedenn die notwendige rechtsstaatliche 
Entwicklung befördert. Spricht man diesesThema 
ausdieser Perspektivean, holt die Union die mo- 
ralischeKeule raus und behauptet,dieSPDwürde 
Wirtschaftsinteressen über moralische Wertestel- 
len.WährenddieUnion mit ihrerChina-Politikpunk- 
tet, werden jahrelange und fruchtbare Dialogforen 
stillgelegt-aufstaatlicher wie auf nichtstaatlicher 
Ebene.überall dort.woes bislang möglich war.in 
oft zähen und mühsamen Gesprächen - wenn 
auch kleine-Fortschrittezu erzielen, herrschtjetzt 
Stillstand,wennnichtgarRückschritt.DerMenschen- 
rechtsausschussdes Bundestagesist ausgeladen 
worden,dervonderFESinitiierteMenschenrechts- 
dialog-derjetzt zum g.Mal in Pekingstatffinden 
sollte,wurdeabgesagt.Sieht soerfolgreicheMen- 
schenrechtspolitik aus? 

bigfortsetzen. 

Sozialdemokratische Außenpolitik war im- 
merwerteorientiert,das brauchen wir uns 
von niemandem erklären iassen.Eswaren 

Willy Brandt, Egon Bahr und Erhard Eppler, die in 
den ig6oer- und ig~oer-Jahren durch Beharriich- 
keit und immer unter Berücksichtigungder Proble- 
me und NötederMenschen Entspannungspolitik 
gemacht haben.~rank-~a l ter~te inmeier i teht  mit 
seinem Verständnis von Außenpolitik damit in 
einer großen und guten Tradition. W 

Mi t  Moral und Wert i~keiten ist es bei der - 
Union nicht weit her.80 istein menschen- R Chrirtoph st,ärre,, 
rechtlicher Ansatz bei ihren lnnenpolitikern M ~ B  (SPD). irt spreche, fur 

in Bund und Ländern eindeutig nicht erkennbar. Menr<henredteundHumani- 
t a n  HilfederSPo-Bundertagi- 

Warum sonst werden muslimische Uighuren in fraktion und lebt in ~ u n r f e r  

Deutschland häufig nicht als politisch verfolgt ~~tota:www.~pdfraktion.de 



Meinung 

- 
Pro: 

Brauchen wir eigene 

- 
Das Problem der Kinderarmut wurde mi t  
den Hartz-Reformen in doppelterweise 

vergrößert: Die Kindern zustehenden Leistungen 
wurden deutlich reduziert; gleichzeitig hat sich 
dieZahl der betroffenen Kinder erheblich erhöht, 
allein imvergangenen Jahr um zehn Prozent.Die 
Folgenlosigkeit undGleichgültigkeit.mit der die- 
seEntwicklung hingenommen wird,ist skandalös. 
Dies ist ein Armutszeugnis,auch und geradefür 
die sozialdemokratische Sozialpolitik. 

1,gMillionen Kindersindvon Armut betroffen. 
Nach Schätzungen ist zusätzlichvon einer Million 
Kindern auszugehen.die nicht in der Statistikauf- 
tauchen. weil die Eltern bestehende Ansprüche 
nicht wahrnehmen oderweil sie-wie bspw.Flücht- 
linge-allenfalls über reduzierteLeistungsansprü- 
cheverfügen. 

DieHöhederLeistungenfür Klnderwird bislang 
wiefolgt bestimmt: Dasstatistische Bundesamt 
ermittelt alle fünf Jahre (zuletzt 2003). was das 
ärmsteFünftel der EinpersonenhaushalteauRer- 
halbdes Leistungsbezuges aufwendet. In dieser 
Bezugsgruppe gibt esweder Kinder noch berück- 
sichtigt dasverfahren dieerheblichen Preissteige- 
rungen seit 2003.Trotzdem werden von den so 
ermittelten Ausgaben amtlich weitere Abschläge 
für ,.unnötige Ausgaben" vorgenommen. Übrig 
bleibt der Regelsatz,wie er Erwachsenen zusteht. 
Zurzeit sind das 347 Euro monatlich.Heranwach- 
sende bis iqJahre erhalten pauschal 60 Prozent. 
abigJahrendann 80 ProzentdiesesSatzes.Kinder- 
geld wird damit volIständigverrechnet.Ein solches 
Verfahren hatviel mit Haushaltspolitik und nichts 

mit dem Bedarfvon Kindern zu tun. Jedem Kind 
stehen so proTag 2.71 für Essen und Getränke zu. 
Damit kann man sich wedergesundes Essen noch 
ungesundesFast Food 1eisten.Eineausgewogene 
Ernährung, so das Forschungsinstitut für Kinder- 
ernährunganderuniversität Bonn,ist damit nicht 
möglich. 

Mitden Hartz-Reformen wurdeden Behörden 
zudem die Möglichkeit genommen.individuelle 
Härten durch einmalige Beihilfen für besondere 
Notlagen auszugleichen. Das gilt zum Teil selbst 
dann,wenn es um medizinisch notwendige-aber 
von den Kassen nicht finanzierte Leistungen geht. 

Häufig wird eine Erhöhungder Geldleistungen 
mit dem Argument abgelehnt,dassdas Geld nicht 
ankäme,weil Eltern den Regelsatz der Kinderselbst 
,,verfrühstückten". Dafür gibt es einzelne Beispiele, 
aber die haben mit den sozialen Realitäten nichts 
zu tun.Allein 60 Prozent der betroffenen Kinder 
leben in HaushaltenAlleinerziehender,deren Ein- 
kommen häufigtrotzeiner Erwerbstätigkeit nicht 
ausreicht. Die übergroße Mehrheit der Eltern re- 
duziert eigene Bedürfnisse. um wenigstens den 
Kindern ein Mindestmassan sozialerTeilhabezu 
ermöglichen.Anstelleeiner Regelsatzerhöhung 
wird oftaufdie Bedeutungvon Bildung und Infra- 
struktur hingewiesen.Der Hinweis i s t  richtig,macht 
aber nicht saii.Notwendigwäreeine kinderspezi- 
fische Bedarfsbemessung und darüber hinaus die 
Wiedereinführungeinmaliger Leistungen für be- 
sondere Notlagen. Dafür fehlt es nicht an Geld, 
sondern an politischem Willen. 



Meinung W 

Contra: 
Brauchen wir eigene .- @-V T e n  

Kinder und Angehörigein Bedarfsgemein- 
schaften haben eigene Regelsätze nach 

SGB XII. Sie werden aufgrund der Synergien in 
Familienhaushalten in Prozentsätzen vom Haus- 
haltsvorstand dargestellt.Die Regelsätze müssen 
insgesamt aufihrezielgenauigkeit und Wirksam- 
keit gegen Armutslagen überprüft werden. Kein 
armes Kind darf uns gleichgültig lassen.Auch nicht 
Kinder inver- und überschuldeten Arbeitnehmer- 
familien. die nicht von Sozialhilfe oder dem ALG 
II,aber faktisch an der Pfändungsgrenze leben. 

I 

Regelsätze für Kinder? 

von Rolf Stöckel H W 

EineelternunabhängigeCrundsicherung-oder 
etwa ein,.bedingungsloses und Existenz sichern- 
desGrundeinkommen"fürKinder,unabhängigvon 
ihren Eltern und deren Einkommen undvermögen, 
dasinTeilenvon CDU.FDP,Grünen und Linkspopu- 
listen gefordertwird-wäresolange unbezahlbar 
und extrem sozial ungerecht, solange das deut- 
sche Steuerrecht bei Lohneinkommen,Vermögen 
und Erbschaften keineausreichende progressive 
Umverteilungdes Wohlstandes auch inderMitte 
derGesellschaft von oben nach untenvornimmt. 
Das gilt nicht nurfür das Ehegatten~plitting~für 
jede KindergelderhöhungmitderGießkanne bzw. 
dieste~erfreibeträge~die nur Besserverdienende 
ausschöpfen können,wieauchfürein imvergleich 
zu anderen Industriestaaten lächerliches Kapital- 
und Erbschaftssteuer-Aufkommen. 

D Rolf stöikel, 
Md0 ISPD) irtvorritzender 
der ACVerteilungrgerechtig- 
kei t  deriPD-Bundertagrfrak- 
t,on."ndiebt in Ebnen. 

iota: www.rpdiraktion.dr 

Wennder Staat wesentlich mehr alsjetzt leis- 
ten soll.muss erwie z.B.in Schweden mehrsteuern 
von den Reichen, besser und normalverdienenden 
bekommen.Wegender horizontalen'üenerationen- 
gerechtigkeit auchvon den Kindern,dieerheblich 
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erben. Dann wären Grundsicherung, Lernmittel- 
freiheit und kostenlosesSchulessenfüralle Kinder 
gerecht finanzierbar. Dann könnte man den Be- 
dürfiigstenauch zuerst und intensiv helfen,ohne 
die Mittelschichten zu vernachlässigen. 

Auch wenn die meisten Eltern wollen.dasses 
ihren Kinderngutgeht,gibtes keineGarantie,dass 
staatlicheTransferleistungen für Kinder bei ihnen 
auch ankommen. bzwvon den Eltern zielgenau 
verwendetwerden.DeshaIb binichfüreigenständi- 
ge Kinderechteund denStaat alsGarantenfürdas 
Kindeswohl,notfallsauch gegen das Elternrecht. 
Und füreigenständigeSachleistungen (Lernmate- 
rial, Schulessen, kostenfreie Betreuung. Bildung 
und Schülerbeforderung)füralle Kinder im Rahmen 
einer umfassenden staatlichen Daseinsfürsorge 
in den Kommunen,Ländern und im Bund. 

Statt einer eigenen Kindergrundsicher~ng~die 
in den Sternen steht, müssten zunächst mal alle 
staatlichen Ebenen,Verbände und die Zivilgesell- 
Schaft ihren gesetzlichen Auftrag und ihreverant- 
wortungfürdaswohl aller Kinderannehmen und 
umsetzen. 

Würden alle 5pielräume.die es bereits gesetz- 
lich gibt,genutzt. und würden alle Bürgerinnen 
und Bürger ihrersozialenverantwortunggerecht, 
müsste kein Kind in Deutschland legal in Armut 
leben.bzw.mitvielfältigenArmutsrisiken,dieweit 
über möglichen Geldmangel hinausgehen. H 



Meinung 

PISA-Schock erfolgwesentlich bestimmt.Dasgegliederte Schul- 9 ! Teill? 
System scheint dabei verstärkende Wirkung zu 
haben,sodass die Unaleichheiten bei den 1s-iäh- 

In te rv iew m i t  

Andreas Meyer-Lauber 

zur aktuel len PISA-Studie .. 
Fatß GEW NRW 

spw: Gibt eseigentlich wirklich neue Erkennt- 
nisse aus den jetzt vorgelegten PISA- und IGLU- 
Studien? 

AndrearMeyer-Lauber: Beidestudiensind 
sehr umfangreich, allein die PISA-Untersu- 
chung umfasst700 Seiten und zahllose neue 

Details.Bislangwirdjedoch imwesentlichen über 
die wenig veränderten Ranglisten debattiert-wert- 
volle Einzelheiten in beiden Untersuchungen wer- 
den nurvon den Fachleuten wahrgenommen.Ein 
Beispiel aus IGLU 2006: Für Deutschland geben die 
Lehrkräfte der Grundschulen die Auskunft, dass 
fürzi% ihrerSchülerinnen ein Förderbedarfbeste- 
he,dem steheni3%gegenüber1diereal ein Förder- 
angebot erhalten. Ich nennedieses Beispie1,weil 
hier Diagnose undTherapiesehr nahe beieinander 
liegen, wenn man denn politisch handeln will. 

spw: Warum unterscheiden sich die Ergebnis- 
se in PlSA und IGLU so deutlich voneinander? 

Andreas Meyer-Lauber: IGLU und PISA unter- 
scheidensichsehrdeutlichimUntersuchungs- 
gegenstand und in der Altersgruppe. IGLU 

untersucht alleindieLesekompetenzgegen Ende 
derGrundschulzeit.PlSAuntersuchtdiei~-jährigen 
-egal in welcher Klasse sie sich befinden -eben- 
fallszurLesekompetenz,aberauch in Mathematik 
und Naturwissenschaften. Beideveröffentlichun- 
gen im Novemberdiesen Jahres basieren auf Daten, 
diezoo6erhoben wurden. Beide stellenfest,dass 
in Deutschland diesoziale Herkunftden Bildungs- 

- - * 
rigen deutlich größer sind. 

spw: Bei der PISA-Studie 2006 hat Deutschland 
2.6. in den naturwissenschaftlichen Tests den 13. 
Platz belegt. Was sagt diese Betrachtungsweise 
über den Zustand unseres Schulsystems aus? 

Andreas Meyer-Lauber: Dassverschiedene 
Fächer oder Lernbereiche im internationa- 
IenVergleich unterschiedliche Ergebnisse 

zeigen. liegt auf der Hand, weil sich kulturelle 
und politischeVerschiedenheit der Staaten zeigen 
müssenGleiche Ergebnisse in mehreren Fächern 
würden die Untersuchung eher unglaubwürdig 
erscheinen lassen. 

spw: Wiewirkt sich diese,,Ranking-Fixierung" 
auf die Bildungspolitik aus? 

AndreasMeyer-Lauber: SchlichteGeister in 
der KMK haben aus PlSA abgeleitet, dass 
der Schulerfolgan nur nochdrei Fächernzu 

messen ist: Deutsch, Mathe. Fremdsprache. Damit 
ruinieren sie zur Zeit die Schulkultur. 

spw: Noch vor der Veröffentlichung der PISA- 
Studie hat es seitens der CDU-Bildungsminister 
undvon konservativen Lehrerverbänden harte Kri- 
tik an der Interpretation der PISA-Studiegegeben. 
Der PISA-Koordinat~rder OECD~Andreas Schleicher, 
hatte relativiert,dass die deutschen Ergebnisse 
im naturwissenschaftlichen Bereich nicht aufeine 
Verbesserung der Schülerleistungen hindeuten 
rnüssen.Daraufhin wurdeseineAbsetzunggefor- 
dert. Wieso gibt es auch nach dem dritten PISA- 
Durchlauf noch so extreme Reaktionen aus dem 
bürgerlichen Lager? 

Andreas Meyer-Lauber: Herr Schleicher hat 
ja nurkorrekt darauf hingewiesen,dassfür 
die Naturwissenschaften noch keine Zeit- 

reihe vorliegt. man also über Zuwächse keine se- 
riöse Auskunftentnehmen kann. 



Meinung 

spw: Nachfragewoher rührendie Beharrungs- 
kräfteim HinblickaufdasSchulsystem in Deutsch- 
land? 

Andreas Meyer-Lauber: Die Konservativen 
habendreiGründefürihreReaMionauf PISA: 
Siesind enttäuscht, bildungspolitisch inter- 

national nur Mittelmaß zu sein. und sie sind wü- 
tend.weil ihre ideologievom,.begabungsgerechten 
gegliederten"Schulsystem nicht mehrzurwirklich- 
keit passt. Und mehr Bildungwürde mehr Geld 
kosten,das sie nicht ausgeben wollen. Dass Herr 
Busemann über HerrnSchleicherschon 2006ein 
Einreiseverbot nach Niedersachsenverhängt hat, 
verdeutlicht dieGeisteshaltung:Wirsind provin- 
ziell und wir wollen es bleiben. 

spw: Wir wirken sich eigentlich die Ergebnisse 
der internationalenvergleiche und dieöffentliche 
Diskussion darüber an den Schulen aus? 

Andreas Meyer-Laubei: Die meisten Lehr- 
kräfterackern inzwischenurund umdieUhr". 
umdieZukunftderihnenanvertrauten Kin- 

der undJugendlichen zu sichern.Gleichzeitigver- 
breitet sich aberauch die Einschätzung,mit dem 
Problem allein gelassenzu werden.Dasschürtdie 
Politikverdrossenheit.Während einigeBundeslän- 
derzumindest versuchen, Unterstützungssysteme 
fürschulen inGangzu bringen,setzt dasTrioKoch. 
Wulf und RüttgersalleinaufmehrDruck:Mit Kopf- 
noten,Ziffernzensuren.SchulformernpfehIungen 
und zentralen Prüfungen,am besten mit Rankings 
garniert, wollen sie mehr Leistung erzwingen. 
Pädagogisch ein ziemlicher Unfug ... 

spw: Was müsstedenn getan werden,um mit 
den Ergebnissen von Vergleichsstudien in den 
Schulen konstruktiv umgehen zu können? 

Schule für alle" steht vor allem deshalb auf der 
Tagesordnung. 

spw: Wie siehst Du den Handlungsspielraum 
für die Gewerkschaft in der aktuellen bildungs- 
politischen Auseinandersetzung? 

Andreas Meyer-Lauber:Alsdie skandinavi- 
schen LänderihreSchulsysteme umgebaut 
haben, waren die Lehrergewerkschaften 

dagegen. In Deutschland haben wir die fatale 
Situation,dass mitVBE und GEWdiegroßeMehr- 
heit der organisierten Lehrerschaftfüreine Reform 
wirbt, aber die Politik noch im 19. Jahrhundert 
verharrt. Die Lehrerschaft selbst ist jedoch im 
Moment zu erschöpft, um sich die Reform allein 
zuzutrauen. 

spw: Wie beobachtet die GEW die Diskussion 
ÜberdieSchulstrukturinderSPDundwie kanndas 
Bündnis in dieser Frage enger gefasst werden? 

Andreas Meyer-Lauber: Wir sind froh,dass 
dieSPD in NRW dieoppositionszeit nutzt, 
um neuen Mut  füreineegalitäre Bildungs- 

politikzuschöpfen.DieVorschlägezurSchulreform 
und zur Bildungsfinanzierungsind beachtlich und 
unterstützenswert. 

Gewerkschaften sind überparteilich.gleichwohl 
brauchen sie Ansprechpartner für gemeinsame 
Ziele in der Politik. Die Schröderisierung der SPD 
und die letzten rot-grünen Jahre in NRW haben 
einetiefeDistanzzwischenden DGB-Gewerkschaf- 
ten undderSPDentstehen lassen.Wirsollten jetzt 
kiardefinierteSachbündnisse in Dppositionszeiten 
pflegen,damit sie in Regierungszeiten tragfähig 
sind. Und wir haben eine klare Erwartung an die 
SPD: Wir wollen euch kämpfen sehen! 

Andreas Meyer-Lauber: Die Schulen brau- spw: Vielen Dank für das Gespräch. 
chen mehrSelbstständigkeit und mehr Un- 
terstützung. Und es muss anerkannt wer- 

den,dass die lsolierungvon schwierigen Schülern 
in einzelnen Schulen ein lrrwegist.SozialeApart- - 

. .- P--- 
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W Irn Fokus 

Die jüngsten Kongresse von ver.di und IG 
Metall habendeutlichgemacht,dieGewerk- 
schaftensind wiederda.Auch die Leitartik- 

lerdergroßenzeitungen kamennicht umhin,von 
neuern Selbstbewusstsein und einer wieder er- 
starkten lnteressenvertretung der Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmern zu sprechen.Vergessen 
alsodieZeiten in denen sich dieGewerkschaften 
auf ihren Niedergangvorbereiten und sich dabei 
noch in Richtungskämpfen aufreiben? 

Auch wenn die Gewerkschaftstage der beiden 
größten DGB-Gewerkschaften nach Innen wie 
nach Außen einSignalderwieder neu gefundenen 
Stärkegewesen sind,so kommt,exemplarisch mit 
dem StreikderLokführergewerkschaft,einegrund- 
sätzlicheAuseinandersetzungaufdieGewerkschaf- 
ten und dieindustriellen Beziehungen insgesamt 
zu.Folgen nach Piloten,Ärzten und Lokführern dem- 
nächst auch andere Berufsgruppen,die ihre beson- 
dere Stellung im Unternehmen für die eigene 
lnteressendurchsetzungohne Rücksicht aufande- 
re Beschäftigtengruppen innerhalb einer Beleg- 
schaft nutzen werden? Nicht ausgeschlossen,so 
dieEinschätzungvon KlausDörre,derdieverschie- 
denen Quellen gewerkschaftlicher Macht analy- 
siert und die DGB-Gewerkschaften in der Zwick- 
mühlezwischen alten und nicht mehrfunktionie- 
renden Spielregeln des korporatistischen Systems 
undeinergrößerwerdendenGruppe prekär Beschäf- 
tigtersieht. Dörre lässt den Blick über den nationa- 
IenTellerrand streifen und sieht internationaiver- 
gieichend einige Beispiele,in denen Gewerkschaf- 
ten .,aus der Krise zur Erneuerung"ge1angt sind. 

Im Zuge der Sicherunggewerkschaftlicher 
Einflussräume bildet dieMitgliedergewin- 
nung den Nukleus künftiger Aufgaben- 

Stellungen. Auf die besondere Bedeutung des 
Organizing in diesem ZusammenhanggehtJuri 
Hälkerein. Für den Autorstellt Organizing.,eine 
kampagnenorientierte Form des Aufbaus betrieb- 
licher lnteressenvertretung sowie der gewerk- 
schaftlichen Mitgliedergewinnung dar".Gerade 
weil unter diesem Dach mittlerweile eine große 
Bandbreitevon Ansätzen auftaucht, schaut HäI- 
ker nach den Ursprüngen beideramerikanischen 
Dienstleistungsgewerkschaft und plädiert für wei- 
tere Testläufe dieses Ansatzes durch die deut- 
schen Gewerkschaften. 

Doch nicht nurdie Mitgliedergewinnung und 
Aktivierungsteht imMittelpunktdergewerkschaft- 
lichen Diskussion, auch die interessenpolitische 
Durchsetzungin der politischen Arena i s t  aktuell 
Bestandteil kontroverserDebatten.ImVorfeldder 
Bundestagswahl2005war in der Einleitungzum 
spw-Schwerpunkt (Hefti44) zu lesen:,,Die Frage 
nachdemVerhältnisderGewerkschaftenzur Bun- 
desregierungund allen Oppositionsparteien (wird) 
sich funktionaler und rationeller stellen lassen." 
Auch wenn innerhalbder Organisationsstrukturen 
dieGefechte um die parteipolitische Orientierung 
nach wievorausgetragen werden,soscheint sich 
insgesamt eineversachlichte Beziehungzwischen 
Gewerkschaften und politischen Parteien abzu- 
zeichnen.Mitdem Beitragvon Andreasstepphuhn, 
der alsvorstand deriG BAU auch Mitglied derSPD- 
Bundestagfraktion ist. sowie dem Artikel von 



Im Fokus B B 

Richard Detje,Mitarbeitervon wissentransfer.inf0 
und OttoKönig,Mitglied imvorstandder IGMetail, 
erscheinen im Schwerpunktezwei-sicherlich in 
der gewerkschaftlichen Debatte nicht ungeteilte 
- Diskussionsangebote über das politische Man- 
datderGewerkschaften und den Perspektivender 
Zusammenarbeit von SPD und Gewerkschaften. 
Diesich aus dieser Debatteergebenden Schluss- 
folgerungen für spw als Brücke der sozialdemo- 
kratischen Linken zu den Gewerkschaften werden 
unseren Zusammenhang dabei in den nächsten 
Jahren weiter begleiten 

Der Beitrag„Gewerkschaftspolitik mit neu- 
en Mitteln"vonWolfgang Rose und Klaus- 
Dieter Schwettscher geht über die Frage 

parteipolitischer Bündnisse hinaus und versucht 
gesellschaftliche Bündnisse in den Mittelpunkt zu 
stellen.Seit einigerZeit häufen sich Beispielerbei 
denen Gewerkschaften in Zusammenarbeit mi t  
sozialen Bewegungen mi t  Hiifevon direktdemo- 
kratischen Instrumenten auf kommunaler Ebene 
Privatisierungenöffentlicher Aufgabenverhindert 
haben.Das Hamburger Beispiel zeigtdabei.dass 
eine Mehrheit bei einem Bürgerentscheid nicht 
automatisch das Ende der Privatisierungsbestre- 
bungen bedeutet.Gleichwohi plädieren die Auto- 
renfüreine Erweiterunggewerkschaftlicher Poli- 
tik zu Gunsten direkter Demokratie. 

Die Durchsetzungsfähigkeit der Gewerk- 
schaften ist engverknüpft mit der Arbeits- 
marktentwicklung. Es ist viel Zeit vergan- 

in den Wortschatz der politischen Parteien über- 
führtwerden konnte.Derspwdchwerpunkt ,.Der 
Arbeit wiederwürdegeben" (Hefti4g) hat deutlich 
gema~ht~dassesdabei weit mehralsumdieSchaf- 
fungeiner Lohnuntergrenze in Form gesetzlicher 
Mindestlöhnegeht. Kathleen Koiiewe greift in ih- 
rem Beitrag,.GuteArbeit"auf und plädiertfüreine 
europaweiteVorgehensweise in der Auseinander- 
setzung um diearbeitspolitischeGestaltung.Ab- 
gerundet wird der Schwerpunkt durch eine Litera- 
turschau von Kai Burmeister. 

Dieser Heftschwerpunkt derspwsteht im Kon- 
text unserer Diskussion um,,Moderne Arbeits- und 
Lebensweise".diesich im nächstenJahr stärker mit 
den Ansprüchen der Beschäftigten an Erwerbs- 
arbeit und ihre Inhalte beschäftigen wird. Esgeht 
unsdarum-nicht nur neuesozialstaatliche Anfor- 
derungen an eine flexible Arbeitswelt konzeptio- 
nell zuformuiieren,sondern auch neue Sicherhei- 
ten in der Arbeit einzuziehen. Den ersten Fokus 
bildet eine Debatte über die Konzeption der in 
unserem bereichentwickelten Arbeitsversicherung. 

gen.0 r d ~ n  R~ckschr rrenala E n E-ro ,005 .no D esewlraaMrn F nli ig no  es02 a a~morratiscne 
M ni oossow eden Angr ffen a..fkollekrivuerrrag. Debarrefinaen Den zwe ten F3r.s 0 Iaet 0 e DIS. 
liche Arbeitsstandards eine Offensivstrategie ge- 
genübergesteilt werden konnte.Dieanhaltende 
Massenarbeitslosigkeit sowie dieverlagerungs- 
drohungwaren lange Zeit ursächlich dafür,dass 
begleitet durchdie Rhetorik „Sozial istwas Arbeit 
Scham" prekäre Arbeitsformen immer weiter zu- 
genommen haben.ln den letztenJahren ist eine 
Wende zu beobachten. M i t  dem Begriff ,,Gute Ar- 
beit" i s t  ein Gegenkonzept zur Prekarisierungent- 
standen.dasvon denGewerkschaften ausauch 
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kussion um würdevolle und flexible Formen des 
Renteneintrittsdurchaus auch alsgewerkschaft- 
liches Handlungsfeld.Zudem wollen wir Antwor- 
ten auf die Spaltung der Belegschaften und die 
soziale Regulierung der Leiharbeit geben. Dabei 
können staatliche und tarifpoiitische Interventio- 
nen eine sinnvolle Symbiose eingehen. 

D BJÖin BÖhning.irtMi$liedderSPO-Parteiuorrtander und derrpw~ 
Redaktion.Er lebt in Berin. 
P K a i  Burmeirter.irf Mtglied im ipw-Arbeitraurr<h"rr und wohnt 
in Offenbarh. 



Irn Fokus 

1 Die Gewerkschaften - 1. Dre i  Quellen von Arbe i te rmacht  

aus der Krise Zur Begründung dieser These ist es sinnvoll, 
sich zunächst der Quellen von Arbeiter- und Ge- 

zur Erneuerung? werkschaftsmacht ZU vergewissern. ~m Anschluss 
an Wright (2000: 962) und Silver (2005: 30-44) 
kann zwischen struktureller und Organisations- 

von  Klaus Dörre macht von Lohnabhängigen unterschieden wer- 
den.StrukturelleMachterwächst ausderStellung 

W. von Arbeiter-und Angestelltengruppen imökono- 
mischen System.Sie kann sich in primärerverhand- 
iungsmacht.dieauseinerangespannten Arbeits- 
marktsituation entspringt,ebensoausprägen wie 
in Produktionsmacht.diesich-wie bei Lokführern 

P . . . .. . . 1 $ und Ärzten -über eine besondere strategische 
Stellungvon Arbeitergruppen in Produktionspro- - zessen konstituiert. Davon zu unterscheiden ist 
Organisationsmacht. die aus dem Zusammen- 
schlusszu koliektivenpolitischenodergewerkschaft- 
lichen Arbeiterorganisationen entsteht.Organisa- 
tionsmacht kann strukturelleVerhandlungs-und 
Produktionsmacht teilweise substituieren. ohne 
sie jedoch vollständig zu ersetzen. Strukturelle 
Macht wird häufig spontan ausgeübt,sie t r i t t  in 
Gestalt von,.labour unrest" (Silver2005:ii,44ff). 
plötzlichen Unruhen und situativer Empörung 
ebenso auf wie als informelleSabotageoder Ab- 
sentismus in Produktionsprozessen.0rganisations- 
macht istdemgegenüberprinzipiellaufhandlungs- 
fähige Gewerkschaften. Parteien oderähnliche 
Akteure angewiesen. 

Blickt man auf die entwickeiten Kapitalis- 
men der westlichen Welt,so scheint es. als 
habesich nachdem Niedergangder politi- 

schen Arbeiterbewegungen nun auch die Kraft 
derCewerkschaftenerschöpft.0bwohIdieEntwick- 
lungen ungleich verlaufen, kann doch kein Zweifel 
bestehen.dass in vielen europäischen Ländern von 
einertiefen Krise gewerkschaftlicher Repräsenta- 
tiongesprochen werden muss.MeineThese ist den- 
noch. dass die Gewerkschaften trotz schwieriger 
Rahmenbedingungeneine.,strategischeWahl" ha- 
ben. Sie verfügen über Handlungsoptionen und 
sind potenziell in der Lage.sich aufdieRealitäten 
eines transformierten Kapitalismuseinzustellen. 

Über die Konzeptionen Wrights und Silvers 
hinaus lässt sich zusätzlich eine dritte 
Quelle von Arbeitermacht benennen: die 

institutionelle Macht. Ihre Besonderheit wurzelt 
in dem Faktum, dass Institutionen soziale Basis- 
kompromisse über ökonomische Konjunkturen 
und kurzzeitigeVeränderungen gesellschaftlicher 
Kräfteverhältnisse hinwegfestschreiben und teil- 
weise gesetzlich fixieren. Institutionelle Macht 
präformiert Aushandlungsprozeduren und Hand- 
lungsstrategienvon kollektivenAkteuren,Betriebs- 
räten.Gewerkschaften und Wirtschaftsverbänden, 
die auch dann noch als wahrscheinlich, nahelie- 
gend und verbindlich geiten können. wenn sich 
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gesellschaftliche Kräfteverhältnisse gravierend 
verändert haben.lnstitutionelleMacht kann,etwa 
von Gewerkschaften, auch in Phasen ausgeübt 
werden, in denen sich bereits eine Schwächung 
der Organisation abzeichnet. Die Nutzung institu- 
tioneller Macht setzt dann freilich voraus,dassdie 
Gewerkschaften trotz nachlassender Bindungs- 
fähigkeit gesellschaftlich weiteralsauthentische 
Repräsentanten der Lohnabhängigen anerkannt 
werden.Faktisch kannein Überhangan institutio- 
neller Macht Gewerkschaften dazu animieren, 
Repräsentationsdefizite und nachlassende Mobili- 
sierungsfähigkeit durch institutionenkonformes 
Verhalten kompensierenzuwollen.Geradein Pha- 
sen eines radikalen Strukturwandels laufen die 
Arbeiterorganisationen dann Gefahr, Handlungs- 
Strategien zu kon~ervieren~denen die Geschäfts- 
grundlage längst abhanden gekommen ist. 

Die Integrationskraftdes Sozialeigentums reichte 
jedoch aus. um einer Mehrheit der Lohnabhän- 
gigen und ihrer Familien den Anschluss an die 
Lebensstile der Mittelschichten zu ermöglichen. 

Die Gewerkschaften betätigten sich als 
eine treibende Kraft dieser Entwicklung. 
Je erfolgreicher sie in ihrem Bestreben 

waren.abhängig Beschäftigteam Produktivitäts- 
fortschritt zu beteiligen und sie mit kollektiven 
Partizipations- und Schutzrechten auszustatten. 
desto stärkerveränderten siesich selbst. In den 
wohlfahrtsstaatlich regulierten Kapitalismen ver- 
schobsich dasZentrum ihres strategischen Han- 
deinsvon struktureller und Organisationsmacht 
hin zu institutioneller Macht. 

2.Ausbau ins t i tu t ione l le r  3. Gewerkschaf ten als Ob jek t  
Verhand lungsmacht  neuer Landnahmen 

Fürden wohlfahrtsstaatlich regulierten Kapita- 
lismus,wieersich nach 1945 in unterschiedlichen 
Varianten in Westeuropa herausbildete. ist die 
Inkorporation von Lohnabhängigeninteressen in 
tragendegesellschaftliche Institutionencharakte- 
ristisch.Begünstigt durch dieaußergewöhnlich 
lange Nachkriegsprosperität ging die gesellschaft- 
liche Ausweitung und Verallgemeinerung von 
Lohnarbeit nach 1949 mi t  einerTendenz zur Ein- 
hegungvon Einkommens-,Armuts-und Beschäf- 
tigungsrisiken einher. Lohnarbeit wurde mit einem 
Sozialeigentum zur Existenz- und Statussicherung 
verkoppelt,das sich in garantierten Rentenansprü- 
chen. Kündigungs- und Arbeitsschutz,Mitbestim- 
mungsrechten sowie verbindlichen tariflichen 
Normen manifestierte. Diese Koppelung konsti- 
tuierteeinen Bürgerstatus.der zuvor besitzlosen 
Klassen trotzfortbestehender Ungleichheiten zu 
einem respektierten Status in der Gesellschaft 
verhalf.Zwarerstreckte sich die lntegrationskraft 
des Arbeiterbürgerstatus niemalsgleichrnäßig auf 
alle Lohnabhängigen. Bei Migranten,den formal 
gering Qualifizierten und vielen Frauen konnte 
von gleichberechtigter Teilhabe keine Rede sein. 

Spätestens seit Mitte der iggoer läuft eine 
neue kapitalistische Landnahme darauf hinaus, 
finanzmarktkapitalistische Produktions- und 
Tauschnormen zu nutzen,urn die raum-zeitlichen, 
technologischen und institutionellen .,Fixierun- 
genKderfordistischen Ära aufzulösen.lm Inneren 
der Wohlfahrtsstaaten zielt diese Landnahme auf 
die Anpassung der gewinnorientierten Export- 
wirtschaft an dasfinanzmarktgetriebene Akku- 
mulationsregime. 

Eine Konsequenz der neuen Landnahme 
ist,dass dieorganisierten Arbeitsbeziehun- 
gen selbst in den Sog einer wettbewerbs- 

orientierten Restrukturierunggeraten. Noch inner- 
halb der Hülle formal intakter Institutionen hat 
sich der Inhalt kollektiverAushandlungen im Sys- 
tem der organisierten Arbeitsbeziehungen seit 
Mittederigg0ergrundlegendverändert.Ginges 
inderÄra desfordistischen Kapitalismus noch um 
denGradderAbkoppelunglohnabhängigerExisten- 
zenvon Marktrisiken.sowird in den Unternehmen 
nun vor allem über das Maß an Beschäftigungs-. 
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Einkommens- und Statusunsicherheitverhandelt, 
das den Arbeitern und Angestellten zugemutet 
werden soll. Entsprechende Verhandlungen ver- 
folgen hierzulandenichtdasZiel.dieGewerkschaft 
zuzerschlagen;diefaktischeSchwächung institu- 
tioneller Arbeitermacht ist jedoch nicht zu über- 
sehen.DerStandortwettbewerb ist in vielen Groß- 
unternehmen zu einer alltäglichen Erfahrung 
geworden.Zugleich habensich in wichtigen Bran- 
chenstarkasymmetrischeWettbewerbspakteaIs 
Normalform betrieblicher Regulation durchgesetzt. 
Diegroßen Asymmetrien in denzugrunde liegen- 
den Kompromissformeln bewirken inzwischen 

- Legitimationsverluste nicht nurder Gewerkschaf- 
ten.sondern zunehmend auch der Betriebsräte. 

Fürdie institutionelle Gewerkschaftsmacht 
ist diese Entwicklung fatal. Zwar gelingt 
es in gewerkschaftlichen Hochburgen,etwa 

in den ehemaligen Staatsunternehmen Bahn, Post 
und Telekom noch. tariflich garantierte .,Besitz- 
stände" zu bewahren. Bei den Konkurrenten die- 
ser Unternehmen und vielen ausgegründeten 
Subeinheiten istdasaber nicht mehrder Fall. Das 
Heer der.,Arbeitnehmer zweiter Klasse", der Nie- 

- driglöhner, befristet Beschäftigten. Leiharbeiter, 
Mini-und Midijobber,der,.proletaroiden"Selbst- 
ständigen und Exi~tenzgründer~das in Oeutsch- 
landinzwischeneinen hohen AnteiIderBeschäftig- 
tenstellt,wirktaufdieinstitutionelleVerhandlungs- 
macht der Gewerkschaften wie ein aggressiver 
Virusaufein geschwächtesImmunsystem.Diesem 
Virus ist allein mit Wertschöpfungspakten, die 
versuchen. den Gewerkschaftseinfluss mittels ko- 
operativer,,lnstitutionenpflege"zu erhalten,nicht 
beizukommen. 

Ci 4. Neue ,,Bewegungsgewerkschaften" 
im Süden 

EineSondierungvon..strategischen Wahlmög- 
lichkeiten" muss mit dem Eingeständnis beginnen, 
dass institutionelleMacht den deutschen Gewerk- 
schaften gegenwärtig eine 5tärkeverleiht.die sie 
als Mitgliedsorganisationen gar nicht mehr be- 
sitzen. Oie Frage nach Wegen zur Erneuerung der 
Gewerkschaften ist daher gleichbedeutend mi t  
der Frage nach der Erschließung neuer Macht- 
ressourcen undvor allem nach derwiederherstel- 
lung von Organisationsmacht. 

Hier lohnt es. über den nationalen Teller- 
rand hinaus zu blicken.Tatsächlich kann, 
trotz Globalisierung und Standortkonkur- 

renz,von einem generellen Niedergangder Lohn- 
arbeitermacht nicht die Rede sein. So erzeugen 
geographische Verlagerungen von Produktions- 
standorten neue raum-zeitliche,,Fixierungen" und 
mit ihnen neue Arbeiterklassen und Arbeiterbe- 
wegungen an den jeweils bevorzugten Produkti- 
onsstandorten.Auf dieseweise kommt eszu einer 
Diffusion von Produktionsmacht, die sich - wie 
etwa in China - zunächst in ,,labour unrest", in 
spontanen Unruhen und Aufständen äußert. In 
Ländern wie Brasilien Südkorea und Südafrika ist 
strukturelle Arbeitermacht aber auch in Organisa- 
tionsmachttransformiertworden.Dort kämpfen 
Gewerkschaften nicht nurfür bessere Arbeitsbe- 
dingungen und höhere Löhne,sie haben sich teil- 
weise auch an der Spitze von Demokratiebewe- 
gungen gesetzt. 

Auch ausdiesem Grund stellen die,,Bewegungs- 
gewerkschaften" des Südens für einen Teil der 
wissenschaftlichen Interpreten (Moody igg7,Wa- 
terman 1999) einen„Unionism neuen Typs" dar. 
Zum Selbstverständnis der ,,Bewegungsgewerk- 
schaften gehört, dass siean zentralen gesellschaft- 
IichenThemen ansetzen und in ihrer konfliktori- 
schen Ausrichtungan frühere Formen der,,Klassen- 
gewerkschaft" erinnert.ohne indessen deren enge 
Ausrichtung auf den Kern der Industriearbeiter- 
schaft zu übernehmen. Statt dessen versuchen 

rpw 812007 
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sie auch bei prekarisierten Gruppen und Minder- 
heiten Fuß zu fassen. Sie bemühen sich. lnteres- 
senkonflikte über die Grenzen der Fabrik hinaus 
auszuweiten.sieentwickeln Drganisationsformen 
in Stadtteilen und Nachbarschaften,arbeiten eng 
mi t  sozialen Bewegungen, Initiativen. NGOs. 
Kirchen und anderen Gruppen außerhalb der 
Arbeitswelt zusammen und setzen auf Formen 
der Mitgliederpartizipation bis hin zu ,,Mitglie- 
derselbstbestimmung".Obwohl diese neuen,,Bewe- 
gungsgewerkschaften"im Grunde um ihre Aner- 
kennung als institutionelieVerhandlungsmacht 
kämpfen und damit unter Bedingungen agieren, - -  - 
die mit denen der kapitalistischen Zentren nicht 
vergleichbarsind, beleben sie mittlerweileauch die 
Erneuerungsdebatte in den Metropolenstaaten. 

5. Das Organizing-Modell 

In ihrem Klassiker der Labour-RevitaIization- 
Literatur haben die amerikanischen Sozialwissen- 
schaftlerinnenVoss und Sherman (2000:303-34g) 
gezeigt.wieGewerkschafienagieren müssen,um 
bürokratische Strukturen und eingeschliffene 
Praktiken so zu verändern, dasseszu einerwieder- 
belebune gewerkschaftlicher Aktivitäten und zu 

6. Organizing- eine Option 
zur Erneuerung? 

Es kann kein Zweifel bestehen. dass die von 
VosslSherman präsentierten und inzwischen 
durchzahlreicheFolgestudien bestätigten Befun- 
de starkvon den US-amerikanischen Erfahrungen 
und den Besonderheiten des dortigen ,,volunta- 
ristischen" Systems industrieller Beziehungen 
geprägt sind. 

- - 
einer erhöhten Mitgiiederbindung kommt. Ent- Fao i h , , ~ t , ~ ~ x ~ ~  

scheidend ist danach der Wechsel zu einem Or- 
ganizing-Modell, das auf einer veränderten Ar- Umso mehr müssen die breite internationale 
beitspraxis und daraus resultierenden neuen RezeptiondieserErfahrungenunddie-inzwischen 
Organisationsstrukturen basiert.VosslSherman auch in Deutschlandvorhandenen-Versuchezur 
arbeiten drei Faktoren heraus,die zur Erklärung Ubertragungentsprechenderpraktiken in andere 
aes Organ rat ona en Wandels nerangezogen gesel schahl cne donrexr? .herraschen t n we 
weroen rannen L i 1  oieorrl!cheCenerkscnah s eht senr cherCr~nd srwoh d e r T a t r a c i ~ ~ ~ s r n .  aer, . . 
sich einer internen politischen Krise gegenüber, 
aus der ein Führungswechsel hervorgeht, (2) Ge- 
werkschafter,die,.von außen" kommen und Erfah- 
rungen in sozialen Bewegungen vorweisen kön- 
nen, bringen neue ImpulsefürdasGewerkschafts- 
handeln ein und (3) der organisationale Wandel 
wird durch die Gewerkschaftszentrale gefördert 
und unterstützt. Nur wenn diese drei Faktoren 
zusarnmenkommen,ist eine grundlegende Revita- 
lisierung möglich. (vgl.den Beitrag von Hälker in 
diesem Heft). 

~ ~ ~ ~ ~~ ~ ~- ~ ~ - ~ -  - a ~  

dassVoss/Sherman den organisationssoziologisch 
eigentlich unwahrscheinlichen Fall bürokratischer 
Apparate d~kumentieren~dieden institutionell 
scheinbar vorgegebenen Pfad organisationaler 
Entwicklung verlassen und in vergleichsweise 
kurzer Zeit zu einer grundlegenden Erneuerung 
ihrer Praxisformengeiangen.indiesem Phänomen 
raschen strategischen Lernens liegt die eigentli- 
che Herausforderung eines strategischen Drga- 
nisationswandels, der gerade nicht als simpler 
Rekrutierungsansatz missverstanden werden darf. 
Im Kern geht es beim Organizing um veränderte 

b 
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Beziehungen zwischenGewerkschaftsapparaten auch dieUngleichheit unterden Lohnabhängigen 
undAktivenaufdereinen,einfachenMitgliedern zu,weilvertretungsschwacheGruppenwiez.B.die 
und Nichtmitgliedern aufderanderenSeite.0rga- i8%NiedriglohnbezieherinVolIzeitbeschäftigung 
nizing bedeutet vor allem ,.Kampf um die Köpfe" (Bosch/Weinkopf2007) indieser Konfliktkonstella- 
an dereigenen Basis.ein aktives Überzeugen von tion unweigerlich den Kürzeren ziehen. 
gewerkschaftlichen Zielen und Forderungen. Das 
ist ohne Ansätze. die Mitglieder wie Nicht-Mit- 
gliedergezielt und projektbezogen an dergewerk- Damit befinden sich die DGB-Gewerkschaf- 
schaftlichen Politikentwicklung beteiligt,nicht zu ten ineinerArtZwickmühle.Bleiben siein 
leisten. 

So verstanden, treffen Einwände. das Or- 
ganizing-Konzept sei nur schwer auf die 
kooperativen Kapitalismen Kontinentaleu- 

ropas übertragbar (Frege 2000). nur bedingt zu. 
Tatsächlich ist die strategische Situation derdeut- 
schen Gewerkschaften - noch -eine andere als 
die ihrer nordamerikanische Schwesterorganisa- 
tionen.Weder ist die Erosion institutionellerver- 
handlungsmacht so weitfortgeschritten wie in 
den angelsächsischen Kapitalismen, noch sind 
soziale Bewegungen, NGOs und Graswurzelini- 
tiativen derart stark.dass Bündnisse mi t  ihnen 
schwindende gewerkschaftliche Organisations- 
macht kompensieren könnten.Auch aus diesem 
Grund scheuendieGewerkschaften mehrheitlich 
davorzurück.VerhandIungsmacht,wiesie Mitbe- 
stimmung und Tarifsystem noch immer bieten. 
zugunsten einer riskanten Bündnispolitik mit op- 
positionellen Bewegungen zu opfern. Dennoch 
bestehtdringender Handlungsbedarf Angesichts 
schwindender Durchsetzungsfähigkeiten der insti- 
tutionalisierten Gewerkschaften tendieren Grup- 
pen wiedie LokführeroderdieÄrzte.dieaufgrund 
ihrer beruflichen Positionierung über ein hohes 
Maßan struktureller Macht verfügen.dazu,ihre 
Interessen separat von anderen Berufsgruppen 
wahrzunehmen.Anders als unternehmenskonfor- 
me .,gelbe" Gewerkschaften zeichnen sich ihre 

der Fläche weniger durchsetzungsfähig, 
weil die alten korporativen Mechanismen nicht 
mehrfunktionieren,drohen siezwischen Berufs- 
gruppen mit großerstrukturellerMacht unddem 
wachsenden Heerprekär Beschäftigtereingeklemmt 
zu werden und weiter an Einfluss zu verlieren. 
Diese Konstellation ist es,diedie Fragenach strate- 
gischen Alternativen aufwirft und das Interesse 
an Organizing-Praktiken weckt. 

7. Innovative Praktiken, 
keine kohärente Politik 

Spezifische nationale Handlungsbedingungen 
sprechen gegen eine unreflektierte Übernahme 
einzelner Praktiken.schließen Lernprozesseaber 
keineswegsaus.Tatsächlich lassensich Elemente 
vonorganizing-Ansätzen selbst im Kerngeschäft 
derdeutschen Gewerkschaften längst beobachten, 
wenngleich sich die Protagonisten solcher Hand- 
lungsansätzenurteilweiseexplizitaufdieinterna- 
tionalen Erneuerungsdebatten beziehen.Lidl-und 
Niedriglohnkampagne im Organisationsbereich 
der Dienstleistungsgewerkschaft Verdi. beteili- 
gungsorientierte Ansätze in der Betriebs- und 
Tarifpolitikwiedie Kampagne„BesserstattBiIliger" 
des IG-Metall-Bezirks NRW, in welcher Verhand- 
lungen um betriebliche Pakte mit Formen der 
Mitgliederpartizipation und der Organisierung 
verbunden werden. oder auch die Aktivitäten ei- 

nach absoluten Mitgliederzahlen eigentlichen nigerIG-Metall-Bezirke,dieunterdem Motto..Glei- 
schwachenOreanisationendurch hoheLohn- und chesGeldfüreieicheArbeit" eineSensibilisieruna ~- ~~~ 

~ 

Gehaltsforderungensowie hartgeführteKonflikte für die besonderen Interessen von Leiharbeitern 
aus.Die Erosion institutioneller (Tarif-)Macht der betreiben. laufen faktisch auf eine Adaption von 
großen Mitgliedsgewerkschaften produziert so Elementen des Organizing-Modells hinaus. Um- 
ein Revivalseparaterlnteressenkämpfestrukturell gekehrt sind wichtige Ansätze zur Erneuerung 
mächtigerBerufsgruppen.Gleichzeitignimmtaber gewerkschaftlicher Politik wie 2.0. das IG Metall- 
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Projekt..guteArbeit",das u.a.die Leistungssteue- renten Politik haben sie sich bislang aber nicht 
rungvon Arbeit und den demographischen Wan- verdichten können.Allerdings ist noch nicht aller 
del in den Betrieben thematisiert, noch nicht sys- Tage Abend.Werdie Gewerkschaften vorschnell 
tematisch mit Organizing-Aktivitätenverbunden. zu Relikteneiner in ihrem Endstadium befindlichen 

.,organisierten Moderne"erk1ärt und darauf zielt, 
ihre institutionelle Macht weiter zu schwächen, 

Insofern handelt es sich bei den hier nur macht die Rechnungohneden Wirt. Hartesoziale 
angedeuteten Aktivitäten urn,,zartePflänz- Interessenkämpfe wie derzeit (nicht nur) bei der 
chen" der Erneuerung. deren Wirkungen Bahn, könnten die Quittung sein. B 

erst mit gebührendemzeitlichen Abstand wissen- 
schaftlich bewertetwerden können.Die Nachhal- 
tigkeit der unterschiedlichen Ansätze muss erst 
noch bewiesen werden und es springt ins Auge. 
dass dieim deutschen SystemorganisierterArbeits- 
beziehungen notwendige Ausrichtung zahlreicher 
Aktivitäten aufdie Betriebsräteeiner Erweiterung 
(.,Mitgliederwerben Mitglieder") bedarf Bislang, 
so lässt sich daher resümieren.existieren im Orga- 
nisationsspektrum der deutschen Gewerkschaf- 
ten zwar Ansätzeeiner Erneuerung.zu einer kohä- 

DDrKlav~Därie,iitProfeirorfurArbeifi-.nduitrie-undWirtichafir- 
soiia~ogie an der univenitat iena und ~itheraurgeberder rpw 
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FaloChr i r fan Kiel 

Das politische Mandat 
auf dem Prüfstand 

Zum Verhäl tn is  v o n  Sozial- Wenn der SPD-AfA-Vorsitzende eine klar 
definierteTo-Do-ListefürdiezweiteHäIfte 

dernokra t ie  und Gewerkschaften der großkoalitionären Regierungszeit for- 
dert,istdieErwartungshaItung klar:OtmarSchrei- 

im Finanzmarktkapi ta l ismus ner möchteden Schwungdes Hamburger Partei- 
tages nutzen. bevor das Agenda-Team Steinmeier, 

von Richard Detje und Otto König Steinbrück und Scholz die Durchsetzungsmacht 
der politischen Exekutive gegenüber der Willens- 
bildung der Partei wieder festschreibt. Schreiner 
weiß,dass das Profil der SPD nach Jahren der Ent- 

M W  sozialdemokratisierung nicht kurzfristig restauriert 
werden kann.Weder durch die überfällige Forde- 
rungnacheinem gesetzlichen Mindestlohn,noch 
durch dieVerlängerung des Arbeitslosengeldes i 
füräItereArbeitslose.Agenda 2010 und Hartz-Ge- 
setze habeneine Politikdersozialen Unsicherheit 
und Existenzangst in die Betriebe getragen -ge- 
gen den sozialstaatlich geprägten Mehrheitswillen 
derGesellschaft und protestierendeGewerkschaf- 
ten.Man hatden Bruch des historischen Bündnisses 
von Sozialdemokratie und Gewerkschaften nicht 

C+Ri<hard Oetje, irtRedai<feurderZeitiihiiftSozialismu< und Mit- wenn man er ließe sich durch 
arbeitervon www.wirrentran~ferinfa. ein paar wahlkampforientierte Nachjustierungen 
~ o t t o  Kania, ist ~se~aitmärhttgerder~~ ~ e t a l l  ~euelrberg-~at-  
tingen und ~ i t g i i e d  imvorrtand der IG Metall. aus der Welt schaffen. 
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Abwicklung des 
Rheinischen Kapitalismus 

Die >>Leistung<< sozialdemokratischer Regie- 
rungspolitik seit iggg besteht darin,dieTransfor- 
mation des Rheinischen Kapitaiismusvorangetrie- 
ben zu haben: mit der Abwicklungder Deutsch- 
landAG.derAusweitungderNiedriglohnsektoren 
undderschrittweisen PrivatisierungsozialerSiche- 
rungals gleichsam strategische .Reformen.. 

dem Rücken der Akteure. Die Abwicklung der 
.Deutschland AG- war ebenso ein erklärtes rot- 
grünes Projekt wie die Umwälzung der Arbeits- 
märkte und die Beerdigungder lebensstandard- 
sicherndenAltersrente.Zweitens:Diese politischen 
Interventionen bedeuten in jedem Einzelfall eine 
Neuverteilung von ökonomischer, gesellschaftli- 
cher und politischerMacht-auf Kosten und zum 
Nachteil der Lohnarbeit und der Gewerkschaften, 
ohnedasses dazu gleichsam des .letzten Schritts. . . . . 

Durchgesetzt gegen eine durch Massenarbeits- derSuspendierungvongesetzlichenErrungenschaf. 
losigkeit in die Defensive gedrängte zivilgesell- ten bedarf. Der Kündigungsschutz kann ebenso 
scha f t l i che~~~os i t i on  undgeschiächte~ewerk- 
schaften. 

Nirgendwoanders in der Europäischen Union 
sind die Löhne und Gehälter derart von der Ent- 
wicklungdesgesellschaftlichen Reichtumsabge- 
koppelt wie in Deutschland. Die Folge: M i t  der 
lnflationierung der Gewinneinkommen kommt 
es zur beschleunigten Ausbreitung des Finanz- 
marktkapitalismus. Ebenso frappierend ist die 
D~namikimunterenEinkommensbereich.Deutsch- 

wirksam durch ~eiharbeit und befristete Arbeits- 
verhältnisseausgehöhlt und dieMitbestimmung - 
stumpf werden durch diezentralisierung strate- 
gischer Entscheidungen in zunehmenddezentral 
organisierten Unternehmen. Drittens durch die 
Veränderungdes Regulationssystems.Der Finanz- 
marktkapitalismuserachtet Löhnetendenziell nicht 
mehr als Verhandl~ngsgröße~die zwischen den 
Tarifvertragsparteien streitig vereinbart werden. 
Löhne gelten in der politischen Ökonomie des Fi- 
nanzmarktkapitalismus alsdas.was im Wertschöp- 

land ist in den zurückliegenden zehn Jahren das fungsprozess übrig bleibt,nachdem die Ansprüche 
Land mi t  der stärksten Zunahme der Lohnsprei- der Shareholder restlos befriedigt sind. Dieses 
zung, wodurch es sich mittlerweile ~aßs täben  
sozialer Ungleichheit angenähert hat,diemanaus 
derWelt desangelsächsischen Kapitalismus kennt. 
Verstärkt wird diese Entwicklungdurch die Orien- 
tierunganeinemwettbewerbskorporatistischen 
Sozialmodell. das die Kommodifizierung der Ar- 
beitskraft ebenso vorantreibt wie die Privatisie- 
rungöffentlicher Daseinsvorsorge.SozialeVerwer- 
fungen sind die Fo1ge:Verarmung und Prekari- 
sierung im unteren Drittel der Gesellschaft, Druck 
aufTeileder sogenannten Mittelklasse,woauch 
diese nicht mehr in der Lage sind, durch kapital- 
marktorientierte Zusatzversicherungen den Leis- 
tungsabbaudesalten Sozialstaatszu kompensie- 
ren.Und als Damoklesschwert hängt über allem 
die allgegenwärtige Angst um den Arbeitsplatz. 

In diesem Regimewechsel verändert sich das 
Verhältnisvon Gewerkschaften und Politik.Erstens 
in Foleeder Interventionen der oolitischen Mehr- " 
heitsklasse,denn die skizzierten Entwicklungen 
ereignen sich nicht gleichsam unbewusst hinter 

rpw 8 > 0 0 7  

. 
Regulationsprinzip ist nicht mehr pluralistisch, 
sondern monistisch und autoritärgerade injenen 

P 

Politikfeldern,diegewerkschaftlicheKerngeschäfts- 
felder sind: in derTarif- und Betriebspolitik. 

Veränderungen im politischen Feld 

Es bleibt aber nicht bei diesen Defensiv-Fakta- 
ren.Hinzu kommt,dasstraditionelleInstrumente 
politischer lnterventionvon Gewerkschaftenaus- 
gehebelt werden. Die erste Ebene ist die Aufkün- 
digung korporatistischerArenen.Mitjedem Schritt 
der - scheinbar effizienzversprechenden - Ein- 
schränkung der Selbstverwaltung in der Sozial- 
versicherung verlieren Gewerkschaften institutio- 
nelle Einflussmacht. Das Bündnis für Arbeit war 
in den iggoer Jahren der letzte Großversuch von 
gewerkschaftlicher Seite gewesen, institutionel- 
len Einfluss zu sichern, den Unternehmen und 
Regierung politisch bereits demontiert und nur 
bei Akzeptanz der Subalternität der politischen 

b 
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Ökonomie der Lohnarbeit konserviert hätten. Er 
warvon Beginn an zum Scheitern verurteilt. Die 
zweite Ebene schließt hieran an: die Erosion ge- 
werkschaftlicher Lobbymacht. Auch wenn man 
nicht so weit geht, auf Gewerkschaften zur Ge- 
winnung politischer Mehrheiten -alsoals Wahl- 
kampfunterstützung - verzichten zu wollen, ist 
doch der Preis,den sie dafür verhandeln können. 
deflationärabgewertet.Umgekehrt befleißigt man 
sich im .Kampf um die Mitte- einer gehörigen 
Portion antigewerkschaftlicher Rhetorik, und sei 
es, um die Dürftigkeit der eigenen Modernisie- 
rungsphrasen zu kaschieren.DiedritteEbeneIässt 
sich alsKriseder Repräsentation beschreiben.Sie 
hat verschiedene Facetten. Dazu gehört die sozia- 
le Auszehrung und Bürokratisierungder Parteien 
undderen Funktionsverlust im politischenSystem. 
Dazu gehört der Bedeutungsverlust des Parlaments 

»Modernisierung« der 
Sozialdemokratie 

Dass sich diese Prämissen einer auch in zaghaf- 
ten Ansätzen nicht mehrgesellschaftsverändern- 
den.sondern nur noch zu Korrekturenvonverein- 
zelten Fehlentwicklungen fähigen Politik in der 
Sozialdemokratie durchsetzen konnte, was zum 
politischen Bruch mitden Gewerkschaftenführen 
musste,begründetsich u.a.ausVeränderungen in 
der sozialen Basis und in der Führungder Partei. 

(a) Der Anteil der Arbeiteran der SPD-Mitglied- 
schaftsinkt kontinuierlich,nurnoch7%derNeuein- 
tritte kann dieSozialdemokratieausdiesersozialen 
Gruppe rekrutieren. Bevor dies als Modernisie- 
rungsvorsprungder Partei gegenüber der Gewerk- 
schaft interpretiert wird: In der SPD hat sich der 

der politischen-~xekutive.~azugehört ~n te i lder  un te rq -~äh r i~en  mehr als halbiert.Und: 
schließlich.dasPolitikalsgut dotiertes Berufsfeld Auch auf dem .Dritten Weg. i s t  es der moderni- 
einewachsendezahl poli;ischer~blaten geschaf- sierten Sozialdemokratie nicht gelungen. die Ar- 
fen hat,mit .keine(r) andere(n) Funktion,als sich beitskraftunternehmerund high professionalszu 
selbst zu reproduzieren, indem sie den Apparat rekrutieren und mit ihnen eine Erneuerung ihrer 
reproduzieren. der ihre Reproduktion garantiert. sozialen Basis zu betreiben. 
(Bourdieu). 

Fakt ist hingegen,dassdieVerknüpfungderSPD 
mit dem Erwerbssystem fragiler wird.Voraussicht- 

Diese Veränderungen im politischen Feld lich im berühmt-berüchtigten Jahr 2010 besteht 
habenimzurückliegendenJahrzehnteine dieHälftederParteimitgliederausüber6oJährigen. - . 
enorme Beschleunigungerfahren. Neben Mitgliederim Erwerbssystem werden zur Minder- 

derVerstärkungdersozio-ÖkonomIschenTransfor- heit.Andersformuliert:InderSPDwerden Interes- - 
mationsprozesse im Zuge der Durchsetzungdes senkonflikte und Auseinandersetzungen ausge- 
Finanzmarktkapitalismusspielt die 8Modernisie- tragen,die-sofern man siean dieMitgliedschaft 
r u n p  derSozialdemokratieeineentscheidende zurückbindet - auf verschiedenen Verteilungs- 
Rolle,wurdedochdadurchüberwechselndeMehr- ebenenangesiedeltsind.aberlebensgeschichtlich 
heitsverhältnisse hinweg(zur Erinnerung:imJahr 
2000 hatten 13von damals15 EU-Mitgliedsländern 
sozialdemokratische Regierung5mehrheiten)eine 
Politik möglich, die auf drei Prämissen aufbaut: 
erstensdem EndedemokratischerWirtschaftssteu- 
erung unter Globalisierungsbedingungen, zwei- 
tens der Unmöglichkeit einer Umverteilung von 
oben nach unten zur Finanzierung öffentlicher 
Daseinsvorsorge und drittensdemvorrang priva- 
ter Risikovorsorgevor kollektiven Lösungenfürdie 
aus den Widersprüchen des Kapitalismuserwach- 
senden sozialen Probleme. 

immerweniger an reale Wertschöpfungsprozesse 
rückgebunden sindDas reflektierteinenstruktur- 
ellen Entfremdungsprozess zu Gewerkschaften 
unabhängig vom nWollenw der Akteure. 

(b) Im politischen Systemfindet ein Elitenwech- 
sel statt,der-so Anke Hassel-eine Anomalieder 
staatsinterventionistischen Nachkriegsgeschichte 
beseitigt:dieAufnahmeder Gewerkschaften in 
dieökonomische und politische Elitedes Landes. 
Ihre politische Wertschätzung hat auf Seiten der 
politischen Klasse rapideabgenommen.Sogeht 
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diegewerkschaftlicheOrganisierungvon Bundes- 
tagsabgeordneten seit den iggoerlahren stetig 
zurück und dürfte mittlerweileauf unterdie Hälf- 
te gefallen sein. Dies ist Ausdruck eines grundle- 
gend verändertenverständnisses des politischen 
>)Geschäftsx:dieVertretung organisierter sozialer 
Interessengilt als nicht mehr ~>professionell~<.Ge- 
werkschaften werden in dieser Rolle im politischen 
System nicht mehr nachgefragt. Ihre Rolle haben 
so genannte E~pertenkommissionen~Vertreter 
von Wirtschaftsverbänden, Lobbyisten,ThinkTanks 
eingenommen. 

Dort, wo ein politischer Konsens nicht mehr 
durch gemeinsame Wertorientierungen und bei- 
derseitigesoziale Interessen verfolgende politische 
Projektegegeben ist.werden politischeBündnisse 
zu einer Frage des KaIküls.wievie1 elektorale Unter- 
stützung Gewerkschaften in die Waagschale wer- 
fen können.Die Erosion gewerkschaftlicher Macht 
führtzueiner.strategischen Entilechtungsentschei- 
dun@( (RegineTrampusch) auf Seiten der Mitte- 
Links-Parteien.die Gewerkschaften zunehmend 
als politische Blockadeinstanz wahrnehmen. 

Gewerkschaftliche Strategiedebatte 

Gewerkschaften -vor allem in Deutschland - 
hatten langelahre Probleme,aufden Prozessdes 
nDelinkingof Labour. (Hans Piazza)zu reagieren. 
Zu sehr waren sie- und sind sie in ihrem Selbst- 
verständnisz.T.bis heute-einerPolitikverpflichtet, 
die weniger aufMobilisierungvon Mitgliedermacht, 
denn auf institutionellen Einfluss setzt.Zu sehr 
waren sie einer Politik der Selbstgenügsamkeit 
verpflichtet,dieaufTarifpolitikund parteipolitisch- 
parlamentarische Lobbyarbeit setzt .2~ sehr hoff- 
ten sie,mit einerStrategiedes Überwinterns über 
dieRunden kommenzu können,auchgetrübtdurch 
den .Glauben= an einigewettbewerbspolitische 
Dogmen (.hohe Lohnnebenkosten.). Bis zur Agen- 
da 2010 waren die Mehrheiten im DGB in einem 
selbstgebastelten Käfigdes lmmobilismusgefan- 
gen. In der Defensive schätzte man die Möglich- 
keiten politischer Mobilisierung als zunehmend 
marginal ein. Und selbst wenn: Was konnte das 

mehr sein als politisches Harakiri,als kraftschreie- 
rischerPopuIismus,derdoch nurOhnmacht,aber 
letztlich nicht politische Erfolge generiert? 

Der Schwebezustand endete mit der Agenda 
2010. Die Jahre 2003-2007sind Zeugnisseeiner be- 
achtlichen autonomen Politisierungder Gewerk- 
schaften. Überwinterungsstrategien gehören der 
Vergangenheit an,die Notwendigkeit der Aktuali- 
sierung des politischen Mandats istjenseits syndi- 
kalistischer und korporatistischer Bastionen unstrit- 
tig. Die innergewerkschaftliche Strategiedebatte 
geht im Wesentlichen darum.obeine Konzentra- 
tionaufOrganisations-und BetriebspolitikzurMit- 
gliedergewinnung Voraussetzung ist, um später 
gestärkt auf dem politischen Feld agieren zu kön- 
nen.Oderobein integrierter Strategieansatzerfolg- 
versprechender ist. der auch aus politischer Auf- 
klärung und Mobilisierung Selbstbewusstsein und 
öffentliche Anerkennungfürdie Rolleder Gewerk- 
schaften in ihren Kernfeidern wie unter den zivil- 
gesellschaftlichen Aktivistinnen schöpft. 

Für letzteres spricht, dass sich Kernfelder 
und politisches Mandat stärker durchmi- 
schen.Dafürsteht die Forderung nacheinem 

gesetzlichen Mindestlohn ebenso wiedergewerk- 
schaftliche Widerstand gegen die Rente mit 67 und 
die Kampagne ,)Gleiches Geld für Gleiche Arbeit.. 
Allgemeiner formuliert: Der Finanzmarktkapita- 
iismus erfordertein neues Regulationssystem,für 
das politisch gefochten werden muss. 

Pluralisierung der politischen Linken 

An dieser Stelle kommt die parteipolitische 
Neuformierungder Linken ins Spiel.Ohne Zweifel: 
Die LINKE hat die Karten im politischen Feld neu 
gemischt.Sie kann die Mobilisierunggegen Hartz 
iVebensoalsoppositionspolitisches Assausspielen 
wie Forderungen nach aktiver Beschäfiigungspo- 
litik durch öffentliche 1nvestitionen.einem gesetz- 
lichen Mindestlohn und einem lebensstandardsi- 
chernden gesetzlichen Rentensystem. Und die Re- 
geln des politisches Feldes zwingen zur Reaktion 

t 
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-von der Sozialdemokratie über die Grünen bis 
zu den Christdemokraten: reines Aussitzen geht 
nicht. Damit hat die LINKE eine Öffnung des po- 
litischen Feldes durchgesetzt.die eine Politik der 
Abschottung gegenüber der Zivilgesellschaft zu- 
mindest erschwert. 

Die damit herbeigeführte Pluralisierung der 
Linken ist Teil einer umfassenderen Neuformie- 
rung.DerenVerlaufistfreilichwenigvorbestimmt. 
Die LINKE muss ihre Position im politischen Feld 
erst noch finden. Das schließt die Positionierung 
gegenüber den Gewerkschaften ein. Hier einver- 
hältnisgleichsam >.natürlicher. Bündnispartner 
zu erwarten, wäre naiv.DiegewerkschaftlicheVer- 
ankerungderalten PDSwarimmermarginal.Was 
aus der LINKEN wird, hängt entscheidend davon 
ab, welche soziale Basis sie in der Gesellschaft 
findet - und damit, wie sie sich gegenüber der 
Zivilgesellschaft aufstellt. 

DieGewerkschaften habensich mehrheit- 
lich seit 2003frei geschwommen.Sie sind 
politischer geworden und lernen dievor- 

teileeiner pluralistischen Linken zu schätzen.Sie 
spielen eine absolut unverzichtbare Rolle in der 
Mobilisierungder Zivilgesellschaft-in allen Fra- 
gen, in denen es um die soziale Regulierungeines 
entgrenztenfinanzmarktkapitalistischen Regimes 
geht.DassdasWidersprüchegegenüberanderen 
sozialen Bewegungen und deren Optionen ein- 
schließt,istselbstverständlich;auch in derzivilge- 
sellschaft gibt es keine >$natürlichen. Partner- 
schaften. Fortschritte zeigen sich in belastbaren 
Bündnisbeziehungen auch in Widerspruchssitua- 
tionen. die Mobilisierungs- und Aufklärungsalli- 
anzen ermöglichen. Dieöffnung des politischen 
Feldes kann nicht nur in diesem,sondern hat ent- 
scheidend aus der Zivilgesellschaft heraus zu er- 
folgen. In dem Maße, wie das gelingt. kann es zu 
einertatsächlichen Neugründungvon gesellschaft- 
licher und politischer Linken kommen. 

Die bewährte und sehr beliebte Proxiimoppe wurde komplett neu 
überarbeitet und mit neuem Design versehen. Fast 200 Spiele - mit 

vielen Variotionrrn6glichkeiten -sind ouf 290 Seiten in übersichtlicher 
Struktur dargestellt und um einen aktuolirierien Theorieteil ergänzt. 1 
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Das Verhältnis von 
Gewerkschaften und SPD 

von Andreas Steppuhn 
Foto Chr i i tan Kiel 

SPD und Gewerkschaften haben nicht nur SPD undGewerkschaften haben durch die 
gemeinsameWurzeln,sondern können auch Auseinandersetzung umdie Agenda 2010 
aufeinetraditionell guteZusammenarbeit Schaden genommen.Viele Gewerkschafts- 

zurückblicken. Sicherlich eFgab Zeiten der poiiti- 
schen Nähe,aberauchZeiten,indenen man inzen- 
tralen gesellschaftspolitischen Fragen unterschied- 
IicherAuffassunggewesen ist.Beispielhaft hierfür 
ist die Auseinandersetzung um die Agenda 2010 

der damaligen rot-grünen Koalition zu nennen. 

Agenda 2010 belastet die Beziehungen 

Die DGB-Gewerkschaften haben diese Reform- 
politikzu Rechtalsfalsch bezeichnet undangepran- 
gert. Noch nie hat ein Bundeskanzler und SPD- 
Vorsitzender,wiees Gerhard Schröder getan hat, 
dasVerhältnis von Sozialdemokratie und Gewerk- 
schaften derartig beiastet.VieleGewerkschafier 
haben Gerhard Schröderseine„Basta-Politik" übel 
genommen.lmmerhin WarenesdieGewerkschaf- 
ten,diesich beidenvorangegangenen Bundestags- 
wahren klar zu den Sozialdemokraten bekannt 
und sichigg8fürdieAblosungder Regierung Kohl 
starkgemacht haben.Damitverbunden war nicht 
zuletztdie Hoffnung auf eine arbeitnehmerfreund- 
lichere Politik. 

Die Agenda 2010 hat die Menschen zutiefstver- 
unsichert. Bis ins bürgerliche Lager, in die soge- 
nannte Mittelschicht hinein. hat die Angst vor 

. 
mitglieder haben es den Bundes- und Hauptvor- 
ständen derGewerkschaften,die sich seinerzeit - 
für die Sozialdemokraten stark gemacht und da- 
mit Partei ergriffen haben.übel genommen.Aber 
auch die Sozialdemokraten haben Mitglieder in 
Scharen verloren. Gerade an der Basis sind viele 
Arbeitnehmerinnen undArbeitnehmer,fürdiees 
bisdahin selbstverständlich gewesen war,gleich- 
zeitig Gewerkschafterund Sozialdemokrat zu sein, 
aus der Partei ausgetreten. 

SPD geht wieder 
auf Gewerkschaften zu 

- 
DieSPD musseinelementares Interessedaran 

haben, dass Gewerkschaften in den Betrieben 
organisationspolitisch, aber auch gesellschafts- 
politisch wieder gestärkt werden. In den vergan- 
genen Monaten ist es daher gelungen, das Ver- 
hältnisvon SPD und Gewerkschaften spürbarver- 
bessert. Kurt Beck hat mit der Übernahme des 
SPD-Parteivorsitzes den Kontakt zu den Gewerk- 
schaften intensiviert und neue Brücken geschia- 
gen. Die Verlängerung des Arbeitslosengeldes I 
fürältereArbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
und die Beschlüsse des Hamburger Parteitages 
sind 5ignalegewesen.die bei den Gewerkschaften . . 

~rbeitslosi~keit  platzgegriffen. ~ i e  ~ m s e t z u n ~ d e r  angekommen sind. Was aber noch wichtiger ist :  
Hartz-Gesetzgebung,immermehrprekäreArbeits- SiewurdenauchvondenArbeitnehmerinnenund 
verhältnisse und unbefristete Leiharbeitsverhält- Arbeitnehmern verstanden! 
nisse haben es den Gewerkschaften schwer ge- 
macht,die Menschen in den Betrieben zu organi- 
sieren undzuvertreten.DieGewerkschaftsarbeit 
wurde damit geschwächt. b 
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Nach den schwierigen Auseinandersetzun- 
gen um dieAgenda2oio.dieGesundheits- 
reform und die,.Rente mit67" haben SPD 

und Gewerkschaften wieder näher zueinander 
gefunden. Für die Sozialdemokraten ist es jetzt 
wichtig,die Hamburger Beschlüsse zur Arbeits- 
markt-undSozialpolitikmit Lebenzu erfüllen und 
somit ein Stück Glaubwürdigkeit bei den Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmern zurückzuge- 
winnen. Die Themen ,,Mindestlohnr' und ,,Leih- 
arbeit", aber auch die Vorschläge zu flexiblen 
Altersübergängen sind dafür geeignet, politische 
Gemeinsamkeiten zu befördern.Zugleich hat die 
SPDdieChance unddieVerpflichtung,dieArbeits- 
markt- und Sozialpolitik neu auszurichten und 
so das,.soziale Profil" wieder zu schärfen. 

Bedürfnis nach Gerechtigkeit 

Die Sehnsucht der Menschen nach sozialer 
Gerechtigkeit undeinerVerbesserung der Arbeits- 
und Lebensbedingungen ist in unserer Gesell- 
schaft so groß wie nie zuvor. Gerade dasThema 
„Mindestlohn" und auch die jüngsten Auseinan- 
dersetzungen umdieMindestlöhne beiden Beschäf- 

- tigten von Postdienstleistern erfordern. dass die 
Gewerkschaften diesozialdemokratischen Bemü- 
hungen außerparlamentarisch unterstützen. 

Unterschiedliche Aufgaben - 
ähnliche Ziele 

Beiallderoffensichtlichenthematischen Nähe 
undden gemeinsamen Wurzeln mussjedem gleich- 
zeitig aberauch klar sein:Gewerkschaften und 
Sozialdemokraten haben unterschiedliche Aufga- 
benstellungen und Funktionen. Gerade in den 
letzten Monaten wurdevon den Gewerkschaften 
aber auch erkannt.wiewichtigdieZusammenar- 
beit mit SPD-Politikern auf der Fachebene und in 
der SPD-Bundestagsfraktion ist. 

Ohne diese Zusammenarbeit und den damit 
verbundenen gestalterischen Einfluss, den die 
Gewerkschaften nehmen konnten, wärenvorha- 
ben wie beispielsweisedas Saisonkurzarbeitergeld 
im Baugewerbe,die Pflegereform oderdasGebäu- . 
desanierungsprogramm zurverringerungdes CO; 
Ausstoßeswohl nicht so umgesetztworden,wie 
es geschehen ist.Nichtzuvergessen sind an dieser 
StelleauchdieMindestlöhnefürdie Beschäftigten 
im Gebäudereinigerhandwerk 

Mi t  dem Entsendegesetz und der Möglich- 
keit,Mindestlöhne über die Allgemeinver- 
bindlichkeit per Rechtsverordnung einzu- 

führen. ist dieGrundlagedafür geschaffen worden, 
dass mittlerweile bereits seit Jahren bestehende 

DerneueBundesministerfürArbeitundSozial- Mindestlöhne im Baugewerbe, im Maler- und 
ordnung Olaf Scholz und die frisch gewählte ar- Lackiererhandwerk,im Dachdeckerhandwerkund 
beitsmarktpolitischeSprecherin der SPD-Bundes- im Abbruch- und Abwrackgewerbe entstanden 
tagsfraktion Andrea Nahles werden und sollten sind.SiesinderstdurchdasZusamrnenwirkenvon 
die Chancen nutzen. um die Arbeitsmarkt- und SPD und Gewerkschaften möglich geworden. 
Sozialpolitik innerhalb der großen Koalition und 
damit in Deutschland neu zu justieren. 

0 Sachlichkeit statt Populismus 

Arbeitnehmerinnenund Arbeitnehmerwer- Geradejetzt zur Halbzeit der großen Koalition 
den sich aber nur dann wieder mehr mi t  von SPD und Union in Beriin,wodie Unterschiede 
sozialdemokratischer Politik identifizieren, von beiden Koalitionspartnern geradeim Bereich 

wenn sie das Gefühl haben, dass Reformen sich der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik immerdeut- 
positiv auswirken und damit ihre persönliche Si- licher werden, können beide Seiten, d.h. sowohl 
tuation verbessern und nicht verschlechtern. Gewerkschaften als auch die SPD.von einem en- 

gen Schulterschluss partizipieren. 
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Dassdie SPD in den vergangenen Monaten 
immer intensiver ihre Bereitschaft gezeigt 
hat,dieAgenda zoioeben nicht als Dogma 

zu betra~hten~sondern eine Fortentwicklung im 
Sinneder Menschen zuzulassen.macht deutlich, 
dass der Arbeitnehmerflügel inder SPD im Aufwind 
ist. Der vorgelegte Abschlussbericht der Arbeits- 
gruppe,,Arbeitsbedingungen verbessern -Renten- 
zugangflexibilisieren" des SPD-Parteivorstandes 
und der SPD-Bundestagsfraktion zeigt zudem 
deutlich, dass sich einiges bewegt hat. Dass die 
SPDsich eindeutig beidenThemen..Mindestlöhne 
und Leiharbeit" positioniert hat. macht klar, auf 
welcher Seiteder Gesellschaftsiesteht. Das,was 
sich hinterderKampagne„GuteArbeit"verbirgt. 
enthält vieleVorschlägeder DGB-Gewerkschaften 
und der SPD-Arbeitsgemeinschaftfür Arbeitneh- 
merfragen (AfA). 

Der SPD-Gewerkschaftsrat,der mit Kurt Beck 
zu neuer Blüteerwacht ist.aberauch diegemein- 
samen Arbeitsgruppen von Partei, Bundestags- 
fraktion und Gewerkschaftsvertretern werden auch 
in Zukunit eine große Bedeutung haben.Viele 
Gewerkschafter haben erkannt,dass es allemal 
besser ist. mi t  der Regierungspartei SPD zusam- 
menzuarbeiten,alssich einzig und alleinaufden 
Dialogmit der Linkspartei zu beschränken,deren 
einzige Politik undTaktikes ist.den Gewerkschaf- 
ten nach dem Mund zu reden, alles abzulehnen 
und populistische Parolen zum Besten zu geben. 
Diese Zusammenarbeit von Sozialdemokraten 
und Gewerkschaftern im Deutschen Bundestag 
war und ist trotz der harten Auseinandersetzun- 
gen bei politischen Schwerpunktthemen aufder 
Fachebenedennoch immervon Sachlichkeit und 
Pragmatismus geprägt gewesen. Während sich 
dagegen die FDP noch nie mit arbeitenden Men- 
schenidentifizieren konnteund mittlerweileselbst 
die Partei von Bündnis go/Die Grünen zumindest 
ansatzweise erkannt hat. welche Bedeutung die 
Arbeitsmarkt-undSozialpolitikin Deutschland hat, 
verliert im gleichen Atemzug der Arbeitnehmer- 
flügel in der CDU immer mehr an Bedeutung.Der 
Wirtschaftsflügel der CDU hat in der prakischen 
Parlamentsarbeit fast immer das letzte Wort. 

Die Menschen mitnehmen! 

DasVerhältnis von SPD und Gewerkschaften 
ist spürbar bessergeworden. Fürdiegroße Mehr- 
heit sozialdemokratischer Bundespolitiker ist un- 
strittig,dasseingutesVerhältnisunddieEinigkeit 
bei zentralen Vorhaben in der Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik unabdingbarfürzukünftige Wahler- 
folge bei Bundes- und Landtagswahien sind. 

DieSPDist und bleibtdie Parteider..kleinen 
Leute" und sie ist dabei, den Begriff der 
sozialen Gerechtigkeit und der Solidarität 

neu zu definieren.Möglichst alle Menschen in der 
Gesellschaft mitzunehmen. dies i s t  das Ziel und 
die Aufgabe, dass die SPD mit den Gewerkschaf- 
ten eint.Diesist auch mit dem neuen SPD-Grund- 
satzprogramm deutlich geworden. 

Ob dieses gelingt.dafürwird maßgeblich ent- 
scheidend sein. weiche Antworten auf die dringen- 
den geseiischaftspolitischen Fragen der Zukunft 
gegeben werden. Drohende Aitersarmut, Kinder- 
armut, prekäre Arbeitsverhältnisse, Lohn- und 
SoziaIdumping,illegaleBeschäftigungundSchwarz- 
arbeit in einem der reichsten industrieländerder 
Weit - hierauf musseinesozialdemokratische Par- 
tei,die zum Soziaistaatsgebot steht,Antworten 
geben.DieGewerkschaftenforderndieses zu Recht 
ein. Die Umverteilungvon unten nach oben und 
Reichtum für nurwenige in derGesellschaftwer- 
den die Menschen auf Dauer nicht akzeptieren. 

SPD und Gewerkschaften sollten gemeinsam 
in einen Dialogeintreten und Antworten zu finden, 
die die Menschen in Deutschland wieder sagen 
lassen,Ja,dasistdiePolitik,die wir uns wünschen 
und unterstützen!" ¤ 
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Von den USA lernen, ... 
Organizing: 

Mitgliederwerbung und Aktivierung 

von Juri Hälker 

Im Mittelpunkt der aktuellsten und viel- 
versprechendstenStrategieansätzegewerk- 
schaftlicher Erneuerungund Revitalisierung 

steht dassogenannteOrganizing.0rganizingstellt 
eine kampagnenorientierte Form des Aufbaus be- 
trieblicher lnteressenvertretungsowiedergewerk- 

- schaftlichen Mitgliedergewinnungdar.Dieeinge- 
setzten Organizingstrategien sind vielfältig und 
finden sich in der Regel kombinierteingesetzt. 

Über ein spezifisches methodischesvorgehen 
werden Beschäftigteineinem Betriebfür ihreeige- 
nen Interessen aktiviert undzugleichsystematisch - 
neue Mitglieder gewonnen. Oie Ansprache der 
potenziellen Mitgliedererfolgt in einem begrenz- 
ten Zeitraum als konzentrierte Aktion durchaus- 
gebildete Organizer. 

AusgangspunkteinerOrganizing-Kampa- 
gne sind innerbetriebliche Konflikte, die 
von den Beschäftigten als solche wahrge- 

nommen werden. Die detaillierte Planung und 
Durchführungvon Kampagnen erfordern mehre- 
reMonate.An ihnen beteiligensichoftgesellschaft- 
liche Gruppen (Kirchen, attac, etc.) und soziale 
Bewegungsaktivisten. 

Erfolge in den USA 

In den USAgabes immerschon Drganizer,haupt- 
amtliche Funktionäre dieversuchten aus gewerk- 
schaftsfreien Betrieben Union Shops zu machen. 
In den neunziger Jahren kamen neue Strategien 
hinzu.0rganizingakademienentwickeltensystema- 
tisch und wissenschaftlich Strategien undTaktiken, 
die den Seminarteilnehmern vermittelt wurden. 
Diesesvorgehen erzielte eindrucksvolle Erfolge. 

Der us-amerikanischen Dienstleitungsgewerk- 
Schaft SElU gelang es. innerhalb von rund zehn 
Jahrendie Anzahlder Mitgliedschaftzuverdoppeln. 
Im gleichen Zeitraum gingderorganisationsgrad 
der meisten im Dachverband AFLlClOzusammen- 
geschlossenen Gewerkschaften massiv zurück. 
Gegen diesen negativen Trend konnten nurjene 
Gewerkschaften bestehen.die konsequentaufor- 
ganizingsetzten.Der Erfolgderus-amerikanischen 
Gewerkschaften bliebauchjenseitsdes Atlantiks 
bzw.des Pazifiks nicht unbemerkt.5oimportierten 
die britis~hen~irischen undaustralischen Gewerk- 
schaften schonvorJahrendieOrganizingkonzepte 
aus den USA und gründeten eigene Organizing- 
akademien an denen gezielt proffessionelleOrga- 
nizer ausgebildet werden. 

rpw 812007 
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Krise aussitzen oder Organiz ing? 

In Australien war dem Einsatzvon Organizing 
ein langjähriger Niedergang des gewerkschaft- 
lichen Organisationsgrades vorausgegangen. Die 
Gewerkschaften sahen sich einer beispiellosen 
Aggressionvon Kapital und Politikausgesetzt.Lehr- 
reich für die deutsche Praxis dürften jene Erfah- 
rungensein,diezeigenwie passivdieGewerkschaf- 
ten auf die Krise reagierten und diese hofften 
aussitzen zu können.Den harten Bruch mit einer 
Praxis.die immer weniger Erfolge erzielte scheu- 
end,verharrten geradedie hauptamtlichen Gewerk- 
schaftsfunktionäre in den Vorständen in ihrem 
bussines as usually. Und das, obwohl die voriie- 
genden Projektionen detailliert aufzeigten,dass 
dieaustralischeGewerkschaftsbewegungin nur 
wenigen Jahren mitgliederschwach,einflusslos 
und hoch verschuldet sein würde. Bis heute hat 
nur ein Teil der australischen Gewerkschaftsbe- 
wegungden Erneuerungsprozess eingeleitet,dies 
jedoch mit ersten Erfolgen. 

Warumgeradedenjahrelang in ihren Funk- 
tionen sozialisierten Gewerkschaftshaupt- 
amtlichen (aber in vielen Fällen auch den 

Ehrenamt1ichen)eine Neuausrichtungaufaktive 
Organizingstrategien schwerfällt,wird deutlich. 
betrachtet man die harten Arbeitsbedingungen 
us-amerikanischer Organizer. Der inzwischen in 
Deutschland tät ige~rganizer lef f re~ Raffo berich- 
tet indem neu erschienenenOrganizingbuch„You 
never work alone" (VSA-Verlag 2oo7):,.lrn Laufe 
einer Organizing-Kampagne bekamen Organizer 
nurjededrittewocheein Wochenende und nach 
drei bisvier Monaten Kampagneeine ganze Wo- 
che frei. Ansonsten verbrachten wir zehn bis 18 

StundenamTag hauptsächlich mi t  den sich orga- 
nisierenden Kollegen".Nebendem immensen Ein- 
satz auf der Straße.vor dem Betriebstor, bei den 
Beschäftigten zu Hause kannvorallemdas Selbst- 
verständnisderorganizerals Unterschied zur üb- 
IichenTätigkeitdeutscher Gewerkschaftsfunktio- 
näregezähltwerden.0rganizersetzen aufAktivie- 
rung.Sie helfen den Beschäftigten ihre Interessen 
selbst durchzusetzen und lehnen die klassische 

Stellvertreterrolleab.0rganizing heißt somit im- 
merauch Politisierung und führt im Ergebnis zu 
einerVerbreiterung der gewerkschaftlich aktiven 
Basis. 

Mit Organiz ing z u  g lobalen 
Gewerkschaf ten 

Dass eine solche Vorgehensweise auch in 
Deutschland praktikabel ist, bewies die Gewerk- 
schafiverdi bei ihrem exemplarischen Organizing- 
projekt im Hamburger Sicherheitsgewerbe. Hier 
konnten innerhalb eines Jahres rund 400 neue 
Mitglieder, Betriebsratswahlen und ein Tarifver- 
trag mit höheren Einkommen durchgesetzt wer- 
den.Möglich wurdedieser Hamburger Probelauf 
füreindeutschesorganizingdurchdie personelle 
Unterstützungderus-amerikanischen SEIU.Zum 
zentralen Strategieansatz der SEIU gehört die welt- 
weiteVerbreitung der Organizingstrategien. Dazu 
hat dieSElU zahlreiche Hauptamtlicheabgestellt, 
die bspwin Europa Gewerkschafter schulen und 
bei ihren Kampagnen unterstützen.DieSEIU ver- 
folgt damit eineStrategie,die daraufzielt, in welt- 
weitoperierende Unternehmendie Beschäftigten 
allerorts gewerkschaftlich zu organisieren. Dieser - 
OrientierungliegtdieZielsetzungzu Grunde,glo- 
bal agierende Konzerne zu weltweit geltenden 
Arbeitsstandardszuverpflichten.Möglich werden 
dann auch 5treikaktionen.die nicht an Staaten- 
grenzen enden.sondern einen Konzern in vielen 
Ländern zeitgleich in die Zange nehmen. In den 
USA habendieGewerkschaften unlängst in kampf- 
starken Städten, wie Chicago, New York oder Las 
Vegas, nicht nur einen verbesserten Tarifvertrag 
für die in den dortigen Hotels der Hiltonkette 
Beschäftigten durchgesetzt,sondern zugleich das 
Unternehmen daraufverpflichtet dieGewerkschaft 
auch anallen anderen Standorten anzuerkennen, 
auch wenn dort nurein sehr geringerorganisa- 
tionsgradvorherrscht.ln einem weiteren Beispiel 
setzten Gewerkschafter in den USAein Unterneh- 
men unter Druckwelchesauch inGroßbritannien 
aktivwar und dort keinenTarifvertragunterzeich- 
nen wollte. Langfristig zielen einzelne US-Gewerk- 
schaftenaufdieBiIdungglobalerGewerkschaften 

b 
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ab. Transnationale Konzerne. exemplarisch gut 
sichtbar bei den lmmobiliendienstleistern, dem 
Reinigungs- und Sicherheitsgewerbe,agieren welt- 
weit und arbeiten mit ihren standarisierten Dienst- 
leitungen u.a.füranderetransnationaleKonzerne. 
Bei diesen Immobiliendienstleistern finden sich 
einerseitsvielegeringqualifiziertesowiezumTeii 
legal. wie illegal arbeitende Lohnabhängige mit 
Migrationshintergrund beschäftigt.DieSElU hat 
in den USAunter Beweisgestellt,dasses möglich 
ist,diesetraditionell aIsschwererreichbareGrup- 
pen geltenden Beschäftigten erfolgreich zu orga- 
nisieren. Dabei fokussieren die Gewerkschaften 

- darauf, dass essich bei diesen Beschäftigungsseg- 
menten im Service-,Sicherheits-, Immobilien- und 
Hotelgewerbe um Wachstumssektoren handelt, 
die zudem anders als Warenproduktionsstätten 
ortsgebunden sind und kaum von Standortverla- 
gerungsdrohungen erfasst werden können. 

und zweiwöchigen Streik zu führen. Auch viele 
unorganisierte Kolleginnen und Kollegen beteiiig- 
ten sich.ln wieweit Organizinginden klassischen 
IndustriesektorenfürdiedeutschenGewerkschaf- 
ten interessant sein könnte, müssen zukünftige 
Projektenochzeigen,dieindiversenGewerkschafts- 
zentralen zurzeit allerdings ernsthaft diskutiert 
werden. 

Vor dem Hintergrund sich ausbreitender Leih- 
arbeit und Fremdfirmeneinsatz sehen sichdie Beleg- 
schaften in traditionellen Großbetrieben zuneh- 
mend fragmentiert.lndustriegewerkschaften wie 
die lG Metall sindgezwungen,neueWegederHand- 
lungsfähigkeit zu entdecken.Die Nutzungvon Ele- 
menten derorganizingstrategien mussdaherdrin- 
gendst inTestläufen erprobt werden. Die positiven 
Erfahrungen, nicht nur in den USAsondern auch 
in anderen entwickelten kapitalistischen Staaten, 
lassen trotzs~ezifisch anderer Bedineuneen in den 
Industriellen BeziehungendieNutzungvon Organi- 
zingauch in Deutschland als sinnvoll erscheinen. 

O Organizerausbildung in Deutschland 

Unabdingbar ist dabei die Anpassung der Orga- 
nizingstrategien andie konkreteProjektsituation, 
einegründliche Fallrecherche und all dem vorge- 8 schaltet,dieSchulungvonehren-und hauptamt- 
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Organizing im Großbetrieb 

Inzwischen finden sich auch in Deutschland 
weitereorganizingpr~jekte~diean dieHamburger 
Erfahrungen,sowieandie Lidl-Kampagneanschlie- 
Ren unddabeiauchgrößere betrieblicheEinheiten 
in den Blick nehmen.Aktuell führt Verdi Organi- 
zingkampagnen in zwei Warenumschlagszentren 
in Hamburgund 0stdeutschlanddurch.An diesen 
Standorten sind jeweils knapp 2000 Beschäftigte 
beschäftigt. In einem guten halben Jahr konnte 
hierderorganisationsgrad von knapp30 auf gut 
45 Prozent erhöht werden. Zudem gelang es 70 
Prozent der Beschäftigten in einen erstmaligen 

lichen Organizern. Hierzu entstehen zurzeit erste 
gewerkschaftliche Lehrgangsprojekte.Auch an den 
Universitäten wenden sich Gewerkschaftssoziolo- 
gendemThema OrganizinginTheorieund Praxis 
zu. Nicht zuletzt sei auf das steigende Interesse 
an der gewerkschaftlichen Basis verwiesen. wo 
einezunehmendeZahlvon Bezirken.VerwaItungs- 
stellen und betrieblichenvertrauenskörpern sich 
zumThemaOrganizingin Abendveranstaltungen 
odermehrtägigen Seminaren qualifizieren lassen. 
EineEntwicklung,diedarauf hinweist,dassOrga- 
nizingnicht nur im großen Mai3stab.sondern bald 
auch ineinervielzahl lokaler Projekteseine Poten- 
ziale unter Beweis stellen kann. W 
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Cewerkschaftspolitik 
mit neuen Mitteln 

Für Mitbestimmung und Demokratie I 
- im Betrieb und überall! i I von Wolfgang Rose und a 

PolitischeundUnternehmens-Entscheidun- 
gen werden in Zeiten der Globalisierung 
zunehmend ortsfernergefällt. Das erzeugt 

nicht nur beidengewerkschaftlich organisierten 
Kolleginnen und den anderen Bürgerlnnen ein 
Gefühl der Machtlosigkeit, sondern führt auch 
faktisch zu einemverlust demokratischer Mitbe- 
stimmungsmöglichkeiten. Das eröffnet das Feld 
für Demagogie und Destruktion und wird zu einer 
Gefahr der Demokratie insgesamt. 

In Deutschland wächstaberein Kraut,das hel- 
fen kann,den Menschen Entscheidungsmöglich- 
keiten in ihrem direkten Umfeld zurückzugeben: 
die Direkte Demokratie! Und ver.di hat sich ent- 
schlossen, dieses, richtig angewandt heilsame. 
Kraut zu hegen und zu pflegen.eszustärken und 
zu verbreiten. 

Volks- und Bürgerentscheideschaffenein Mehr 
an Demokratie in unserer Gesellschaft, und die 
kluge Nutzungdieser Instrumente stärkt die Ak- 
tions- und KampagnenfähigkeitderGewerkschaf- 
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ten.Siegewinnen hierbei nicht nur Bündnispartnerl 
-innen,sondernauch neueGestaltungsmacht:Die 
Ökonomisierungder politischen Arena kann zu- - 
rückgehalten-den Interessen derMitglieder und 
ihrer Familien mehrGeltung verschafft werden.Den 
Erfolgen der Machtzentralen des Kapitals bei der 
Durchsetzung ihrer Interessen kann nicht nurdie 
Vorstellungvon einem menschlicheren Antlitzun- 
serer Gesellschaft entgegengesetzt werden -es 
wird auch geschaffen.Dabei gehtesnicht nur um 
Abwehrkämpfe, sondern auch um die Chance, 
selbst gestaltend zu wirken. 

SichderInstrumentederDirekten Demokra- 
tiezu bedienen stärkt dieGewerkschaften, 
wennsiesich beiderThemenauswahl mög- 

lichst unmittelbaran den Interessen ihrerMitglie- 
derorientieren-und sich dabei aufdas Machbare 
und eine breite Basisfokussieren. 
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Volksentscheide sind ein geeignetes Mit- 
tel, um 2.6. gegen Privatisierungen vorzu- 
gehen.Sieerfordern nicht nurbreitegesell- 

schaftliche Bündnisse,sondern die Beteiligung an 
ihnenschafftund stabilisiert auch solche.Darüber- 
hinaus wirken Volksentscheide emanzipierend. 
Die entscheidende ErfolgsvoraussetzungvonVolks- 
entscheiden liegt aber in fairen Durchführungs- 
bestimmungen und dem Respektder Parlamente 
vordem qua1ifiziertartikuliertenVolkswillen.Des- 
halb hat verdi Hamburg dieses Instrument der 
Direkten Demokratie selbst angewendet, mehr- 
fach unterstützt und setzt sich fürdessen Ausbau 
ein.Darüber hinausfordertederverdi-Bundeskon- 
gress im Oktoberzoo7seinen Bundesvorstand auf, 
sich gegenüber dem deutschen Bundestagfürdie 
Einführung des bundesweiten Volksentscheids 
einzusetzen. 

Volksabstimmungen werden sich in allen 
Ländern zu einem hervorragenden zusätz- 
lichen Instrument,die Interessender arbei- 

tenden Bevölkerungzuverteidigen und durchzu- 
setzen,entwickeln.AbhängigBeschäftigteund ihre 
Familien habeneinausgeprägteslnteresseanstaat- 
licher Daseinsvorsorge und geregelten Lebensver- 
hältnissen. Direkte Demokratie kann dabei ein 
Mittelsein.siezusichern undauszubauen.Gewerk- 
schaften werden sienutzen.um Politikverdrossen- 
heit und Deregulierungentgegenzutreten. Direkte 
DemokratieistfürGewerkschafteneinzusätzliches 
Mittel mitzubestimmen! 

Gewerkschaftliches und gesellschaftliches Enga- 
gement sind zwei Seiten derselben Medaille.Sie 
fördern beidedasSozialkapital,wirken integrativ 
und bedingeneinander.Ausländischeempirische 
Studien belegen,dassje ausgeprägterdirektdemo- 
kratischeRechte und lnstrumenteausgebildetsind, 
destoumfangreicher und lebendiger istdasgesell- 
schaftliche Engagement der Bürgerinnen und 
Bürger.ver.di kann und willden inden neunziger 
Jahren begonnenen Aufschwung der Direkten 
Demokratie in der Bundesrepublik Deutschland 
gewerkschaftlich mitgestalten und nutzen. 

Gewerkschaftliche Aktionen und Gewerk- 
schaftspolitik können nicht losgelöst be- 
trachtet werdenvon dem gesellschaftlichen 

Umfeld, in dem sie stattfinden. insofern sind die 
Wirksamkeit gewerkschaftlicher Interessensvertre- 
tungundauchdergewerkschaftlicheOrganisations- 
grad naturgemäß Schwankungen unterworfen. 

Gewerkschaften sind Selbsthilfeorganisationen. 
Sie existieren,weil Menschen sich zusammentun, 
um so ihre Interessen besservertretenzu können. 
Gewerkschaften leben,weil und wenn Menschen 
mitmachen - bei ihrer 1nteressenvertretung.Ge- 
werkschaften schaffen weitere Mitmachmöglich- 
keiten für ihre Mitglieder und die Beschäftigten 
und sind gelebteTeilhabe an gesellschaftlichen 
Prozessen.lnsofern haben Gewerkschaftenauch 
einvitales Intere~sedaran~dassMenschen beider 
Politik mitmachen,sich einmischen - und vielfäl- 
tigdie Erfahrung machen,dasses sich lohnt.sich 
zu engagieren. Neben dem Parlamentarismus, 
den Wahien und der Parteiendemokratie können 
sie zusätzlich mit Hilfe der Direkten Demokratie, 
den Bürger- undVolksentscheiden, mitreden und 
rnitbestimmen.Ziehen sich Menschenausgesell- 
schaftlichem Engagement zurück,schlägt dasauch 
auf ihr gewerkschaftliches Engagement durch. 
Insofern entwickelndieGewerkschaften ein Eigen- 
interesse an lebendiger Direkter Demokratie. 



Seit den neunzigerJahren kennen zumin- 
dest alleBundesländerdasInstrumentvon 
Volksinitiative.Volksbegehren und Volks- 

entscheid;viele Kommunen das Bürgerbegehren 
undden Bürgerentscheid;mitallerdingssehrunter- 
schiedlichen Nutzungsgraden.Hierwird deutlich. 
dass die Direkte Demokratie ihre emanzipieren- 
deKraftnurdann entwickeln kann,wenn Fairness 
in den Durchführungsbestimmungen undverbind- 
lichkeit in der WirkungvonVolks- und Bürgerent- 
scheiden sichergestellt sind. 

Viele Staaten kennen das Recht,dass die Bevöl- 
kerung nicht nur wählen darf, sondern in Einzel- 
fragendirekt mitentscheiden kann.Die bekannte- 
sten Fälle sind die Schweiz und der US-Bundes- 
staat Kalifornien. Die Bundespolitik kennt dieses 
Instrument desVolks-oder Bürgerentscheides noch 
nicht. Dieaktuelle hiesige politikwissenschaftliche 
Diskussion wird aber mittlerweile überwiegend 
darumgeführt.dassesbeiderFragedesbundeswei- 
tenvolksentscheidesin naherZukunftweniger um 
das OBals um das WIE gehen wird. 

Gewerkschaftliche Bewertung 

Politikist immerauch geprägtvon Lobbyarbeit. 
lnsbesonderesogenannte..weiche Interessen", 
wie zum Beispiel Interessen der Daseinsvorsor- 
&tun sich schwer,sich im Parlamentarismus 
verlässlich gegen.,harte".zum Beispiel ökono- 
mische, Interessen durchzusetzen. Hier kann 
Direkte Demokratie zu einem Ausgleich der 
Interessensvertretung und -durchsetzung,z.B. 
gegenüber der Lobby des Kapitals. beitragen. 
Volksabstimmungen sind insbesonderein Ham- 
burg. als gewerkschaftliche Aktionsform ge- 
wähltworden.ver.di Hamburg hattesich.gegen 
denVerkaufstädtischerKrankenhäusergestellt 
unddafüreine77prozentigeZustimmungerhaI- 
ten. Unter Federführung der GEW wurde die 
Privatisierungder Berufsschulen thematisiert. 
Infolgedieser Initiativen und des missachten- 
den Umgangsder Bürgerschaftsmehrheit mi t  
Volksentscheiden hat sich ein mehralsdreißig 
Organisationen umfassendes Bündnis gebildet. 
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dasseit gut dreiJahren.aufeinersehrrespekt- 
undvertrauensvollen Basis,fürdieverbesserte 
verfassungsrechtlicheVerankerungfairer und 
verbindlicherVolksentscheide kämpft.Die Inte- 
ressenderbetroffenen Beschäftigten und ihrer 
Familien wurden von ver.di und GEW auf die 
politische Agenda gehoben und in der Stadt 
breitest diskutiert. Dabei wurdedie Interessens- 
identität zwischen Gewerkschaiterlnnen und 
dem weitüberwiegenden weiterenTeil der Be- 
völkerungnicht nurverdeutlicht,sondern von 
Letzterem auch sogesehen und bewertet. Die 
Hamburger Gewerkschaften haben das von 
anderen errichtete Ghettoder,,Lobby der Fach- 
arbeiter und Angestellten in ungekündigter 
Stellung" wahrnehmbar verlassen. Sie haben 
die Tür dazu aufgestoßen, dass auch andere 
Konfliktein derStadt zukünftig in einem breiten 
Diskurs bewältigt werden könnten-seiesaus- 
gehend z.B.von den Hafenarbeiterl-innen oder 
den Kolleginnen von EADS-Airbus 
Volksabstimmungen finden in der Regel im 
Verbund breiter gesellschaftlicher Bündnisse 
statt. Diese Prozesse erfordern. und eröffnen 
dieChance.dasssich dieGewerkschaften.über 
die Betriebe undVerwaltungen hinaus,in die 
MittederGesellschaftstellen.Volksabstimmun- 
gen mitgewerkschaftlicher Beteiligungwirken 
für sie imagefördernd und öffnen Türen, die 
in beide Richtungen durchschritten werden. 
Das aktuelle Hamburger Bündnisfürfaire und 
verbindlicheVolksentscheide reicht von nahe- 
zu dem gesamten linken Spektrum bis tief in 
das ,,bürgerliche" Lager. 
Gewerkschaften sind darauf angewiesen-dass 
Menschen bereitsind,selbstfürihreinteressen 
einzutreten. Frust. Resignation und Rückzug 
ins Privateschlagenvon derpolitischen aufdie 
gewerkschaftliche Ebenedurch.DirekteDemo- 
kratieschafFtzusätzlicheZugangskanälein die 
politische Arena! Direktdemokratische Instru- 
mente schaffen themenspezifische Partizipa- 
tionsmöglichkeiten für die Bürgerinnen und 
Bürger.DirekteDemokratie kann neuepartizipa- 
tionsressourcen und ldentifikationspotenziale 
aufdem Wegvon der,.Zuschauer" hin zueiner 
"Mitmachdemokratie" erschließen. 

b 
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Ein defensives oderrestriktivesverhältnisvon 
Parlamentsmehrheiten zur direkten Demokra- 
tie ist nicht isoliert nur für dasVolksabstim- 
mungsverfahren zu sehen. Es i s t  eingebettet 
in die allgemeine Kampagne gegen Mitbestim- 
mung und Mitwirkungder Bürgerl-innen und 
ihrer Organisationen. Politik bereitet so auch 
das Feld.Mitbestimmungin Betrieben undver- 
waltungen zurückzudrängen. 
Politik ist bekanntlich die Kunst des Kompro- 
misses.DieKunst der Lobby desKapitalsist,ihre 
Interessen als gemeinnützig .,zu verkaufen", 
und den Politikerlnnen soden Wegzur Entschei- 
dungsfindung zu glätten. Deshalb ist es von 
zunehmenderWichtigkeit,dassauch Parlamen- 
tarierl-innen sich veranlasst sehen, stärker 
wahrzunehmen.dasssieunterderKontrolleder 
Bürgerinnen und Bürger stehen. Sie müssen 
unabhängig von der Wahlentscheidung auch 
im Einzelfall ihren Wiliendurchsetzen können. 
So werden parteiendemokratische Machtstruk- 
turengeöffnet undder politische Wettbewerb 
gestärkt. 

In der Mehrzahl der europäischen Länder 
gibt es mehr gelebte Direkte Demokratie 
als bei uns.Hierist Harmonisierungerfor- 

derlich.Mit der unabdingbaren formellen Zunah- 
medereuropäischen Integration wird es notwen- 
diger,dasssichdie Lebens- und Erfahrungswelten 
der Bürgerlnnen zumindest bezüglich der poiiti- 
schen Partizipationschancen konzertiert entwi- 
ckeln. Es widerspricht dem Grundgedanken der 
EU und jederfaktischen 1ntegration.dass Nieder- 
länder und Franzosen die EU-Verfassungverwer- 
fen können und in Deutschland noch nicht einmal 
eine breite Diskussion darüber ermöglicht wird, 
obdie neuevertragsgestützte EUein Mehr an De- 
mokratie oder ein Mehr an Herrschaft der sowie- 
soschon Mächtigen bringt. Eine Bilanz.obdie EU 
sich hin zu mehr Macht für die Legislative oder 
hin zu mehr Macht für die Exekutive entwickelt, 
wird in Deutschland wedervon der Regierung noch 
vom Parlament öffentlich zur Diskussiongestellt. 

hinreichend oder schlechter ausbalanciert wer- 
den können, bleibt somit unstellbarund unbeant- 
wortet. Der grundsätzliche Unterschied zwischen 
plebiszitärer und parlamentarischer Repräsenta- 
t ion wird auch in Deutschland an Bedeutung 
verlieren müssen-die Wahl und Ausgestaltung 
der direktdemokratischen Verfahren an Gewicht 
gewinnen. Hier sollten Interessen abhängig Be- 
schäftigter und ihrer Familien Platz greifen. 

Deshalb i s t  derdeutsche Bundestag gefor- 
dert.Volksabstimmungen zu fördern und 
insbesondere bundesweiteVolksentschei- 

dezuermöglichen.Volksentscheide müssenauch 
Bundestag und Bundesregierung binden und die 
Grundiagenfürdie DurchführungvonVolksinitia- 
tive,Volksbegehren und Volksentscheid anwen- 
dungsfreundlich ausgestaltet werden. 

Von Gewerkschaften angestoßene und mit- 
getragene Volks- und Bürgerentscheide 
sind von vielen kleinen und großen Erfolgen 

gekrönt worden.Sie habendazu beigetragen,dass 
immer mehr Menschen Antworten aufdie Frage 
gefunden haben. ob es besser ist.,,Lebensadernu 
unserer Gesellschaft im Lichte der Öffentlichkeit 
zu organisierenoderdem Dunkel von Kapitalinte- 
ressen zu überlassen. 

Volksentscheide erreichen aber bislang dort 
Grenzen, wo, wie in Hamburg beim Verkauf der 
Krankenhäuser,dasParlamentsich ÜberdenWillen 
der Mehrheit hinwegsetzen kann. 

Hieran muss dann verdeutlicht werden,dass 
diese,,Volksvertreterinnen" sich überden Bürger- 
willen stellen. 

Solchegesellschaftlichen Lernprozesseauszu- 
lösen und zu begieiten,erfordertvon den Gewerk- 
schaften aberauch ein hohesMaßan Kampagnen- 
und Bündni~fähigkeit~ohne die mitgliederzentrier- 

Die Frage,obdieverschiedenen 1nteressen.z.B.von te betriebliche undTarif-Arbeit zu vernachlässigen. 
Kapital und Arbeit, zukünftig in der EU besser, Wer erreichen möchte,dass allequalifiziert mitre- 
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den können, braucht viele und starke Partnerl- 
innen und noch mehr eigenes,,know how". 

verdi ist die ersten Schritte zu mehr Direkter 
Demokratie gegangen.Wir waren die Erstehdie 
sich gezwungen sahen,zurAbwehrfalscher Ent- 
wicklungen neue Pfade zu beschreiten.Werweiß, 
wann nicht nurver.disondern möglichst alledeut- 
schenGewerkschaften,nicht nur regional.sondern 
auch inderganzen Republik.in der Lagesein wer- 
den,schon imvorwegezu sagen.,,unsereMitglie- 
der möchten.dass die Bevölkerung entscheidet, 
dass unsere Gesellschaftan dieser Stellezukünf- 
t ig  so und so aussieht!"? 

Für mehrMitbestimmung und Demokratie-im 
Betrieb und überall! H 

t+ Wolfgang Rose, i s t  Landerbe2irkrteitervan verdi in Hambuig. 
D Klaur-Oibrsrhwe~uher,uerdi8ereichrleiterDi~kte Demokiatie. 

LI N KE? 
Bei uns schon 
seit 1863! 

Mitglied werden! 
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- 
Was heißt Gute Arbeit? 

I von  Kathleen Kol lewe 

~ Gute Arbeit oder Turm zu Babel? 

Das Konzept von Guter Arbeit -das eng- 
lische Wort dafür ist ,,decent work" und 
t r i f f t  es sogar noch besser:,,anständige, 

menschenwürdige" Arbeit - tauchte das erste 
Mal iggg im Bericht der internationalen Arbeits- 
konferenz der Internationalen Arbeitsorganisa- 
tion (ILO) auf Danach umfasst der Begriff diverse 

Jedoch gibt es im Detail keine einheitliche Be- 
griffsbestimmung.Je nachdem, ob wir uns im 
internationalen.europäischen oder nationalen bzw. 
akteursbezogenen Kontext bewegen,werden die 
Inhaltevon GuterArbeit unterschiedlich breit ge- 
fasst. abhängig davon,wie weit man sich über 
Grenzen hinauseinigen kann und wieweit mitden 
Kompromissen riesige Unterschiede im Niveauvon 
beispielsweise Regelungen zu Arbeitsbedingun- 
gen umfasstwerden.Auchin Deutschlandvariiert 
die Auffassungvon Guter Arbeit von Akteurzu 
Akteur. Mit etwas Kreativität kann ein unglaubli- 
ches Spektrum anThemen unterGute Arbeit plat- 
ziert werden-weil sich damit sehr vieles verbinden 
lässt: Sicherheit,Arbeitsbedingungen.Gesundheit, 
Anerkennung.Teilhabe,QuaIifizierung,Motivation. 
Kultur ... Das hat Vor- und Nachteile. Die breite 
SpannedesVerständnisses birgdieGefahrgroßer 
Verwirrung, wovon die Rede ist, wenn man über 
Gute Arbeit spricht.Was zu Missverständnissen 

Aspektevon aliem.was wir untereiner guten Ar- und NichteinhaltungvonVereinbarungenführen 
beit überhau~t subsumieren können.Zusammen- kann.verlockt auch eeradezu zum ..windowdres- " .. ~~ ~ 

gefasst in vier große Säulen gehören dazu Be- sing": Seht her, wie toll wir sind. In den Augen 
schäftigung,SozialeSicherung,Arbeitnehmerln- mancher Zeitgenossen bedeutet Gute Arbeit über- 
nenrechte und Sozialdialog. haupt einen Arbeitsplatz zu haben. 
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Nachdem Arbeitsbedingungen in Zeiten 
des Wandels der Arbeitswelt lange Zeit 
trotz europäischer und internationaler Ini- 

tiativen scheinbar ein NischenthemafürGewerk- 
schaften waren,gerade so.als gingees um ein Lux- 
usthema.dem man sich nun aufgrund der guten 
Konjunkturannehmen kann,rückenvieleAspekte 
von Guter Arbeit wieder in den Fokus der öffent- 
lichen Debatten. Hierin steckt dieChance,die neue 
Arbeitswelt ernsthaft zu gestalten, Internationali- 
sierung wirklich wahrzunehmen als Chancesowie 
alte und neuelnstrumenteso miteinanderzuver- 
binden. dass sich Arbeitnehmerlnnen nicht vor 
ihrerfitigkeitsperspektivefürchten müssen.(Dazu 
haben u.a. die Initiativen der Einzelgewerkschaf- 
ten und des DGB - zuletzt mit dem Index Gute 
Arbeit-aber nunauch der LeitantragderSPDmit 
gleichen Titel beigetragen.) 

Wie kann Gute Arbeit 
gestaltet werden? 

Wichtig beiderGestaltungvon politischen und 
wirtschaftlichen Voraussetzungen für Gute Ar- 
beit ist ein Ansatz.der sich nicht nur aus der So- 
zialpolitikundderen lnstrumentenspeist.Vielmehr 
scheint es sinnvoll. damit auch Einkommens-. 
Vermögens-,Ordnungs-,Bildung- und Finanzpo- 
litikzuverbinden und elnzubezlehen.damit Prä- 
vention und Nachhaltigkeit in einem größeren 
Bedeutungszusammenhangwirken können.Gute 
Arbeit stellt ebenso wie eine nachhaltige Sozial- 
politik,nicht dieAnzahlderMaßnahmen,sondern 
das Ergebnis sozial gerechter Politik dar (siehe 
Kasseler Kreis: Berliner Thesen 2006). 

Für eineerfolgreiche Gestaltungvon Guter 
Arbeit ist es essentiell,dassalle relevanten 
Akteure daran arbeiten. So ergeben sich 

z.B.gemeinsameSchnittpunktefürGewerkschaf- 
ten und SPD invielen Bereichen von Guter Arbeit. 
Hierseien drei davon näher betrachtet: Flexibili- 
tä t  versus 5icherheit.Einstellen aufdiewissens- 
gesellschaft sowie Mitbestimmung und sozialer 
Dialog. 

Secubility statt Flexicurity 

Der immer schnellere Wandel in der Arbeits- 
welt betrifft mittlerweile 213 aller Arbeitnehmer- 
Innen. Damit einhergeht die Flexibilisierungvon 
Arbeitszeiten und Arbeitsorten, die Abkehr vom 
Normalarbeitsverhältnis hin zu neuen Arbeits 
(-vertrags-)formen mit geringerer Absicherungund 
weniger Sicherheit. Der Europäische Rat wird im 
Dezember dazu eine Entschließung fassen, wie 
der Mix aus Flexibilität und Sicherheit in der EU 
aussehen soll. DieGefahr besteht darin,dass Flexi- 
bilität imvordergrund steht,um diewettbewerbs- 
fähigkeit der Unternehmen zu sichern. Erfahrun- - 
gen aus anderen Ländern wie Dänemark,die im- 
mer als ,,best practice" bejubelt werden. zeigen 
allerdings. dass sich die Euphorie für den soge- 
nannten,.Flexicurity-Ansatz"(Flexibility und Secu- 
rity-Flexibilität und 5icherheit)inGrenzen halten 
müsste.VielmehrsolltederAnsatzseineneigenen 
Schwerpunkt inderSicherheit suchen-aIso,,Secu- 
bil ity" heißen, um die notwendige Flexibilität 
sozial zu flankieren. 

Wissen für die gute Arbeit 
- 

Gute Arbeit heißt auch. die täglichen Heraus- 
forderungen einer möglichst nicht eintönigen 
Arbeit meistern, weitgehend selbstbestimmt ar- 
beiten und sich Veränderungen am Arbeitsplatz 
stellen zu können.Aus- und Weiterbildung sind 
dafür prinzipielleVoraussetzungen.ln derzuneh- 
mend wissensbasierten Arbeitswelt reicht die 
Ausbildung am Beginn des Berufslebens nicht 
mehr aus. Dieses Feld betrifft aber auch Bildung 
ienseitsvom eieentlichen Arbeitsablauf.FürArbeit- 
nehmerlnnen,dieaufzunehmendflexibilisierten 
Arbeitsmärkten gegenüberstehen. sind Wissen, 
Kenntnisseund Fähigkeitenvoraussetzungenfür 
die,,Employability"-Beschäftigungsfähigkeit.Un- 
ternehmen klagen über Fachkräftemangel. Für 
schlecht aus-oder kaum weitergebildeteKollegIn- 
nen wird es immerschwieriger,einen passenden 
Arbeitsplatzzufinden bzw.ihnzu behalten.Aller- 
dings kann es nichtdem einzelnen allein überlassen 
bleiben, sich aus- und weiterzubilden. Flexiblere 

t 
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und immerweiter integrierte Arbeitsmärkte müs- man Sicherheit,UnternehmenskuIturoderDialog 
sen auch von Sicherheiten und Angeboten für inMesszahlenpacken?Dennoch:durchdieEinfüh- 
Aus- und Weiterbiidungflankiert werden. rungdes Eurosind Löhne und Preisevergleichbar 

Mitbestimmte neue Arbeitswelt 

Damit kommt ein weiterer Aspekt von Guter 
Arbeit ins Blickfeld.Diedeutsche Mitbestimmung 
lebt von einem echten Sozialdialog und der Mit- 
bestimmungam Arbeitsplatz. Ein Secubility-An- 
Satz sollte,so wieesvom Europäischen Parlament 
gefordert wurde und auch aufder Arbeitslisteder 
deutschen PräsidentschaftfürGute Arbeit stand, 
starkeMitbestimmungsgrundsätzeunddensozia- 
len DialogaisGestaltungsgrundlage nutzen.Dies 
nicht nurfür rechtlich verbriefte Aspektevon Gu- 
terArbeit,sondern auchfür Inhalterdiegemeinhin 
gern unterdem größtenteils unilateralen CSR-An- 
Satz (Corporate Social Responsibility-gesellschaft- 
liche Unternehmensverantwortung) gefasst wer- 
den,umgarantierteMitbestimmungsrechte nicht 
zu verwässern. Diedeutschen Gewerkschaften ste- 
henvorder Herausforderungder Europäisierung 
derMitbestimmung-mit derEuropäischen Aktien- 
gesellschaft undverschiedenen anderen Unterneh- 
mensrichtlinien auf europäischer Ebene wird die- 
se Herausforderung sehr konkret: Unternehmen 
und Kapital sind international und/odereuropäisch 
aufgestellt.MitbestimmteGestaItungder neuen 
Arbeitswelt ebenso die Regulierungoder Re-Regu- 
lierung muss sich demnach ebenfalls grenzüber- 
schreitend orientieren.Dabei spielt die Mitbestim- 
mungdeseinzelnen an seinem Arbeitsplatzeine 
gleichgroße Rolle wie Unternehmensmitbestim- 
mung und Sozialdialog. Ersteres hat bewiesener 
Weiseweniger Chancen ohnedieanderen beiden 
Komponenten. 

geworden.Warum sollen nicht Arbeitsbedingun- 
gen vergleichbar werden? Bei der Entscheidung 
in welcher Art diesgeschehen kann,müssteman 
dieÜberlegungeneinbeziehen,dieam Anfangdes 
Artikelsangestellt wurden:wasversteht manda- 
runter und wie verhindert man den Missbrauch 
eines 1ndexes.Allerdings wären damitvergleiche 
nicht nurinnerhalbeinesunternehmens möglich, 
sondern auch grenzüberschreitend. 

AlsgemeinsameOrientierungshiIfewürde 
ein solcher gemeinsamer Index die grenz- 
ÜberschreitendeGewerkschafts- und Be- 

triebsratsarbeit unterstützen und eventuell Inhal- 
te für  grenzüberschreitendeTarifverhandIungen 
verdeutlichen.Arbeitnehmerlnnen und Unterneh- 
men können direktvergleichen,wie zufrieden sie 
mit ihrerArbeitsindoderwiegesundsieihreArbeits- 
bedingungen einschätzen.Für die Unternehmen 
gelten füreineneuropäischen Indexdiegleichen 
Vorteile wie von nationalen Vergleichindizes. 

Gemeinsam anpacken 

ImSinneeinerinhaltlichen 0rientierung.kom- 
men für Gewerkschaften als auch für die SPD 
mehrere Punkte in Frage. bei denen sich gemein- 
sameSchnittstellenergeben.DieseSchnittstelien 
könnten produktiv genutzt werden, um die ent- 
sprechenden BereichevonGuterArbeit aufzuneh- 
menundzugestalten.Diedargeste1ltenHandlungs- 
felder sind dabei nur ein kleiner Ausschnitt der 
Möglichkeiten. H 

Ausblick: Gute Arbeit vergleichbar 
machen r+ ~ ~ t h ~ ~ ~ ~  K O I I ~ W ~ .  ornmnvipn im ~ t t ~ . < ~ , h ~ . i ~ < + i + ~ , +  i i l  nrr-  - ~~ ~ ~ ~. ,. .. ~ . . . . . . . . . . . . . 

r . > r  5 I U I g  eiccr C V I r l a  <o*r:rr<PD . n ' a i ! .  i- I r$ i r r i  
r r e \  .i.c"ih:,iniI.,.*gcr:e r i .?rnrtrr  n l r n m  , $ T "  Pairc 

Esg or n d ~ r  Menrzanider EU Landerann icne o.rn .Pa i-",! L 121mt~ii.atrc.ni.c . 3 n ~ r  .ri.«rl'cn 

Ansätze für die Messunevon euter Arbeit wie in Y"spDzUentwicke1n 

DeutSchlandmitdemDGB-lndexGuteArbeit.Wis. OieJ~h"dag~n~loa8wirdiirhmitGuterArbeit.Prekaririerungund 
atypischer Berchanigung. weiterbiid~ng und ~ i t b e i t i m m ~ n g a m  

senschaftlich ist dies zwar umstritten: wie will ~ ~ b e i t r p l a t i  beiihanigen. 
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Literaturschau 

von K a i  B-rnie'ster . . 
in derspwalsMagazin in derTraditionder 
gewerkschaftlichen Orientierung. haben 
gewerkschaftlicheThemen seit derGrün- 

dung regelmäßig ihren Platz. Einen umfassende- 
ren Überblick über die gewerkschaftliche Strategie- 

- diskussion gab es vor gut zwei Jahren mi t  dem 
Heft 144.Anlasswareine gemeinsameTagungvon 
ProMS Nord und der lG Metall Jugend im Bezirk 
Küste.Tagung und Heftschwerpunkt setzten sich 
mitdemWandeldergewerkschaftlichen Mitglieder- 
basis, erneuerten betriebspolitischen Konzepten 
(Aktivierung) und der Ausgestaltung des geseli- 
schaftspolitischen Mandats auseinander. Ergänzt 
wurdederSchwerpunkt um einen Beitragzur Inter- 
nationalisierungder Gewerkschaftsarbeit am Bei- 
spiel deutscher und brasilianischer Belegschaften 
in der Chemieindustrie. 

Seitdem hatteneinzelne Artikel immerwie- 
der das strapazierteVerhältnisvon SPD und 
GewerkschaftzumThema.DerTenordieser 

Artikel lagdarin,dass diese Entfremdung weniger 
der Persönlichkeit der einzelnen Akteure,aIs viei- 
mehr strukturellen Ursachen zuzuschreiben ist. 
Entsprechend bemühten sich die Autoren darum. 
nach möglichengemeinsamen Anknüpfungspunk- 
ten in Zeiten des sich erweiternden Parteiensys- 
tems zu fahnden. 

„Strategie Unionism: Aus der Krise zur Erneue- 
rung!" heißt ein bald erscheinendesBuch,in dem 
eine Forschungsgruppe um den Jenaer Sozialwis- 
senschaftler und spw-Mitherausgeber Klaus Dörre 

anderen Blickwinkel ein.Zwar kann es sehrwohl 
sein, dass Gewerkschaften an ihren vielfältigen 
Herausforderungen scheitern;gleichwohl verfü- 
gen sie selbst über verschiedene Optionen zur 
Überwindung der Repräsentationskrise. Dieses 
ausder angelsächsischen Gewerkschaftsforschung 
beeinflusste Buch kann sowohl die deutscheFor- 
schungslandschaft als auch die Gewerkschaften 
beflügeln. 

Beispielhaft hierfür steht der Organizing- 
Ansatz, beidemebenfalls beeinflusstdurch 
usamerikanische Erfahrungendieaktions- 

orientierte Mitgliedergewinnung und -aktivierung 
im Mittelpunkt steht.Über die entsprechenden 
Erfahrungen in anderen Ländern gibtdasvon der 
Böckler-Stiftung herausgebende Buch„Union Re- 
newal -Gewerkschaften in Veränderung" einen 
Überblick. Das Spannungsverhältnis beim Orga- 
nizingzwischendem Organisieren und den Inhal- 
ten greiftdas Buch,,Neverwork alone" mitvielen 
guten Aufsätzen autdassjüngst beimVSA-Verlag 
erschienen ist. Ebenfalls mi t  der Fragestellung 
,,Organizing-Mobilisierunggegen den Mitglieder- 
Schwund" setzt sich das Dezemberheft der Mit- 
bestimmung auseinander. 

DieAdressefürdiegewerkschaftliche De- 
batte ist das VSA-Verlagsprogramm. Her- 
vorzuheben ist etwa das HandbuchLute 

Arbeit",dasvom gleichnamigen lG Metall Projekt 
erarbeitetworden ist.Hierfinden Betriebsräte und 

Ansätzeder gewerkschaftlichen Erneuerung um- gewerkschaftlicheVertrauensleutevielfältigeHand- 
reißt.Nachdem dieSozialwissenschaften in Deutsch- lungshilfenfürdie Praxis. Die Autoren unterbreiten 
land über mehrereJahrzehnteden unweieerlichen hierzu klareGedanken und bieteneine oolitische 
Niedergang der Gewerkschaften vorausgesagt Einordnunggegenden arbeitspolitische Rollback 
haben. nimmt dieses Buch einen wohltuenden in Zeiten der Shareholder-Ökonomie. 

rpw 8 i2oo7 
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Kinderspiel Kapitalismus: Mitten 
im demographischen Wandel ... 

W m 

W H von Alexandra K r a m m  

- -  a 
~ o f ~  wwwfotolia.de;oMarfina Berg 

Es war im Zug nach 5tuttgart.Vormittags. 
um halb10 stieg ich in Berlin-Hauptbahn- 
hof in den ICE. Ich hatte einen Platz mi t  

Tisch reserviert, um in Ruhe arbeiten zu können. 
Die beiden Fensterplätzewaren von einem älteren 
Ehepaar besetzt. Er las Zeitung.sie schälteeinen 
Apfel. Eine karierte Serviette lag fein säuberlich 
auf demTisch ausgebreitet. Darauf landeten die 
Schalen. Die Frau gabdem Mann wortlosdieApfel- 
stücke. Er nahm das Obst, ohne von der Zeitung 
auf zu schauen.steckte es in den Mund.lch legte 
meinen Laptop nebendieServiette mi t  dem Müll 
undversuchteauch nochdieanderen Unterlagen 
aufdemTisch unterzubringen. Die beiden guckten 
mich fragend an 

Eineältere Damestiegein.Sietrugnebendem 
Koffereinen Rucksackaufdem Rücken und einen 
vorderBrust.genau wiewirfrüheralswirmit Inter- 
rail durch Europa tourten. Sie suchten ihre Lese- 
brille.fand sie nicht. Drei mal rannte sie an un- 
sererSitzgruppevorbei,die Kofferwie ein gezück- 
tes Schwert vor sich. Ich schaute mich um und 
konnte niemanden entde~ken~derohne Lesebrille 
der alten Dame hätte helfen können. Der Zug 
war etwa zur Hälfte besetzt und außer mir war 
niemand unter sechzig.lch stand auf und sprach 
mi t  der Frau. Sie guckte mich misstrauisch an, 
hielt ihren Koffer schützend noch etwas höher 
und ergab sich dann ihrer Notlage. Es war kein 
Problem Platz 32 zu finden. Und weil ich schon 
mal da war, half ich noch die Rucksäckeabzuneh- 
men, den Koffer zu verstauen. den Mantel auf- 
zuhängen und das Essen aus den Rucksäcken 
griffbereit zu platzieren. Angesichts des Staus, 
den wirverursacht hatten. hob ich noch drei weite- 
re Rentner-Koffer in die Gepäckablage, bevor ich 
mich mit Rückenschmerzen wieder setzte. 

Der Zugfuhr ab. Ich hoffte.möglichst viel 
Arbeit in den nächsten sechs Stunden zu 
schaffen. Das stellte sich als hoch gesteck- 

ter Wunsch heraus. Nicht, dass die beiden mich 
durch ihre Unterhaltung besonders abgelenkt hät- 
ten.Siesprachen dieganzeFahrt rechtwenig,wa- 
ren aber ausgesprochen aktiv. Der Mann neben mir 
ging fünfmal auf dieToilette,dreimal zum Müll- 
eimer und einmalzum 5chaffner.NachderZeitung 
holtesiedas Kreuzworträtsel raus,dann dieTher- 
moskanne,die belegten Brote,einigeZeitschriften, 
penibel gepellteOrangen.Spielkarten undals Höhe- 
punktdas hart gekochte Ei.Auf demTisch wurde 
dieschale brüchiggeklopft,dann Krümelfür Krü- 
mel akribisch absortiert und auf einer neuen Ser- 
viettegelagert.ZumVorschein kam ein schon leicht 
blaues,riechendes Ei. Er aß es mi t  Salz verfeinert, 
in kleinen Happen.DerCestankdes Eisvermisch- 
tesich mit Gerüchen vonTosca undToiiette.Zum 
ersten Malfühlteich,wasdemographischerWan- 
del wirklich heißen könnte ... 

Ich fragte mich. was diese Alten alle in 
Stuttgartwollen.Waren siefrüher alleals 
Wehrdienstverweigerer,Hausbesetzeroder 

Autonome nach Berlin gekommen? Besuchten sie 
jetzt ihre Kinder, die aus Verzweiflung über den 
BerlinerArbeitsmarkt ihrGlückim reichen Ländle 
suchten? Eine halbe Stundevor Stuttgart stand 
die erste Frau auf,zog sich an und stellte sich an 
dieTür. Die anderen folgten mi t  einer Mischung 
aus Hektik und Panik.Sie wackelten im Gang hin 
und her,aber ich konnteendlich in Ruhe weiter 
arbeiten. W 

DAlexsndraKiamm,irtrelb~tändigeKommuniiationiberaterinund 
Coach in aeiiin (www.rchuitei-bliddej. 
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Stichwort zur Wirtschaftspolitik: 
Die EZB und ihre Geldpolitik 

von Arne  Heise . . 
Foto: wwwpiiatoraiecam,Owebboiiat 

Als im Februar 7992 der Maastrichter Ver- 
trag vom Europäischen Rat unterzeichnet 
wurde. wurde damit ein neues Kapitel in 

derGeschichtedereuropäischen Integration auf- 
geschlagen. Denn anders als noch im Falle der 
Römischen Verträge von 1957 und der Einheitli- 
chen Europäischen Akte (EEA) von 1986 geht der 
Maastrichtervertragmit derschaffungder Euro- 
päischen Union und einer gemeinsamen Währung 
überausschließlich wirtschaftlich motivierteszu- 
sammenarbeiten der europäischen Mitgliedslän- 
derweit hinaus. 

Es gehört mittierweile zum common sense 
derGeldpolitik,dassein positiver Zusam- 
menhangzwischen dem Unabhängigkeits- 

grad einer Zentralbankund der Preisstabilität der 
ausgegebenen Währung besteht.Weniger Konsens 
besteht allerdingsdarin,obdie höhere Preisstabi- 
litätauch mehrWachstumermögiichtodergarmit 
Wachstumsverlust bezahltwerden mussDie EZB 
jedenfalls genießt statutengemäß die höchste 
denkbare UnabhängigkeikSie hat Zielunabhängig- 
keit,sie ist in derWahl ihrerlnstrumenteunabhän- 
&,die handelnden Personen sindvon größtmög- 
licher Unabhängigkeit unddie EZBdarfwederder - - 

Europäischen Kommission noch nationalen Regie- 
D ie  ins t i tu t ione l le  Ausges ta l tung  rungen direkt Kreditegewähren.Schließlich istdie 
de r  EZB 

- 
Deutschland und die Deutsche Bundesbank 

legten großen Wert darauf,dass die EZB weitest- 
gehend nach dem als besonders erfolgreich an- 
gesehenen Bundesbank-Modell konstruiert wur- 
de und dieGeldpolitikder EZBden Prinzipien der 
Bundesbankfolgt. Dies ist keineswegs seibstver- 
ständlich,schließlich wareseinerseitsdie restrik- 
tiveGeldpolitikder Bundesbank,die in Frankreich 
i m  Rahmen der,Francfort'-Politikfürdie ökono- 
mischeStagnation der,Grand Nation'indenig8oer 
und iggoerlahren verantwortlich gemacht wur- 
de,und andererseitsgabes in Europa unterschied- 
liche,KuIturen'derGeldpolitik.Herausgekommen 
i s t  ein System zentraler Dezentralisierung,d.h.die 
EZBsteuertdieGeldpolitik in der EURO-Zone,wäh- 
rend die nationalen Zentralbanken diese Politik nur 
umzusetzen haben. 

Rechenschaftsverpflichtung der EZB äußerst be- 
grenzt:Sieveröffentiicht monatliche undjahresbe- 
richteund kannauchvom Europäischen Parlament 
zuStellungnahmen aufgefordert werden,doch hat 
dieses Berichtswesen immer nur Informations-, 
nicht aber Rechenschaftscharakter,dersich aufdie 
Handlungsweise der EZB auswirken könnte. 

Eine (erste) Bewer tung der Celdpolitik 
de r  EZB 

WiejedeandereZentralbank kann auchdieEZB 
das Ziel der Preisstabilität nicht direkt verfolgen, 
sondern nurdurch Beeinflussungrealer und mone- 
tärer Größen auf die endogene Preisentwicklung 
Einfluss nehmen.ln der akademischen Geldtheo- 
rieist mittlerweilediemonetaristischeGeldmengen- 
steuerung,diedie EntwicklungeinesGeldmengen- 
aggregats als entscheidendes Zwischenziel ansah. 

rpw 8 ioo7 
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T~bcll~:EntwiiklungaurgewählterindikataieninderEURO-Zone,den USAundGroßbrBannien;~999-2oa6;Anmeckung~n~Jahhhhddddhhhhhih- 
1VheVeranderungrraten;Quelle: European Econorny, Statirtlcal Annex, Spring 2006; EZB-Monatrbericht o7iioo6. 

zugunsten eines direkten,lnflationTargeting'mit- 
tels Zinspolitik ersetzt worden. Die EZB hat sich 
bisher noch für keine klareStrategieentscheiden 
können.Mit ihrerz-Säulendtrategieversucht sie 
Geldmengenorientierung und,lnflationTargeting' 
zu verbinden,verwirrt damit aber lediglich die 
Marktteilnehmer,für die der geldpolitische Kurs 
der EZB nur schwer prognostizierbarwird,wenn 
die Indikatoren der beidenSäulensich widerspre- 
chen. Zusätzlich ist das eigentliche Ziel der EZB 
nicht k1ardefiniert:Preisstabilität ist als politische 
Vorgabe in den Statuten der EZB nicht klar be- 
schrieben,dieEZBdefiniert Preisstabilität'selbst 
alseine Preissteigerungsratevon unter,aber nahe 
der 2% Grenze des harmonisierten Verbraucher- 
preisindizes. 

Die Bewertung der Geldpolitik der EZB muss 
an der Erfüllungihrer Aufgaben und Zieleerfolgen: 
Nach EU-vertrag und EZB-Statut ist dieSicherung 
der Preisstabilität das vorrangige Ziel der Geld- 
poiitik,nachgeordnet können dann auchzielewie 
Wirtschaftswachstum oder Vollbeschäftigung 
angesteuert werden. Trotz bislang recht kurzer 
Historieder EZB und ihrer Poiitiksoll zunächst ein 
Blick auf einige Indikatoren geworfen werden 
(Tabelle). 

Miteiner Inflationsratedes harmonisiertenver- 
braucherpreisindizes von durchschnittlich 1.9% 
seit iggg hat die EZB die Zieivorgabefast punkt- 
genau erreicht.alierdingsvariieren die Inflations- 
raten in der EWU weiterhin beträchtlich (2006: 

tannien verglichen, fällt zudem auf, dass auch 
anderen Zentralbanken vergleichbare Preisstabi- 
l i tät erzielen konnten-allerdings bei deutlich 
höheremWirtschaftswachstum.DennobwohI die 
kurzfristigen Realzinsen in der EURO-Zone niedri- 
ger waren als in den USA oder Großbritannien, 
zeigt das Wachstums-Zins-Differenzial, wo das 
Problem liegt: Inderaktuellen Konjunkturphase 
erscheint die Geldpolitik noch zu restriktiv. Die 
Geldpolitik der USA reagierte z.B.deutlich sensiti- 
veraufden konjunkturellen Einbruchdeslahres 
2001 als die EZB und ermöglichte damit eine 
schnellereund kräftigerewirtschaftlicheErholung 
als in der EURO-Zone-und dies,ohne inflationäre 
Gefahren in Kauf nehmen zu müssen. 

Es mussoffen bieiben,obsich hiertatsächlich 
dauerhafte Unterschiede in der geldpoiitischen 
Orientierung unterschiedlicher Notenbanksyste- . 
mezeigen oder lediglich dieeinzigartige Fähigkeit 
des (ehemaligen) amerikanischen Fed-Präsidenten 
Alan Greenspans,die Bedürfnisseder Märkte lesen 
zu können-allerdingsdeutet einigesdarauf hin, 
dass wederdaszentralbank-Design der EZB noch 
das bislang fragmentarisch verbliebene ökonomi- 
sche Governance-System in der EWU optimal in 
dem Sinnegestaltet wäre,dassdie Wirtschaft der 
EURO-Zone sich in einer Form entwickeln kann. 
die den Bürgern der EU den Eindruck vermittelt. 
sie profitierten von der europäischen Integration - 
-die gegenwärtige EU-Skepsis bzw.sogar EU-Frust 
ist also wahrscheinlich hausgemacht. W 

-. .. DeAtschiandi.4%.Cr'ecnen arid 3.5%)Wra Oie 
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Für gute Arbeit und nis.dassErwerbsarbeitfürdieMenschen nachwie - 
Ausbildung. 

vorzentral ist- konsequenterweise haben dieJusos 
Forderungen nacheinem bedingungslosenGrund- - 
einkommen als unsozial abgelehnt -und sich in 

Unsere Richtung: Lin ks! derderzeitigenkapitalistischenFormationgravie- 
rend verändert hat und weiter verändert. 

Schlaglichter vom Juso- 
Umso bedeutsamer ist die Frage. wie Ar- 

Bundeskongress zoo7 in Wolfsburg beitsleben und Arbeitsbedingungenausge- 
staltet werden - und wer über diese Frage 

von Katie Baldschun (mit-)entscheidet.Um Arbeit humanerzu gestal- 
ten und das Arbeitsleben zu demokratisieren,ist 

Vier Wochen nach dem Bundesparteitag 
in Hamburg hat der Juso-Bundesverband 
Ende November auf seinem Bundeskong- 

ressin WolfsburgseinSeibstverständnisals linker 
Richtungsverband neu untermauert.Die Perspek- 
tiveaufdieanstehenden Landtagswahlen in Ham- 
burg, Niedersachsen und Hessen.vor allem aber . 
auf das Europa- und Bundestagswahljahr 2009 
bildeten die Foliederwesentlichen Debatten und 
Beschlüsse. Die zentrale Aussage: DieJusos kämp- 

- fen in und mi t  der SPD für ein linkes Fortschritt- 
sprojekt.das sich aus der Umklammerung dergro- 
Ren Koalition löst und mehr beinhaltet als bloßes 

Bundesarbeitsprogramm: 
Perspektivprojekt und Kampagne 
„Gute Arbeit" 

- 
DerJuso-Bundesverband hatsichein Arbeitspro- 

gramm gegeben,dasdiesemAnspruch Rechnung 
trägt.,,FürguteArbeit und Ausbildung" war nicht 
nur das Motto des Kongresses. Unter dem Stich- 
wort Gute Arbeit und Mitbestimmung wird der 
Bundesverband in den kommenden Monaten in 
einem von vier Perspektivprojekten seineAnforde- 
rungenan Gute Arbeitformulieren und ineine Kam- 
pagnespeisen.Ausgangspunkt bleibt die Erkennt- 

ein Bündnis von Staat.Gewerkschaften und Arbeit- 
gebern notwendig.Weder Staat noch Wirkungen 
des Marktes noch Reaktionsmöglichkeiten auf 
Gewerkschaftsseite lassen sich,so auch die Ein- 
schätzung des Arbeitsprogramms, nur noch auf 
nationalstaatlicher Ebenedenken-daseuropäisch 
konditionierte Mehrebenensystem muss Analyse- 
und Handlungskategorie sein. 

Öffentliche Daseinsvorsorge: 
Für einen Staat als Pionier 

Dieeuropäische Perspektive beanspruchtauch 
inderKongress-DebatteumdieöffentlicheDaseins- 
vorsorge Bedeutung. Bei der in der Linken immer 
wieder diskutierten Frage nach der Funktion des 
Staates im Kapitalismus mussdie Einbindungdes 
Nationalstaats ins Mehrebenensystem stets be- 
wusst sein.Auch die EU-gesteuerte Entwicklung 
vom nationalen Wohlfahrtsstaat zum Wettbe- 
werbsstaat war Auslöserder Privatisierungsweilen 
der letzten Jahre,die mi t  der Diskussion um die 
Privatisierung der Deutschen Bahn aktuell einen 
bundespolitischen Höhepunkt gefunden hat,aber 
seit den iggoern durch Kommunen. Länder und 
den Bund rollt. 

D 0r.iur. Katie Baldrrhun. rtellvertietendc Juro-Bundervoriitzende, 
lebt undarbeitet in Oortmvnd. 
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Privatisierungen abzulehnen, gründet für 
Jusos jedoch nicht auf Staatsgläubigkeit. 
sondernder Überzeugung.dassStaat und 

Markt nicht zweivoneinanderabgeschoitete-oder 
abzuschottende- Räume sind.Auch den Staat al- 
lein als Reguliererzu begreifen.ist nachjungsozia- 
listischer Auffassungzu eng.Vielmehr können in 
öffentlicherVerantwortung,unterdemokratischer 
KontrolleundamGemeinwohlorientiertwirtschaft- 
liche Prozessegesteuert, neue Felder erschlossen 
und Innovationen gefördert werden -und zwar 
unter den Kriterien von Langfristigkeit,Ökologie 
und guterArbeit, zu denen der Markt schlicht nicht 
in der Lage ist. 

Umdie Definitionshoheit überden Begriff der 
öffentlichen Aufgaben oder Daseinsvorsorge ist 
ein Kampfentbrannt.FürJusosunddie Linkeallge- 
mein erschöpft er sich nicht in vermeintlichen 
Kernaufgaben,also Sicherheit und Schutzdes Staa- 
tesundseiner Bürgerselbst.Esgeht auch umdie 
Kernaufgabedes Staates.Chancengleichheit zu 
0rganisieren:lndem allen Menschen dergleiche 
ZuganggarantiertwirdzuGütern und Dienstleis- 
tungen.diefürein Leben in Selbstbestimmung 
notwendigsind.DerJuso-Bundesverband hat sich - 
den Auftrag gegeben,Anforderungen an öffentli- 
cheAufgabenzuformulieren,dieDeutungshoheit 
zu behaupten und der Privatisierungswelle die 
besseren Alternativen entgegenzusetzen. 

U Doppelstrategie: Bewährt ,  erneuert,  
ausgewei te t  

Doppelstrategie2.0 heißtein Beschlussdesdies- 
jährigen B~ndeskongresses~und auch das Arbeits- 
Drogramm formuliert den deutlichen Auftrag der . 
Neubesinnung auf die Doppelstrategie. Dass die 
SPD als machtpolitischer Anknüpfungspunkt der 
Jusosauch Feldfür Auseinandersetzungen ist.hat 
sich aufdem Bundeskongresseher inTeilen,in der 
medial-öffentlichen Wahrnehmungdanach kaum 
gezeigt.Dezidiert kritischeTönegabes in den gro- 
ßen Aussprachen mit Steinmeier,Beck,Zypriesund 
Nahle~~allerdings auchvielVorschuss-Wohlwollen 
für den prominenten Besuch aus der Mutterpartei. 

,.Doppelstrategie gelungen" war indes 
schon aufdem Kongressjedenfallszuver- 
melden im Hinblick auf die großeZustim- 

mung und dieerkennbaren Gemeinsamkeiten mit 
dem GesamtbetriebsratsvorsitzendenVolkswagen, 
Bernd Osterloh. Und eher ungewohnt,aber kultu- 
rell auflockernd und den üblichen Kreis politisch 
ansprechbarer Gruppen erweiternd dasGrußwort 
vonThomas Brökervonderlungen ISN,lnteressen- 
gemeinschaft der Schweinehalter. 

Wahlen: Linkes Prof i l  und 
femin is ie r te  Spitze 

Oie Jusos haben gewählt. Von den rund 300 

Delegierten votierten 76 Prozent für Franziska 
Drohsel als neue Bundesvorsitzende.Schon in der 
Tagespressewaresdaraufhin häufig zu lesen:Das 
beste ErgebnisfürdenVorsitzseitderLinkswende 
1969. Und tatsächlich verknüpft sich mit der gro- 
ßen Zustimmungzum Arbeitsprogramm des Bun- 
desverbandesunddemsehreinigenVotumfürdie 
Vorsitzende der Auftrag. den gesamten Verband 
als linkenTeil der Partei deutlich zu profilieren. 

Ein starkes Signal für die Umsetzung der 
eigenen AnsprücheinVerbandspraxisgeht 
schonjetztvonderVerweiblichungdesVor- 

standesaus:Weibliches Duo Bundesvorsitz und 
Geschäftsführung, insgesamt sechs Frauen in ei- 
nem aus zehn Mitgliedern bestehendenvorstand. 
Die Spitze des noch männlich strukturierten Ver- 
bandes wird weiblich. 
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Ein linkes Codesberg - Beginnenwirmitdem Normalen im Ungewöhn- 
lichen. Das Hamburger Programm ist das erste 

Das neUe Hamburger GrundsatzprogrammeinerdergroßenlinkenVolks- 
Parteien Europasirn neuen 2i.Jahrhundert.formu- 

Programm der SPD liert für die vor uns liegenden zwei bis drei Jahr- 
zehnte.im Unterschied zu allen seinenvorgängern 
ist es erarbeitetvon einer SPD als Regierungs- nicht 

von Det lev Albers alsOppositionspartei-undes brauchtedafüracht 
langeJahre,von iggg bis2007,drei einanderfol- 

B. gendeProgrammkommissionen und nichtweniger 
als vier Parteivorsitzende. 

Der Vorgang verdient europäisches Inter- 
esse: Die deutschen Sozialdemokraten ha- 
benaufihrem Parteitag EndeOktober2007 

ein neuesGrundsatzprogramm beschlossen,das 
Hamburger Programm. Nach Berlin (1989) und 
Godesberg (1959) ist esdasdritte Programm der 
Nachkriegszeit.Spannt manden Bogen überdie 
ganze Parteige~chichte~gingen ihmdas Heidelber- 
ger Programm (1925) und dasGörlitzer Programm 
(1921) in der Weimarer Republik sowie die Program- 
mevon Erfurt(i8gi) undGotha (1875) währenddes 
deutschen Kaiserreichsvoraus.Zum siebten Mal 
also ein neues Grundsatzprogramm, was lohnt 
daran die Aufmerksamkeit? 

Mi t  dem Hamburger Programm meldet 
sich die SPD als Programmpartei zurück. 
Diesem Anspruch fühlte sich die Partei seit 

jeher verpflichtet. Er fand einst seinen Ausdruck 
irn Nebeneinander des Erfurter Programms, das 
in seinem erstenTeil den vermeintlich,,naturnot- 
wendigen" Weg zu einer klassenlosen sozialisti- 
schen Gese1lschaftskizzierte.ihmjedoch imzwei- 
ten Teil einen konkreten Maßnahmekatalog von 
Übergangsforderungen hin zu einer demokrati- 
schen Republikanfügte.DasWissen umdie Berech- 
tigungeines so l chen~~annun~sbo~ens  zwischen 
derVision einer sozialdemokratischen Partei,ihrem 
geschichtlichen Auftrag, und ihren aktuellen tages- 
politischen Zielen hatte sich in den zurückliegen- 
oen .anren Jno .ahrzehnten ver f l~cnr  gr S I  cn. 
worte n e r f ~ r  waren aasScnroder/Bla r-Pap e r a s  

:~ 
. . dem Jahre iggg,weitreichende Privatisierungen 

1 '  q 0 
b 1 ..J \ öffentlicherGüter,nichtwenigeAspektederAgen- 
. . -,4 

I da 2oiooderdieVersuche.zentrale programmati- 

Das Soziale Deut«hland sche Zielvorstellungen wieden..dernokratischen 
' Sozialismus"und„Wirtschaftsdemokratie"alsprin- 

zipieil überholt und damit obsolet abzutun. 

Dieser gesamten Tendenz widersprechen An- 
lage,Methodikund inhaltlicheGrundaussagendes 
jetzigen Hamburger Programms.Nun könnteman 
einwendeydie SPD habe doch ihren Anspruch, 
Programmparteizu sein,auch zuvor niemals auf- 
gegeben. Das aber gilt nurformal, nicht der Sache 
nach. Denn das vorherige Parteiprogramm von 
Berlin.beschlossen im Dezemberig89, bliebtrotz 
wichtieer. bis heuteaktueller Einsichtenverhaftet . * " 

- I I I im Denken des System-Gegensatzes,der nationa- 
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IenTeilung und damit letztlich des Kalten Kriegs. 
Aufdiese Weise waresein Leichtes.seinegültigen 
programmatischen Aussagen. etwa zum Prinzip 
der NachhaItigkeit,unterVerweis aufdie grundle- 
gend veränderten Weitverhältnisse beiseite zu 
schieben.Tatsächlich hattedasBerlinerProeramm 
seineorientierendeWirkungaufdiesozialdemokra- 
tische Regierungspolitik längst eingebüßt. Nur ein 
kleiner Schritt fehlte noch, sich für die Zukunft 
.auf immer"vom Ballast unbequemervisionärer 
Zielbestimmungen zu befreien. 

Umsowichtigeristdermitdem neuen Hambur- 
ger Programm gesetzte Kontrapunkt.Wenn es sich 
schon einleitend in die.,stolzeTraditiondesdemo- 
kratischen Sozialismus" einreiht. dann ist das 
keine rückwärtsgerichteteVerbeugungvorderVer- 
gangenheit.Ausdrücklich bekräftigtderAbschnitt 
über,,UnsereGrundwerte und Grundüberzeugun- 
gen", dass diese Idee nichts Geringeres als den 
programmatischen Horizont sozialdemokratischer 
Zielvorstellungenfürdas 21.Jahrhundertformuliert. 
das,.erstewirklichglobaleJahrhundert".wiees in 
der Zeit-Analyse heißt.Ausdem Land, in dem die 
BerlinerMauerstand.kommtdamit keinezweiJahr- 
zehntespäterdasoffensivste Bekenntniszur AMu- 
aiität eben dieser sozialistischen Zielsetzungen. 

Werwollte be~treiten~dasssich darin eine 
entscheidende Wegmarke für die ganze 
europäische Linke der Gegenwart findet? 

Im ausgehendenig.Jahrhundert hattedas Erfur- 
ter Programm für alle übrigen sozialdemokrati- 
schen und sozialistischen Parteien aufdem Konti- 
nent Pategestanden,diesich damalsinderGrün- 
dungsphasebefanden.DasGodesbergerProgramm 
in der Bundesrepublikder Nachkriegszeit symbo- 
lisierte mi t  der Anerkennung von Grundwerte- 
sozialismus und sozialer Marktwirtschaft einen 
weiteren Wendepunkt,von dem wichtigevorbild- 
wirkungen aufdieeuropäischeSozialdemokratie 
ausgingen. Als eine Art .,Linkes Godesberg" hat 
jetzt das Hamburger Programm gute Chancen. 
ebenbürtig den beiden einflussreichsten Grund- 
satzprogrammen der Partei an dieSeite zu treten. 

Kernbotschaften des Programms 

Den Kllmawandel aufhalten: Welche Zentrali- 
tä t  das Hamburger Programmdem Kampfgegen 
die menschenverursachte Erderwärmung zuer- 
kennt,verdeutlicht die herausragende Stellung, 
allen anderen Widersprüchen vor- und überge- 
ordnet. die es dieser Frage im Eingangs-Kapitel 
.,DieZeit,in derwirlebenueinräumt.InaIlenfolgen- 
den Programmabschnitten begegnet unsdas„Prin- 
zip Nachhaltigkeit" wieder, einschließlich einer 
radikalen Wende der Energiepolitik bis hin zum 
Eintritt in das Solarzeltalter. Es soll dieTätigkeit 
des „Globalen Rats der Vereinten Nationen für 
Wirtschafts- Sozial- und Umweltpolitik" bestim- 
men, eine Kernforderung auf dem Weg zur ange- 
strebten,,Weltinnenpolitik".SeineAufgaben sind 
klar umrissen, nämlich,,wirtschaftliche Interessen, 
soziale Bedürfnisse und ökologische Notwendig- 
keiten aufeinanderab(zu)stimmen".Unausgeführt 
bleibt leiderzwoes um dieSchlüsselfragedes Wie 
der weltweiten Durchsetzung geht. Immerhin 
wird das Nachhaltigkeitsprinzipnicht minderein- 
dringlich inden Kapiteln zur Europäischen Union 
und zur Umgestaltungder Wirtschaft im eigenen 
Land eingefordert.Gleichwohl könntesich schon 
bald herausstellen.dassalledieseZieisetzungen 
vor der dramatischen Zuspitzung der wirklichen 
Klimaverhältnisse verblassen und viel direktere 
Eingriffe in die industrielle Lebensweise erforder- 
lich machen -ganz besonders dort, woher sie 
ihren Ausgang nahm. 

Dem globalen Kapitalismus entgegentre- 
ten: So wenigdieGlobalisierungvon Kapi- 
tal und Waren, Dienstleistungen und Arbeit 

zurückzudrehen ist.- birgt sie doch vielmehr un- 
bezweifelbarechancen-,sowenigist derdaraus 
hervorgegangene globale Kapitalismus akzepta- 
bei.lhn kennzeichnet-ein Mangel an Demokratie 
und Gerechtigkeit".,,Erverschärft alte Ungerechtig- 
keiten und schafft neue". Damit ist eine prinzi- 
pielle Frontsteliungformuliert,in der sich die Sozial- 
demokraten aufgehoben wissen. Der Kampf ge- 
gen die Armut. weitweit, in Europa und bei uns. 
das Eintreten für eine gerechte Weitwirtschafts- 

t 
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ordnungfindet hier seine allgemeinste Begrün- 
dung. Mitten hinein in diese uraite,doch immer 
stärker aufgeladene Auseinandersetzung gehört 
die Forderung nach demokratischer Kontrolle der 
Finanzmärkte,die es ebenfallsauf nationaler,eu- 
ropäischer und globaler Ebene umzusetzen gilt. 
Allerdings.wodasProgrammeben noch beschreibt. 
wie nötig solche Rahmensetzungen sind.da bleibt 
esandererseitsvage und unverbindlich,woes um 
tatsächlich greifende Instrumente geht. Weder 
BörsenumsatzsteueroderTobin-TaxnochEinschrän- 
kungen der Hedge-Fonds Aktivitätekdie mehr als 
Transparenzverlangen,haben Eingang indenText 
gefunden. 

Das soziale Europa muss unsere Antwort auf 
die Globalisierung werden: Wie kein Parteipro- 
gramm zuvor setzt die SPD in Hamburg auf die 
EU als strategischen Schauplatzdereigenen poli- 
tischen Praxis.GegenaileWidersprüche und Halb- 
heiten der heutigen europäischen Tagespolitik 
heißt es gleich zu Beginn des entsprechenden 
Abschnitts:.,Das demokratische Europa braucht 
eine parlamentarischverantwortlicheRegierung 
auf der Basis einer europäischen Verfassung". 
Ebenso eindeutig verwirft das Programm die all- 
gegenwärtige BrüsselerTendenz.den Vorsprung 
des Binnenmarkts verglichen mi t  der sozialen 
Integration ineinedauerhafteDominanzdesMarkt- 
Prinzips auf europäischer Ebene umzumodeln. 
,.Neben die Wirtschafts- und Währungsunion muss 
die europäische Sozialunion mit gleichem Rang 
treten".So und nur so kann die EU jenes Maß an 
innerem Zusammenhalt und internationaler Attrak- 
tivität gewinnen. dass sie zur umgestaltenden 
~ r a f t ~ e ~ e n ü b e r d e m  globalen ~a~ i t a l i smus  befä- 
hi@.Es ist deshalb nur konsequent,wenn sichdas 
Hamburger Programm ausdrücklichdafüreinsetzt, 
dieSozialdemokratische Partei Europasmit dieser 
Stoßrichtung,,zu einer handlungsfähigen Mitglie- 
der- und Programmpartei weiterzuentwickeln". 

GuteArbeit:„Jedegut gemachte Arbeit verdient 
Respekt, aber nicht jede Arbeit ist gute Arbeit. 
Arbeit gehört zum menschenwürdigen Leben, 
aber sie muss auch menschenwürdig sein". Hier 
gelangen wir zu einem Herzstück des ganzen 

Programms; wenn irgendwo, dann verlohnt von 
hier aus ein vergleichender Durchgang durch die 
sozialdemokratische Programmgeschichte.Von 
Mai zu Mai werden uns unterschiedliche Annä- 
herungenan diegeselIschaftiicheWirklichkeit,das 
anhaltende Bemühen um Antworten .auf der 
Höhe derzeit" begegnenNeben derTätigkeit von 
Arbeitnehmern bezieht die,,guteArbeit"desHam- 
burger Programmsauch.,selbstständigeErwerbs- 
formen" und,,wertvolleArbeitjenseits der Erwerbs- 
arbeit" bewusstmitein.AlsTeiieinerglaubwürdigen 
Strategie derVollbeschäftigung bejaht sie„Arbeit- 
platz- und auch Berufswechsel, vor allem aber 
ständiges Dazulernen".lndem sich das Programm 
die darin enthaltenen Anforderungen zu eigen 
macht,vermagesdiedarausfolgenden Erwartun- 
gen an .,gute Arbeit" um so überzeugender zu be- 
gründen. Die.,gerechteTeilhabe am erwirtschaf- 
teten Ertrag" gehören dazu ebensowie der Schutz 
vorSoziaI-und Lohndumping,Tarifautonomieund 
Mitbestimmung. 

Gerechte Daseinsvorsorge: Das Ringen um 
die möglichst umfassende Realisierung 
,.guterArbeit" schafft zugleich die Basisfür 

den Sozialstaat als..eroße zivilisatorische Errun- ..- 
genschaft des 2o.Jahrhunderts". Im Vorfeld des 
Hamburger Parteitagswares zu heftig geführten 
Kontroversen darübergekommen.obdie,,nachsor- 
genden" Elemente des SoziaIstaates,verkörpert 
in Transferleistungen wie dem Arbeitslosengeld 
oder den Renten, gegenüber seinen ,,vorsorgen- 
denrTeilen,wieden verschiedenen Bereichen des 
Bildungswesens, der Integration von Migranten 
oder aufdem FelddesGesundheitsschutzes,stär- 
ker zurücktreten sollten. Schließlich setzte sich 
die Einsicht in die Unentbehrlichkeit beider Be- 
reiche durch. Sie führte zu Aussagen wie diesen: 
„Je früher, individueller und wirksamer das Prinzip 
dervorsorge praktiziert wird,desto besser ist der 
Sozialstaat in der Lage,die großen Lebensrisiken 
solidarisch abzusichernU.Zugleich wird deutlich. 
dass die Gerechtigkeitsfrage in jedem der sozial- 
staatlichenTeilbereichevomBildungs-undCesund- 
heitswesen bis zur Aiterssicherung eigenständige 
Antworten auf vielfach dramatisch wachsende 
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Anforderungenverlangt.5ie reichtvonden bereit und wie viel Orientierung und Handlungsanlei. 
stehenden Ressourcen über die Teilhabe der Be- tungistdarauszugewinnen?Zugleich abersteckt 
troffenen biszur demokratischen Ausgestaltung in dem Abgleich immer auch die Rückfrage: Wie 
dergesamtgesellschafilichenVerantwortung. verhaltensichdieGrundaussagendesProgramms 

zumeigenen politischen Handeln,zur politischen 
Praxis von Sozialdemokraten. egal in welchem 

Moderne Programmpartei Bereich und auf welcher Ebene? 

Parteiprogramme brauchen Leben;dasgiitfür 
ein Grundsatzprogramm in besonders anspruchs- 
voller Weise. Sie gewinnen es aus den Überzeu- 
gungenderMitglieder,fürdiesiesprechen.deren 
Einsichtensiezusammenfügen.Abersie müssen 
sich auch als wirklichkeitsfähigund alswirkungs- 
mächtigerweisen.Deshalb hört die Auseinander- 
setzungmit ihnen nicht auf;sieunterliegeneinem 
ständigenTauglichkeitstest.von innendurch Mit- 
glieder und Anhänger, von außen durch öffent- 
lichkeit. Medien und konkurrierende Parteien, in 
Demokratien nicht zuletzt in Wahlen. 

Diesalles sind Bewährungsproben,diedas Ham- 
burger Programm der SPD noch vor sich hat.Das 
beginnt mi t  dem Prozess der Aneignung des be- 
schlossenenTextes bei den Mitgliedern. und zwar 
aufallen Ebenen,indenOrtsvereinen,Kommunen 
und Landkreisen, auf Landes- und Bundesebene. 
Überall ist ein Abgleich vorzunehmen: Hat das 
Programm dievielfachen Anregungen des Partei- 
basisaufgenommen.fügt essich überzeugend in 
das programmatische Erbedersozialdemokratie, 
gibtesden Antworten auf neue Herausforderun- 
gen der Gegenwart genügend Raum, ist es wirk- 
lich zukunftsfähig?Wiesteht es mit derverknüp- 
fung der Kernbotschaften untereinander, wie 
passen siezuden Einzelaussagendes Programms 
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Dabei ist eines nicht mehr aus der Welt zu 
schaffen:Wer ein neuesGrundsatzprogramm be- 
schließt,setzt dem Pragmatismus in den eigenen 
Reihen Schranken und erhöht den Begründungs- 
zwang für tagespolitisch erforderliche Kompro- 
misse. Denn wer dies alles ignorierte, beschädigt 
die Glaubwürdigkeit seiner Partei viel nachhalti- 
ger,aIs dies in Zeiten programmatischer Leer-oder 
Hohlräume der Fall war. 

Es gehört zu den Stärken der deutschen 
Sozialdemokraten,dasssiesichausgerech- 
net als Regierungspartei einer Großen Koa- 

lition zutrauen,den aktualisierten Glaubwürdig- 
keitskriterien des eigenen Programms standzu- 
halten.Niemand braucht zu befürchten,dasssich 
die SPD deshalb künftig in einen dogmatischen 
Verein von Prorammexegeten verwandelte.Doch 
steht aufder Habenseiteschonjetzt ein unschätz- 
barer Zugewinn an innerem Zusammenhalt und 
der Bereitschaft, sich selbstbewusst in die politi- 
scheAuseinandersetzung mit der Konkurrenzvon 
rechts und linkszu begeben. W 

C+ D,. Detiev Alben. is t  Horhrchullehrer für Politikwirrenrchane" 
an der Universität Bremen. E i  gehorte der SPO-Piogrammkommir- 
rion an und war langelahie Mitglied im SPO-Parieivoirtand,ei lebt 
in Bremen. 
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I. Merkwürdiger Zeitpunkt der Debatte 

Die Diskussion um die Einführungeinerstaat- - 
liehen Schuldenbremse findet zu einem erstaun- 
lichen Zeitpunkt statt, denn erstmals seit fast 
zwei Jahrzehnten kann wieder ein Überschuss 
in den öffentlichen Kassen verzeichnet werden. 
DieVerwunderungwird noch größer,wenn man 
sich dieGründefürdie Entwicklung der Staats- 
verschuldung seit der Wiedervereinigungvor Au- 
gen führt.Sie war das Resultat einheitsbedingter 
Belastungen, umfangreicher Steuersenkungen 
und des schwachen Wirtschaftswachstums. In 
keinemFallewareseine„überbordende"Ausgaben- 

! politik,diefürdiestaatlichen Finanzproblemeder 

j letzten Jahre verantwortlich gemacht werden 
könnte.in kaumeinemandereneuropäischen Land 
sind im letztenJahrzehnt diestaatsausgabenso 
schwach wiein Deutland gestiegen.Diestrengen 
fiskalischen Regeln des Europäischen Stabilitäts- 
und Wachstumspakts setzten die Politik unter 
enormen Konsolidierungsdruck. um die hohen 
Einnahmenausfällezukompensieren,sodassselbst 

iotO ciiritrn K ~ I  die Wirkung der,,automatischen Stabilisatoren" 
-alsodie Hinnahme konjunkturbedingter Einnah- 
meausfälle ohne dass es zu weiteren Ausgabekür- 
Zungen kommt-großenteilsaußer Kraft gesetzt 
wurde. Die einseitige Fixierung auf die Defizitziele 

- verhinderteeine problemadäquate Finanzpolitik, 
~taatsverschuldun~ d.h.eine Politik,diezumindest über mehröffent- 

lichelnvestitionsausgaben der anhaltenden wirt- 
und Investitionen schaftlichen Stagnation entgegen gewirkt hätte. 

Geradedie aktuelle Entwicklung zeigt eindringlich, 
dasseineStabiIisierungodergar Rückführungder 

von Dieter Vesper staatlichen Schuldenquote nur möglich (und ge- 
samtwirtschaftlich sinnvoll) ist,wenn dieWirtschaft 
hinreichend wächst. .. 

Vordiesem Hintergrund solltesich dieDis- 
kussion im Rahmen der Föderalisrnusre- 
form ii nicht mitderFrage beschäftigen.ob 

und wie eine staatliche Schuldenbremse einge- 
führt werden könnte.Vielmehr sollte im Mittel- 
punkt die Frage stehen,wie das Instrument der 
staatlichen Schuldenpolitik unter den Bedingun- 
gen der Europäischen Währungsunion effizienter 
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fürstabilisierungspolitischeZweckeeingesetzt wer- 
den könnte. Diese Frage ist schon deshalb von 
zentraler Bedeutung,weil die Finanzpolitik in der 
Währungsuniondaseinzigelnstrument ist.dasder 
nationalen PolitikzurVerfügungsteht,um stabili- 
sierungspolitisch zu agieren. Will sie nicht ihren 
Anspruch auf politischeGestaItungaufgeben.muss 
sie das Instrument der antizyklischen Finanzpo- 
litik weiterhin nutzen.ja ihren Gebrauch ausbau- 
en. Hierzu gehört auch,sich mi t  den Funktionen 
der Staatsverschuldung auseinanderzusetzen. 

2.Antizyklische Finanzpolitik wirkt 
stabilisierend 

Dieaktuellen Forderungen nach einer Schulden- 
begrenzungfußenaufder klassisch-IiberalenSicht 
über die Rolledes Staates in einer Marktwirtschaft. 
Der Einfluss des Staates durch Besteuerung und 
Ausgaben solle so niedrig wie möglich gehalten 
werden.denn staatliche Aktivitäten seien im Ver- 
gleich zu privatem Handeln unproduktiv. Die 
klassischen Deckungsgrundsätze der öffentlichen 
Haushaltswirtschaft sehen eine Kreditfinanzie- 
rung nurvor,umdiefinanziellen Lasten zukunfts- 
gerichteter Staatsausgaben,also Investitionen, 
generationengerecht zu verteilen. EineVerschul- 
dungspolitikzurGlättungkonjunkturellerSchwan- 
kungen ist nicht schon deshalbnichtvorgesehen, 
weildie klassisch-liberaleSicht aufderVorstellung 
eines Gleichgewichts bei Vollbeschäftigung be- 
ruht. Dahinter verbirgt sich eine Welt, die aus 
einem Systemvon homogenen Wettbewerbsmärk- 
ten mi t  unverzögert flexiblen Preisen und der 
inhärenten Tendenz zur Markräumung besteht, 
und in der Konjunkturschwankungen sich allen- 
fallsalsSchwankungender,,natürlichen"Produk- 
tions- und Beschäftigungsgrade widerspiegeln, 
folglich auch stabilisierungspolitische Interventio- 
nen überflüssig sind. 

Den Gegensatz zu dieser Welt bildet die auf 
KeyneszurückgehendeSicht,dasssich einvollbe- 
schäftigungsgleichgewicht keinesfalls automatisch 
ergibt.vielmehr Gleichgewichtsstörungen die 
Regel sind und dem Staat einewichtige Stabilisie- 

rungsfunktion zukommt,dlefüralleWirtschafts- 
subjektevorteilhaft ist.Seine konjunkturpolitische 
Flexibilität beziehtervorallem ausder Hinnahme 
von Haushaltsungleichgewichten,also der Auf- 
nahme von Schulden. 

Injedem Falle hängtdas Ausmaßderstaat- 
lichen Interventionen von derwirtschaft- 
lichen Entwicklungab. Die Idee des zykli- 

schen Budgetausgleichs sieht vor,dass sich der 
Staat im konjunkturellen Abschwungverschuldet. 
im Konjunkturaufschwung hingegen die Neuver- 
schuldungabgebaut und Haushaltsüberschüsse 
realisiert werden. Ein solcher Ausgleich setzt aller- 
dingseinenweitgehendsymmetrischenKonjunktur- 
verlaufvoraus.eine Bedingung,die in den letzten 
Jahrzehnten nur seltengegeben war.Die ldeedes 
kompensatorischen Budgets ist dieextremste Hand- 
Iungsanweisung,sie stellt das Beschäftigungsziel 
in den Vordergrund. In diesem Konzept wäreeine 
fortgesetzt steigendeStaatsschuld erforderlich,soll 
diedeflatorische Lücke,diesich bei zunehmender 
Sparneigung und sinkender lnvestitionsneigung 
bildet,geschlossen werden.DieGrenzederStaats- 
verschuldung wird hier allein durch dieverwirk- 
lichung des Vollbeschäfiigungsziels gezogen. 

Eine Diskussion um eine angemessene 
Staatsverschuldung muss die Frage nach 
ihren gesamtwirtschaftlichen Wirkungen 

in den Mittelpunkt stellen.Einerseitsentzieht der 
Staat privaten Haushalten und Unternehmen 
durchsteuern und Abgaben Ressourcen,anderer- 
seits tätigt er Ausgaben, die im Unternehmens- 
sektorzu Einnahmenführen;zugleich beeinflusst 
er über seine Kreditnachfrageden Kapitalmarkt- 
zins.Welcher Einflussfaktordominiert. hängt vom 
gesamtwirtschaftlichen Umfeld ab.Vor diesem 
Hintergrund sind die Art. 115 GG und l o g  GG zu 
sehen.Art.iogGG verpflichtet den Gesetzgeber, 
i m  Rahmen seiner Haushaltswirtschaft das 
gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht zu beach- 
ten, d.h. die staatliche Kreditaufnahme an die 
gesamtwirtschaftliche Lage zu koppeln.Art.115 
GG sieht vor, dass die Einnahmen aus Krediten 

b 
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nicht die Summe der im Haushaltsplan veran- dassdannderzusätzlicheSpielraumfürdiestaat- 
schlagen Ausgabenfür Investitionen überschrei- liche Verschuldung zu stark ausgeweitet würde. 
tendürfen.Diese Bestimmungstellt allerdingsauf Freilich lassen sich ökonomische Gründe füreine 
wirtschaftliche ,.Normalsituationen" ab; zur Ab- 
wehr einer gesamtwirtschaftlichen Störung ist 
auch die Kreditfinanzierung konsumtiver Ausga- 
ben erlaubt. In der Summe sind dieverfassungs- 
rechtlichen Grenzen der Staatsverschuldungalso 
recht weit gefasst.Diese Regelungenstehen nun 
in der Kritik und sollen,sowirdvielerorts gefordert, 
abgeschafft werden.Vor allem aus stabilitätspoli- 
tischen Erwägungen gehen diese Überlegungen 
in eine äußerst problematische Richtung.Viel nä- 
her liegt die Frage, wie der Begriff des gesamt- 
wirtschaftlichen Gleichgewichts zu konkretisieren 
ist,um politisch handhabbarzusein.Sicherlichist 
dieseinschwieriges.weil konfliktbeladenesunter- 
fangen.Doch wird die Alternative kaum eine Ent- 
politisierungderwirtschafts- undfinanzpolitischen 
Entscheidungen sein können,wiedies beispiels- 
weisedieVorschlägedes Sachverständigenrates 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung vorsehen. 

3. Weitung des lnvestitionsbegriffs 

Problematisch sind auch dieVersuche,durch 

engere Fassungdes lnvestitionsbegriffs nichtfin- 
den.es sei denn. man bemüht dieVorstellung vom 
liberalen Staatsverständnis, in dem öffentlichen 
Gütern nurgeringergesamtwirtschaftlicher Nut- 
zen beigemessen wird. Hintergrund für eine enge 
Auslegung ist die Befürchtung, dass die öffentli- 
chen Haushalte in der Zukunft zu stark belastet 
würden. Doch h ä n g  das Ausmaß der Last wiede- 
rum davon ab. ob die Wirtschaft hinreichend 
wächst. Dieserfordert eine höhere Produktivität 
der nächsten Generation.also Investitionen auch 
in das Humankapital. 

In diesem Zusammenhang stellt sich die 
Frage,obStaatsschulden tatsächlich künf- 
tige Generationen belasten. Wenn jede 

Generation für ein möglichst hoheswirtschafts- 
wachstum bzw. dafür zu sorgen hat,dass dieVo- 
raussetzungenfürdieseswachstum gegebensind. 
müssenentsprechende Investitionen in dielnfra- 
Struktur, in das Bildungssystern und in die For- 
schunggetätigt werden.Sie erhöhen die Produk- 
tivität einerVolkswirtschaftAlleindiesistderWeg, 
Wohlstand indieZukunft zu übertragen (undauch - 

- eineengereAuslegungdesstaatlichenInvestitions- diez.B.dieAltersversorgungzufinanzieren).Eine 
begriffs die Staatsverschuldung zu beschneiden. Volkswirtschaft insgesamt vererbt der nächsten . . 
Dieökonomische Analyse befördert keineswegs 
eine engere Auslegung des Investitionsbegriffs. 
Aus ökonomischer Sicht können all jene Staats- 
ausgaben als lnvestitionen aufgefasst werden,die 
in zukünftigen Perioden Leistungen (Nutzen) ab- 
werfen. Hierzu zählen zweifelsfrei die Ausgaben 
für das Humankapital. In einerwissensbasierten 

- Gesellschaft, in derwissen dieSchIüsselressource 
fürwirtschaftliche Entwicklungdarstellt, kommt 
diesen Ausgaben möglicherweise eine größere 
Relevanz zu als den Ausgaben für Bauten und 
Ausrüstungen.ln den ÜberlegungendesSachver- 
ständigenrates, des Wissenschaftlichen Beirates 
beim Bundesfinanzministerium oder auch des 
Bundesverfassungsgerichts wird die Bedeutung 
des Humankapitalsfür daswachstum zwar nicht 
in Frage gestellt. Doch wird unisono befürchtet, 

Generation nicht nur Schulden, sondern auch 
Forderungen,und zwar im gleichen MaRe.Dabei 
spielt esauch keine Rolle,obessich um Schulden 
des Staates oder der Privaten handelt,allenfalls, 
ob wir uns dem Ausland gegenüber verschulden 
oder Forderungen (in Formvon Exportüberschüs- 
sen) anhäufen.Deshalb kann auch nicht dieRede 
seinvon einemverteilungskonflikt zwischenden 
Generationen. sondern immer nur von einem 
Konflikt zwischen (künftigen)Steuerzahlern und 
den (künftigen) Gläubigern der Staatsschulden. 
Ob dieser Konflikt gelöst wird. hängt nicht zuletzt 
von der,,gerechten" Besteuerung der nächsten 
Generationen ab. 

rpw 8 izao? 
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Eine Abschätzung der als investiv zu werten- 
den Ausgaben des Staatesfürdas Humankapital. 
konkret Teile der in der Statistik als konsumtiv 
klassifizierten Personal- und Sachausgaben für 
Bildung,Wissenschaft und ForschungauRerhalb 
der Hochschulen, kommt zu dem Ergebnis.dass 
sie mi t  rund 2.5 %des nominalen Bruttoinlands- 
produkts zu beziffern sind. in dieser Größenord- 
nung würde sich der investitionsorientierte Ver- 
schuIdungsspielraumdesStaateserhöhen,wenn 
man Humankapitalinvestitionen berücksichtigte. 
Allerdings stellen sich auch hier eine Reihe von 
Zuordnungs- und Abgrenzungsproblemen. 

Nicht zu Unrecht ist deshalbzufragen,ob 
dieTrennungvon investiven und konsum- 
tiven lnvestitionsausgaben Sinn macht, 

wenn über Sinn und Zweck der Staatsverschul- 
dung räsoniert wird. Letztlich führt eine solche 
Unterscheidung nicht weiter. Deshalb solltedie 
Frage nach Sinn und Zweck primär mit der stabi- 
lisierungspolitischen Aufgabe der Finanzpolitik 
verknüpft werden.Will sie nicht ihren Anspruch 
auf politische Gestaltung aufgeben. muss die Fi- 
nanzpolitikden antizyklischen Ansatz konsequen- 
ter als bisher nutzen. 

4. Ansatzpunkt: 
Mittelfristige Ausgabenlinie 

Unter den Rahmenbedingungen des ..Maas- 
tricht-Vertrages" und der damit einhergehenden 
Fixierung auf Defizitziele ist dies aber kaum mög- 
lich.Die Fixierungder Politikauf Defizitziele muss 
letztlich in eine Sackgasse führen, da die Politik 
nur für die Ausgaben. nicht aber für die Einnah- 
men,deren Höhe weitgehend von derwirtschan- 
lichen Entwicklung bestimmt wird,verantwortlich 
ist.Einen Ausweg aus diesem Dilemma bötedas 
Konzept eines (konjunkturbereinigten)Ausgaben- 
pfades,der Bund und Ländernvoraliem Spielraum 
fürdie WirkungderautomatischenStabilisatoren. 
aberauch-insbesondereauf Bundesebene-für 
eine aktive (diskretionäre) Politik ließe. Hierzu 
müsste die mittelfristige Finanzplanung aufge- 
wertetwerden,indem ihreinegrößereverbindlich- 
keit eingeräumt würde. Diese längerfristige Aus- 
richtung der Haushaltspolitik wird im Übrigen 
durch die zunehmende Praxisder Länder,Doppel- 
haushalte zu verabschieden. gestützt. Auch die 
Koordinierungs-und KontrolIbefugnissedesFinanz- 
planungsrates müssten ausgebaut werden. Die 
zentrale Frage ist.woran sich diese Linieorientieren 
sollte.Grundsätzlich bietet sich der längerfristige 
Trend des nominalen Bruttoinlandsprodukts an. 
Dies hätte zur Folge, dass die Staatsquoten kon- 
stant blieben. 

furWirt~chaffrforrrh"ng(DWBerlin)"ndwaru.a.MifglieddeiArbeifr~ 
kreiser Sfeuerr<hafiungen bem Bundeifinanrmlnirterium. 
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Pm!m??~-.a~l Dokumentation: 

- 
Foto C h r i t i a n  K e l  

(...)Wir müssen uns heute weltweit mi t  drei 
großen Herausforderungen auseinander setzen: 

i.Gelingt es uns.ineinem weltweiten kulturel- 
len Dialogdas Leitbild eines klima- und naturver- 
träglichen Lebensstilsverbunden mit neuen Arbeits- 
und Konsummustern zu finden? 

2. Findet die Politik im WeltmaßstabStrategien, 
das Prinzip der Nachhaltigkeit beim Ressourcen- 
gebrauch (statt -verbrauch) im Einklang mi t  den 
Bedürfnissen der jetzt und in Zukunft lebenden 
Menschen durchzusetzen und globaleGerechtig- 
keitjetzt und in Zukunftzum Leitbild der nationa- 
len und internationalen Politik zu machen? 

j.Ge1ingtes.diedieWeltwirtschaftdominieren- 
den supranationalen Konzerneeineran Nachhal- 
tigkeit gebundenenWeltwirtschafisordnung zu 
unterwerfen? 

Denneinsstehtfest:Umzu überleben müs- 
sen die Menschen anders leben, anders 
arbeiten und anders wirtschaften.Dasall- 

gemeine politische Prinzipist deshalb,.global und 
lokal denken. global und lokal handeln". Wie In 
einem Brennglas bündeln sich die Forderungen 
nach naturverträglicher Lebensweise,nach einer 
der Nachhaltigkeit verpflichteten Politik und nach 
einer global gerechten und naturverträglichen 

P 
Weltwirtschaftsordnung in der aktuellen Frage der 
klimaverträgiichen Weltenergieversorgung. (...) 
ZurSicherungderVersorgungderVolkswirtschaf- 
ten mit den erforderlichen Energiedienstleistun- 
gen aufder Basiserneuerbarer Energieträger ist es 

- kontraprodukti~~den gegenwärtigen Energiemix 
ausendlichen und erneuerbaren Energieträgern 
aufrecht zu erhaiten.Außerdem steht dieVerfügung 

dergroßen Energieproduzenten ÜberdieVerbund- 
netze dem Aufbau einer kleinräumigen Energie- 
Versorgung im Wege. 

Grundprinzipeinerweltweiten Energiewen- 
demuss es seihdie Volkswirtschaften in 
die Lagezuversetzen,ihrenationale Energie- 

versorgungaufder Basis ihrer eigenen erneuerba- 
ren Energieträgersicherzustellen.Aufdem Wege 
des Energieverbundes sollen die Überschüsse an 
Energie auf der Basis erneuerbarer Energieträger 
für den Export zur Verfügung stehen.Vorausset- 
zungdafür ist ein internationalesVerbundnetz in 
Erdkabel-Bauweise und unter öffentlicher Kontrol- 
le mit fairen Einspeisungsrechten. (...) 

Forderungen f ü r  
d i e  in te rna t iona le  Ebene: 

Zwischenstaatliche Verträge der Bundesrepu- 
blik undder EU mit Staaten insbesonderedes 
Südens zurZusammenarbeit beim Umstieg auf 
erneuerbareEnergieträger mitvorrangfürden 
Eigenbedarf; 

D Eineinternationale Energieagenturunteröffent- 
licher Kontrolle und unabhängig von Energie- 
konzernen als Trägerin internationaler Ver- 
bundnetze; 
mindestens kostendeckendeVergütung sowie 
gerechte Einspeisungsregelnfür erneuerbare 
Energien in Europa und weiteren Staaten nach 
demvorbild des deutschen Erneuerbare Energie 
Einspeisungsgesetzes (EEEG); 
Verbesserung der CDz-Bilanz; 

D VerbotvonGentechnik und Kunstdüngersowie 
der Abholzungvon Wäidernfürdie Produktion 
von Energiepflanzen; (...) 
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Effektivierungdes Instruments des Emissions- 
handelsund Ergänzungum ein Instrument zur 
Lizenzierungdesverbrauchsvon Kohlenstoff; 
Eine Umweltsteuerauf europäischer Ebenezur 
Finanzierung der Klima- und Umweltziele der 
EU; 
Kerosinbesteuerung sowie Abschaffung aller 
weitereren Steuerprivilegien im Flugverkehr; 
zusätzliche Ausgleichszahlung für jede Flug- 
reise, Verwendung für Energiesparmaßnah- 
men und Erneuerbare Energien in Staatendes 
Südens. 

Forderungen auf Bundesbene: 

Aufgreifen der Handlungsvorschläge der En- 
quete-Kommissionendes Deutschen Bundes- 
tags zumSchutzdes Menschen und der Umwelt, 
des Klimas und zur Globalisierung insbesonde- 
re Stoffstromanalysen des Autos,der Energie- 
träger und der Landwirtschaft; 

0 Bindung einer verbesserten Umweltbesteue- 
rung an die Finanzierung des Klimaschutzpro- 
gramrns der Bundesregierung. (...); 
Prioritätfürden Schienenverkehr im Bundesver- 
kehrswegeplan; auf allen Strecken an allen 
Wochentagen (...); 
Senkungder PreisefürdenÖffentlichenVerkehr 

L..); 
Tempolimit:izo km/haufAutobahnen,ioo kmlh 
auf Schnellstraßen.80 kmlh auf Landstraßen; 
Aufnahmeder im Klimaschutzprogramm nicht 
mehr enthaltenen Begrenzungder Besteuerung 
der Dienstwagen; 
sofortigeStillegungaller Atomanlagen und Be- 
grenzung der Kohleenergie auf Forschungfür 
COz- Neutralität; 
Förderungder Brennstoffzellen-Forschungfür 
Ein- und Zweifamilienhäuser; 
Verbotvon Gentechnikund Kunstdüngerfürdie 
Produktion von Energiepflanzen; 
Auflösungder Energiekonzerne. 

Forderungen auf Landes- und 
Kommunalebene 

Prioritätensetzungfürerneuerbare Energieträ- 
ger und Energiesparen wie Solardächer, Block- 
heizkramechnik.Kraft-Wärme-Kopplung.Wär- 
medämmungund Ausrichtungder Häusernach 
Süden in der Raumordnungs- und Flächennut- 
zungsplanungsowie in den Bebauungsplänen; 
Unterstützungdes Klimaschutzprogrammsder 
Bundesregierungmit Förderinitiativendes Lan- 
des und der Kommunen; 

D Sicherungder kommunalen Energieproduktion 
und -verteilungdurch Stadtwerke in kommuna- 
lem Besitz sowie AusgabevonTeilhaberscheinen 
mit Stimmrecht an Bürgerinnen und Bürger; 
Absagean diePrivatisierung der Einrichtungen 
kommunaler Daseinsvorsorge; 
PrioritätfürdenSchienenverkehr undsonstigen 
Öffentlichen Verkehr in der Fläche in der Ver- 
kehrsplanung; 
Ausstiegder Stromversorger mit kommunalen 
Besitz-Anteilen aus dem Vertrieb von Atom- 
strom; 
Kündigung der Versorgungsverträge mi t  der 
EON, Rückkauf des Stromnetzes; 
landwirtschaftliche Nutzungvon Landes- und 
kommunalen Flächen nur ohne Kunstdünger, 
Pestizide und Gentechnik. 

Deshalb rufen wir zur Unterstützungdes Nord- 
hessischen Klimabündnisses Energie - Arbeit - 
Umwelt auf.Wirfordern Entscheidungsträger in 
Politik.Wirtschaft,Wissenschaft und Medien auf, 
sich für den skizzierten Energiekonsens und die 
daraus abzuleitenden Forderungen aktiveinzuset- 
zen.lnsbesonderedievonderBevölkerunggewähl- 
ten Vertreter auf kommunaler und regionaler 
Ebene.in den Landtagen-dem Bundestagunddem 
Europäischen Parlament.Arbeitgeber und Gewerk- 
schafter rufen wir zu Initiativen für eine Energie- W 
wendeauf. Beieiner Existenzfrage relativieren sich 
Gegensätze zwischen den politischen Lagern und 
vordergründige wirtschaftliche Interessen. W 
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PrivateEquity Thema in der 
SPD-Bundestagsfraktion 

Drangeblieben sind die SPD-Finanzpoiitiker im 
Bund im Einsatz gegen ein spezielles Phänomen 
des Finanzmarkts. die sog.,.Heuschrecken". Hier 
steht auch immer noch die Auseinandersetzung 
m i t  dem Koalitionspartner um die sog. Private- 
Equity-Gesetzgebungan.Diese wird derzeit von 
CDUICSU aufdie lange Bankgeschoben.weil ihr 
die Regulierung des Finanzmarktes nicht passt. 

Björn Böhning wird kommissarischer 
Vorsitzender des Forum DLzi 

Andrea Nahles legt zum Jahresende ihrevor- 
sitzendentätigkeit im Forum DLzi e.V. nieder. Der 
Vorstand hat einstimmig den bisherigen Juso- 
Bundesvorsitzenden gebeten.den Vorsitz irnVer- 
einderSPD-Linken zu übernehmen.Die Neuwahl 
desVorstandssoliaufderturnusmäßigenMitglie- 
derversammlung am 15. Februar 2008 in Berlin 
erfolgen. 

Das R sirobegrenz,ngsgesetz e ne nat ona e Er-  b Infor: w w w f o r ~ r n  d 21 ue 
eanz~neaes  B..noeshninzm n rreri.mszJoen n~ ~ " 
G8-Initiativen PeerSteinbrücks,um die internatio- 
nalen Finanzmarktrisiken einzudämmen, ist der 
Union zu scharf Auch das dazugehörende Wag- 
niskapitalbeteiligungsgesetz-entworfen,um ziel- 
genau Investments in junge, innovative Unter- 
nehmen zu unterstützen-hatdie Union in den 
Beratungen angehalten: Sie will die ,,Heuschre- 
ckenbranche" umfassender fördern und riskiert 
hier sogar den Bruch mi t  ihrer klassischen Klien- 
tel.dem Mittelstand. 

Juso-Bundesvorstand neu gewählt 

Franziska Drohsel erzielte als neue Juso-Bun- 
desvorsitzend das beste Ergebnis einer Vorsit- 
zenden seit der Juso-Linkswende. Den Vorstand 
komplettieren neben der neugewählten Bundes- 
geschäftsführerin Katrin Münch (Berlin)diestell- 
vertretendenvorsitzenden Simone Burger(Bayern), 
Michael Clivot (Saarland),Gudrun Hoffmann (Sach- 
sen),RalfHöschele(Berlin).Sonja Pellin (Rheinland- 
PfaIz),JendrikSchröder (Nord-Niedersachsen),Jan 
Schwarz (Braunschweig) und Katie Baldschun 
(NRW).Mit breiter Mehrheit wurde Cordula Drautz 
alsdeutscheKandidatin fürdas AmtderIUSY-Vize- 
Präsidentin nominiert. 

Zur Private-Equity-Gesetzgebung der Großen 
Koalition ist im September zoo7 eine Broschüre 
der Parlamentarischen Linken erschienen, die 
Ortwin Rundeerarbeitet hat.Siesteht unter dem 
Titel ,.Intelligenz gegen Geldgier"zum Download 
auf den Internet-Seiten der PL. 
W Download: www.oarlamentarische-Linke.de 

Parlamentarische Linke diskutiert 
über Crundeinkommen 

Die Parlamentarische Linke in der SPD-Bundes- 
tagsfraktion diskutiert am 23. Januar mi t  dem 
spw-Chefredakteur Reinhold Rünker überunter- 
schiedliche Konzepte eines Grundeinkommens. 
Rünker hatte zu Jahresbeginn ein Papierfür die 
Parlamentarische Linke erarbeitet, in dem er sich 
gegen dasauch beiTeilenvonGrünenlBündnisgo 
und Linkspartei diskutierte Grundeinkommen 
ausgesprochen hatte. 
W Infos: www.oarlamentarische-Linke.de 
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Berufliche Wechsel 

spw-RedaktionsmitgliedThorben Albrecht ist 
seit 01. Dezember Büroleiterderspw-Herausgebe- 
rin und stellvertretenden SPD-Parteivorsitzenden 
Andrea Nahles im Willy-Brandt-Haus.Albrecht war 
zuletzt beim DGB-Bundesvorstand für europäi- 
sche Politik zuständig und bringt Erfahrung aus 
demwilly-Brandt-Hausmit:in deniggoerlahren 
war er zeitweilig u.a.Juso-Bundesgeschäftsführer 
und später Büroleiterdes stellv.SPD-Vorsitzenden 
Rudolf Scharping. 

Veränderungen gibt es auch im Bundestags- 
bürovonAndreaNahles:Jan Buschwirdseinejuris- 
tischeAusbildunginden nächstenzweiJahren mit 
dem 2 .  Staatsexamen fortsetzen.Tanja Bergrath. 
die auf dem Juso-Bundeskongress im November 
nicht wieder als Bundesgeschäftsführerin kandi- 
dierte,wird die Aufgaben als persönliche Referen- 
t in  übernehmen.Jan Busch wird aberweiterfür 
das Büro Nahles tätig sein. 

16 Verbände fordern individuelle 
Besteuerung anstelle statt Familien- 
splitting 

Ein Bündnisvon Gewerkschaften und Sozialver- 
bänden hat sich mit einem alternativen Steuer- 
modell an dieöffentlichkeit gewand und lehntdie 
Erweiterungdes Ehegattensplittings zu einem Fa- 
miliensplittingab,wieesdieCDU in ihrem neuen 
GrundsatzprogrammvorschIä@.Siefordern statt- . 
dessen. dass die Einkommen von Ehepartnern 
grundsätzlich individuell besteuertwerden,sowie 
es für Menschen in allen anderen Lebensformen 
gilt.Die bestehende Unterhaltspflicht in Ehen solle 
übereinen übertragbaren Grundfreibetrag berück- 
sichtigt werden.der künftig auch eingetragenen 
Lebenspartnerschaften zugute kommen solle. 

Durch die vorgeschlagene Reform des Ehegat- 
tensplittings würden Mittel in Höhe von Ca. 16 
Mrd. Eurofrei.„Dieses Geld soll gezielt dafürein- 
gesetzt werden.die Lebenssituationvon Kindern 
und Familien in Deutschland zu verbessern. Der 
weitere Ausbau der Bildungs- und Betreuungs- 
infrastruktur ist dabeifür unsebensozentral wie 
die Schaffungeinereigenständigen materiellen 
Existenzsicherungfür Kindera'heißt es inder Erklä- 
rung,die arn 04. Dezember 2007 in Berlin vorge- 
stellt wurde. 

Ein gutes Drittel aller Familien würdevon der 
Einführung eines Familiensplittings in keinster 
Weise profitieren-da sieaufgrund ihresgeringen 
Einkommens keine Steuern zahlen oderweil sie 
von sozialenTransfers leben. Eine stärkere Berück- 
sichtigungvon Kindern im Steuerrecht komme 
dahervor allem besondersgut verdienenden Men- 
schen mi t  mehreren Kindern zugute. 

Das Konzept,das u.a.von der Arbeiterwohlfahrt. 
DeutscherJuristinnenbund,Deutsches Kinderhilfs- 
werk e.V.,Gewerkschaften sowie weiteren Verbän- 
den erarbeitet wurde, steht auf der Homepage 
des,,Zukunftsforum Familiee.V." zurVerfügung. 
b Download: www.zff-online.de 
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5 Fragen an ... 
D Heiko Kretschmer 

D i leiko K re t s thme~  aktueller Bild aus 2007. 
>.Bild CS.) 1998 beim EuropeanCommitteeder IUSY in Rom. 
>.Bild CS.) ,994mit der NahOrt-Delegation derlurai in Beirut. 

Foto? privat 

Heiko Kretschmer,Jahrgangig67,ist Diplom- 
Physiker.Sein politisches Engagement be- 
gann in Marburg,woer u.a.alsstellvertre- 

tender hessischer Landesschülersprecheraktivwar 
und auch studierte.1993 wurdeer als stellvertre- 
tender BundesvorsitzenderderJusosgewähIt und 
nach derWiederholungdesJuso-Bundeskongres- 
ses 1995 nahm der das Amt des IUSY-Vizepräsi- 
denten bisigggein.Nach einer Fortbildungzum 
Beraterfür Public Relationswarereinigelahre bei 
Agenturen beschäftigt bevor er zoo1 mit einem 
Partnerdie KommunikationsberatungJohanssen 
+Kretschmergründete,derengeschäftsführender 
Gesellschafter er bis heute ist. Heiko lebt mit sei- 
nem Freund und Hund in Beriin-Mitte. 

spw: Was verbindest Du heute mi t  Deiner 
Juso-Zeit? 

Heiko Kretschmer: Aus heutiger Sicht wür- 
de ich da den Kampf für die.,Abschaffung 
der Wehrpflicht" nennen.1994 habeich zu- 

nächst gemeinsam mit dem Arbeitskreis Frieden 
und dem Juso-BundesvorsitzendenThomas West- 
phalgegenviele Widerständesowohl inderJuso- 
Linken als auch im Gesamtverband eine Position 

F durchgesetzt. die die Wehrpflicht ablehnte und 
eineFreiwilligen Armee mit überwiegend befriste- 
ten Zeitverträgen vorsah.Jetzt aufdem Hamburger 
Bundesparteitag hatdieSPDinGrundzügendiese 

- Position übernommen.Kurzum: Ein Erfolgvon 13 
Jahren innerparteilicher Auseinandersetzung. 

spw: Welche Diskussionen haben Dich beson- 
ders geprägt? 

HeikoKretschmer:Geprägt hat micheigent- 
lich die Internationale Politik. Unsere deut- 
schen Diskussionen relativierten sichdort 

meistsehrstark.Die aktive Begleitungdes Friedens- 
Prozesses im Nahen Osten, die lnitiierung von 
Jugenddialogen zwischen Israelis und Palästinen- 
sern. zwischen Arabern und Europäern und am 
Ende aber auch das Scheitern vieler dieser Initiati- 
ven im Wiederaufflammen des Konflikteswaren 
bewegendeMomente.Ein Highlight bleibt natür- 
lich immer das IUSY Festival in Bonn 1996. Viel 
Arbeit imvorfeid, manch politischer Konflikt,am 
Ende gelebte Solidarität. 

spw:Waswarfür Dich persönlich derwichtigs. 
teMeilenstein in Deinem politischen Leben? Was 
würdest Du heute anders machen? 

Heiko Kretschmer: Die Entscheidung,iggg 
nicht für den Juso-Bundesvorsitz zu kandl- 
dieren und somit nicht zum Berufspolitiker 

zu werden.Was damals nur wenige verstanden 
haben, hat sich für mich als biografischer Glücks- 
griff herausgestellt.Auf demJuso-Bundeskongress 
in Cera1995 i s t  derverband in eineseinertiefsten 
Krisengeraten.ErbrauchtegutzweiJahre,umsich 
davon zu erholen.Waswäregewesen.wenn man 
damalswenigerverbissen mit der Macht im Juso- 
Verband umgegangen wäre? 
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spw:Welche Erfahrungen und Fähigkeiten hast 
Du aus derluso-Zeit in Dein heutiges Leben mit- 
gebracht? 

Heiko Kretschmer:Jusos und SPDwaren die 
wichtigste Schule fürs Berufsleben,die ich 
hatte.Zwar hat meinStudium mich imab- 

strakten und szenarischen Denken geschuit.Doch 
das Know-how um politischeProzesse,umdieBe- 
deutungvon individuellen und organisierten Inter- 
essen und die Bewertung von gesellschaftlicher 
BedeutungsmachtvonThemen basiert auf Erfah- 
rungen,dieich in der politischen Arbeit gemacht 
habe. Noch heute kann ich immer wieder davon 
profitieren,dass mir das Zusammenspiel von Zivil- 
gesellschaft und Nichtregierungsorganisationen 
mit institutionalisierter Politikin Fleisch und Blut 
übergegangen ist. 

spw: Du hast inzwischen viele Jahre mit poli- 
tischer Kommunikation Dein Geld verdient.Was 
würdest Du Dir von der Politik wünschen. damit 
sich die Situation für politische Kommunikation 
verbessert? 

Heik0Kretschmer:Einfach mal zuhören und 
dazulernen. 

rpw: Heik0,vielen Dank für das Gespräch. D 

D Dar lntervlewfuhne Aiexandra Krarnm. 

Abigg2gabesin der SPDeine heftigeDis- 
kussion überdie Frage,obdie Bundeswehr 
sich an Blauhelm-Einsätzen beteiligen soll. 
Etwa zeitgleich wurdeim JusoVerbanddie 
Frage nach der Legitimation derWehrpflicht 
gesteilt.Dabei gabeszwei wesentliche Be- 
gründungsstränge: Die fehlende Wehrge- 
rechtigkeit, der massive Eingriff des Staats 
in die individuelle LebensplanungJugend- 
licherund auch die Abwehr erster Forderun- 
gen nach einer allgemeinen Dienstpflicht 
für Frauen und Männeraufdereinen Seite. 
Derandere ergabsich aus generellen sicher- 
heitspolitischen Überleg~ngen~nicht mehr 
das Massenheer,sondern intelligente, hoch 
qualifizierte Einheiten würden dieZukunft 
der Bundeswehr biIden,sodassdie Berufs- 
Soldaten mehr und mehreine Armeein der 
Armee bildeten. 
Aufdem Juso-Bundeskongressigg4in Her- 
ne wurde die Ablehnung der Wehrpflicht 
dann erstmals bei den Jusos beschlossen. 
Danach begann einezäheDiskussion in der 
Parteilinken, die erst Ende der goer Jahre 
mehrheitlich aufeineWehrpflicht kritische 
Pasitioneinschwenkte.DamitwardieGrund- 
lagefüreineintensive Auseinandersetzung 
in der SPD gelegt,die schließlich auf dem 
Hamburger Parteitag in der Forderung nach 
AussetzungderWehrpflicht vorläufig ihren 
Höhepunkt fand. 
[Alexandra Kramm] 




